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Vorwort

Drei Jahrzehnte nach der Friedlichen Revolution 
und ein dreiviertel Jahrhundert nach dem Ende der 
nationalsozialistischen Diktatur werden mit sechs 
eng aufeinander abgestimmten Bausteinheften ins-
gesamt 308 Quellen veröffentlicht.

Diese Quellen stammen mit einzelnen Ergänzun-
gen überwiegend aus den Beständen des Landes-
archivs Sachsen-Anhalt und vermitteln einen be-
eindruckenden Einblick in die dichte archivische 
Überlieferung zu den beiden deutschen Diktaturen 
des 20. Jahrhunderts.

Archive bieten mit ihren originalen Quellen einen 
einzigartigen Zugang zur Geschichte, wobei die 
Nutzung am Original in den Lesesälen und für eine 
mittlerweile digitalisierte Auswahl auch über Online-
Angebote erfolgen kann – das Archivportal-D weist 
hier den Weg zu den unterschiedlichsten Überliefe-
rungen (https://www.archivportal-d.de/).

Das Landesarchiv Sachsen-Anhalt stellt seine Quel-
len allen Nutzungsinteressierten für ergebnisoffene, 
individuelle Auseinandersetzungen mit historischen 
Themen zur Verfügung. In einer demokratischen 
und pluralistischen Gesellschaft ist der Zugang zu 
öffentlichem Archivgut grundsätzlich frei. Damit die 
Bürgerinnen und Bürger von diesem Recht umfas-
send Gebrauch machen können, müssen sie die 
Möglichkeiten des Archivzugangs kennen und sich 
kritisch mit historischen Themen auseinanderset-
zen können. Die Kooperation von Schulen, Einrich-
tungen der politischen Bildungsarbeit und Archiven 
kann hierfür die Voraussetzungen schaffen und ver-
langt zugleich ein besonderes Engagement aller Be-
teiligten.

Mit dem Projekt „Außerschulischer Lernort Lan-
desarchiv Sachsen-Anhalt“, in dem dieses Heft 
entstand, sollen Hemmschwellen bei Lehrer*innen 
und Archivar*innen abgebaut werden. Das Projekt 
fördert die Auseinandersetzung mit regionaler Ge-
schichte im Schulunterricht. Es soll Lehrer*innen 
den Einsatz von historischen Text- und Bildquellen 
im Unterricht erleichtern und zur Entwicklung von 
Projekten zur regionalen oder lokalen Geschichte 
anregen.

Archive als außerschulische Lernorte bieten einen 
einzigartigen Zugang zu Geschichte und machen 
Vergangenheit auf vielfältige Weise erfahrbar. Durch 
die Befähigung zum selbständigen Arbeiten mit 
Archivalien leistet die Archivpädagogik einen wich-
tigen Beitrag zum kritischen Umgang mit Quellen 
und Informationen. Die souveräne, eigenständige 
Auseinandersetzung mit historischen Themen er-

möglicht eine kritische Teilnahme am gesellschaft-
lichen Diskurs und ist demokratiefördernd.

Die Bausteinhefte der Reihe  bereiten 
sorgfältig ausgewählte historische Dokumente mit 
zahlreichen Hintergrundinformationen didaktisch 
auf. Sie ermöglichen es Lehrkräften, lokale und re-
gionale Geschichte zu vermitteln, die nicht im Schul-
buch vorkommt. Und sie erleichtern Schüler*innen, 
aber auch allen historisch Interessierten, den Weg in 
die Archive und den Zugriff auf die dort verwahrten 
Quellen.

Diese neue Publikationsreihe ist aus Sicht des Lan-
desinstituts für Schulqualität und Lehrerbildung 
mehr als eine Quellensammlung und mehr als eine 
archivpädagogische Handreichung. Die in insge-
samt sechs Bausteinheften didaktisch aufbereiteten 
und thematisch arrangierten Quellen fungieren als 
„Brücke“ in mehrfacher Hinsicht, denn sie ermög-
lichen:

•   unkomplizierten und zugleich professionellen 
Zugang zu authentischen Originalquellen,

•   schulformübergreifenden Einsatz in der 
Sekundarstufe I und/oder II,

•   Weiterentwicklung der historisch-politischen 
Bildung und 

•   Weiterarbeit in außerschulischen Lernorten.

Die didaktische und unterrichtspraktische Relevanz 
der Materialien resultiert auch aus einem expliziten 
Bezug zu den Fachlehrplänen der Sekundarschule 
und des Gymnasiums. Das Landesinstitut für Schul-
qualität und Lehrerbildung hofft, dass die in diesem 
Vorhaben angelegten „Brücken“ mit Leben und un-
terrichtspraktischen Erfahrungen sowie Einsichten 
gefüllt werden. Dafür steht die Publikation als klas-
sisches Printmedium und als navigierbares digitales 
Dokument mit Verlinkungen zu den Beständen des 
Landesarchivs zur Verfügung.

Aufgabe der Landeszentrale für politische Bildung 
ist, mittels vielfältiger Bildungsarbeit die Entwick-
lung eines freiheitlich-demokratischen Bewusst-
seins zu fördern und die Bereitschaft zur politischen 
Mitarbeit zu fördern. Daran anknüpfend soll die 
politische und kulturelle Bildungsarbeit in unserem 
Land, in allen öffentlichen und freien Bereichen so-
wie Institutionen angeregt und gefördert werden. 
Dafür erarbeitet und publiziert die Landeszentrale, 
auch zusammen mit vielen Kooperationspartnerin-
nen und -partnern, umfangreiche Materialien für die 
Bildungsarbeit im Land.
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Die Auseinandersetzung mit beiden deutschen Dik-
taturen des 20. Jahrhunderts ist ein Kernbestandteil 
der Arbeit der Landeszentrale für politische Bildung, 
die sich in vielfältigen Projekten, Veranstaltungen, 
didaktischen Handreichungen und Publikationen 
widerspiegelt. Ein besonderes Augenmerk wird 
dabei auch auf die landes- und regionalgeschicht-
lichen Ereignisse in Sachsen-Anhalt gelegt. Umso 
mehr ist es wichtig, mit Quellen auch aus unserem 
Bundesland eine breitgefächerte Bildungsarbeit zu 
ermöglichen.

Das Projekt „Außerschulischer Lernort Landesarchiv 
Sachsen-Anhalt“ wurde realisiert mit Fördermitteln 
des Bundesministeriums für Wirtschaft/ des Beauf-
tragten der Bundesregierung für die neuen Bundes-
länder. Die Veröffentlichung der Bausteinhefte erfolgt 
in Kooperation des Landesarchivs Sachsen-Anhalt 
mit dem Landesinstitut für Schulqualität und Lehrer-
bildung und der Landeszentrale für politische Bil-
dung. Diese Zusammenarbeit wollen wir auch bei der 
Vermittlung der Projektergebnisse und bei künftigen 
Projekten fortsetzen.

Dr. Detlev Heiden

Leiter des Landesarchivs 
Sachsen-Anhalt

Maik Reichel

Direktor der Landeszentrale  
für politische Bildung  
Sachsen-Anhalt

Thomas Schödel

Direktor des Landesinstituts  
für Schulqualität und  
Lehrerbildung Sachsen-Anhalt

Thomas Schödel, Maik Reichel und Dr. Detlev Heiden (Foto: Viktoria Kühne)
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Einleitung

Das Landesarchiv Sachsen-Anhalt begreift sich als 
Kulturgut sicherndes und zugänglich machendes 
historisches Gedächtnis des Landes sowie als bür-
gerorientierter Informationsdienstleister. Seine viel-
fältigen Angebote werden mit den Bausteinheften der 
Reihe  um den Bereich der historischen 
Bildungsarbeit erweitert. Mit dem Aufzeigen quellen-
gestützter Wege zur Auseinandersetzung mit der 
doppelten deutschen Diktaturgeschichte des 20. Jahr-
hunderts möchte das Landesarchiv einen Beitrag zur 
Erinnerungskultur und Demokratieförderung leisten.   

 bietet exemplarische und didaktisch auf-
bereitete Materialien an, die zur weiteren Befassung 
sowie zur Arbeit mit den Quellen motivieren und zum 
Archivbesuch einladen sollen.

Zum Einstieg behandeln jeweils drei Bausteinhefte 
der neuen Reihe den Nationalsozialismus und die Ge-
schichte der DDR. Sie sind Ergebnisse des Projektes 
„Außerschulischer Lernort Landesarchiv Sachsen-An-
halt“, das an seinen Standorten Magdeburg (Verena 
Meier; Nationalsozialismus) und Merseburg (Till Goß-
mann; DDR) realisiert wurde. Die Bausteinhefte sollen 
Lehrer*innen, Schüler*innen und allen Interessierten 
einen multiperspektivischen Zugang zur Geschichte 
und ihren Deutungsmöglichkeiten bieten. 

Die eng begrenzte regionale Quellenauswahl mit kon-
sequenter Orientierung an ausgewählten Themen-
schwerpunkten ermöglicht die intensive, direkte und 
quellenkritische Auseinanderansetzung mit der histo-
rischen Überlieferung. Die übergeordneten Leitfragen 
nach Repression und Handlungsspielräumen, Jugend 
und Erziehung sowie Wirtschaft und Arbeit lagen bei-
den Teilprojekten zugrunde und ermöglichen sowohl 
Vergleichsperspektiven als auch die Wahrnehmung der 
Spezifika beider deutscher Diktaturen.

Eine konzeptionelle Klammer auch für künftige Bau-
steine der Reihe  bildet der Begriff der 
Gesellschaft. Dieser wird als Ausprägung des sozialen 
Zusammenlebens definiert, das seit der Frühen Neuzeit 
einen Handlungsrahmen ausbildete, welcher die indivi-
duelle Erfahrungswelt übersteigt – beispielsweise durch 
Recht, Ökonomie, Kommunikation, Globalisierung oder 
auch Digitalisierung. Die Pluralität der Gesellschaft wird 
durch eine Quellenauswahl zum Ausdruck gebracht, die 
einer holzschnittartigen Darstellung von historischen 
Ereignissen und Entwicklungen entgegenwirken soll. 
Lehrkräften und Schüler*innen, Bildungsarbeitenden 
und historisch Interessierten wird mit den Bausteinhef-
ten ein erleichterter Zugang zur Geschichte angeboten.

Die Materialien sind schulformübergreifend für Schü-
ler*innen ab der 9. Klasse ausgewählt und umfassen 
historische Quellen unterschiedlicher Niveaustu-

fen. Im Mittelpunkt des didaktischen Konzepts von 
 stehen regionales Lernen, das Arbeiten 

mit in der Regel ungekürzten Originalquellen, Sprach-
sensibilität durch Anmerkungen zu ideologischen, stig-
matisierenden oder herabwürdigenden Begriffen sowie 
die multiperspektivische Einordnung der Quellen. Die 
historischen Dokumente sind so aufbereitet, dass die 
jeweiligen Archivalien in den Entstehungskontext ein-
geordnet sowie die Komplexität und Ambivalenz histori-
scher Entwicklungen nachvollzogen werden.

Jedes Bausteinheft beginnt mit einem kurzen didak-
tischen Kommentar, der zugleich die inhaltlichen 
Schwerpunkte der Quellenauswahl skizziert. Eine de-
taillierte Quellenübersicht verschafft insbesondere den 
Lehrkräften einen Überblick über die im Baustein ent-
haltenen Quellen und informiert ausführlich über histo-
rische Hintergründe, Überlieferungsgeschichte und be-
sondere Merkmale der ausgewählten Archivalien.

Die thematischen Schwerpunkte dieses Baustein-
heftes reichen in sieben Kapiteln von Gleichschal-
tung in Wirtschaft und Arbeitswelt sowie Ausschluss  
von Oppositionellen bis zu Zwangsarbeit im National-
sozialismus. Die Kapiteleinführungen führen in das 
jeweilige Thema ein und nehmen regionalgeschichtli-
che Bezüge auf. Zudem ordnen sie die dazugehörigen 
Quellen in den Gesamtkontext ein und zeigen Zielset-
zung wie Motivation der jeweiligen Quellenauswahl auf. 
Eingefügte Erklärkästen liefern Hintergrundinformatio-
nen und erläutern Fachbegriffe. Rot hervorgehobene 
Sprachkästen geben Hinweise zu problematischen Be-
griffen und fördern so die Sprachsensibilität.

Jede Quelle ist mit einer kurzgehaltenen Einführung 
versehen, welche die für die Quellenarbeit notwendi-
gen Informationen bereithält. Die Quellen sind in der 
Regel ungekürzt abgedruckt. Für handschriftliche Do-
kumente werden zusätzlich Transkriptionen angeboten.

Die in der Quellensammlung dargestellten Archivalien 
beinhalten teilweise personenbezogene Angaben, die 
noch archivgesetzlichen Schutzfristen unterliegen. In 
solchen Fällen wurde in den Abbildungen geschwärzt 
und ein Pseudonym eingefügt.

Verena Meier und Till Goßmann als den Projektbearbei-
tenden sowie Dr. Riccarda Henkel, Dr. Björn Schmalz 
und Dr. Felix Schumacher, die das Projekt im Landes-
archiv Sachsen-Anhalt fachlich steuerten, gebührt mein 
besonderer Dank. Mit außergewöhnlichem Engage-
ment konnte ein ambitioniertes Projekt innerhalb eines 
knappen Zeitraumes mit umfänglichen und hoffentlich 
anregenden Ergebnissen abgeschlossen werden.

Detlev Heiden
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Dieser Baustein thematisiert die Umgestaltung des Wirt-
schafts- und Arbeitslebens durch die NS-Diktatur. Dabei 
wirkten sich insbesondere die NS-„Rassenideologie“, 
das Konzept der „Volksgemeinschaft“ und das „Führer“-
Prinzip stark auf diese Bereiche der Gesellschaft aus. 

Der Baustein behandelt jedoch nicht nur die Privat-
wirtschaft, sondern auch den öffentlichen Dienst. So 
zeigt das Kapitel zur Gleichschaltung der Wirtschaft 
und der Arbeitswelt sowie Ausschluss von Oppo-
sitionellen anhand eines konkreten biografischen 
Beispiels, wie das „Gesetz zur Wiederherstellung des 
Berufsbeamtentums“ auf einen Mathematiker und 
Beamten der Lebensversicherungsanstalt Sachsen-
Thüringen-Anhalt angewandt wurde. Ihm wurde zur 
Last gelegt, der „Schwarzen Front“ nahe zu stehen, 
die sich als vorrangig „linker Flügel“ der NSDAP von 
dieser abgespaltet hatte. Daneben werden Beispiele 
zu „Gleichschaltung“ und Zerschlagung von Gewerk-
schaften sowie der polizeilichen Überwachung von 
Oppositionellen in der Arbeitswelt angeführt. 

Das Kapitel Arbeitseinsatz und Arbeitsbeschaf-
fung widmet sich den Maßnahmen zur Senkung der 
Arbeitslosenzahlen nach der Weltwirtschaftskrise von 
1929 sowie den wirtschaftlichen Kriegsvorbereitun-
gen durch den Vierjahresplan. Außerdem wird der 
Mythos des Autobahnbaus als nationalsozialistisches 
Werk dekonstruiert. 

Das Kapitel „Volksgemeinschaft“ und „Betriebs-
gemeinschaft“ rückt Alltagsgeschichte in den Fokus 
und hinterfragt den nationalsozialistischen Einfluss 
auf den Arbeitsalltag, so etwa bei Betriebsfeiern der 
Schuhfabrik Arsand in Weißenfels. In diesem Kapitel 
wird auch aufgezeigt, wie sich bereits zu Beginn der 
NS-Diktatur antisemitisches Verhalten im Wirtschafts-
leben offenbarte, ohne dass dafür staatliche Verord-
nungen oder Gesetze vorlagen.

Die Kapitel vier bis sechs thematisieren verschiedene 
Formen und Opfergruppen von Repression in der Wirt-
schafts- und Arbeitswelt während der NS-Diktatur. Das 
Kapitel Ausschluss von Jüdinnen und Juden aus 
der Wirtschaft behandelt antisemitische Maßnahmen 
gegen jüdische Geschäfte und Unternehmen, wie 
Boykottaufrufe, Zerstörungen während der November-
pogrome sowie die „Arisierung“ jüdischer Geschäfte. 
Ein Schuhgeschäft in Gardelegen, das Kaufhaus der 
Gebrüder Barasch sowie die Papierhandlung Sperling 
aus Magdeburg werden näher beleuchtet. 

Die Aktion „Arbeitsscheu Reich“ wurde im April und 
Juni 1938 von der Gestapo und Kriminalpolizei in Zu-
sammenarbeit mit Arbeitsämtern, Fürsorgebehörden 
und anderen kommunalen Behörden durchgeführt. 
Es handelte sich um zwei große Verhaftungswellen 
von als „arbeitsscheu“ und „asozial“ bezeichneten 
Personen, die in Konzentrationslager transportiert 
wurden und dort meist Zwangsarbeit leisten muss-
ten. Das Ausmaß dieser Verhaftungswellen offenbart 
sich daran, dass die KZ-Häftlinge mit dem schwarzen 
Winkel (als „arbeitsscheu“ und „asozial“ Inhaftierte) 
bis Kriegsbeginn die größte Häftlingsgruppe bildeten. 
Dieses Kapitel veranschaulicht aber auch, wie Ange-
hörige der KZ-Häftlinge ihre Handlungsspielräume 
nutzten und sich für eine Freilassung ihrer Familien-
mitglieder einsetzten. 

Die in Kapitel sechs thematisierten „Arbeitserzie-
hungslager“ der Gestapo wurden ab 1940 eingerich-
tet und befanden sich meist bei größeren Betrieben. 
Sie dienten der Bekämpfung des „Bummelantentums“ 
und der Hebung der „Arbeitsdisziplin“. Arbeitgeber 
konnten Arbeitnehmer bereits bei geringfügigen Ver-
stößen gegen Arbeitsvorgaben durch die Gestapo in 
ein solches Lager einweisen lassen.

Das Kapitel Zwangsarbeit im Nationalsozialismus 
richtet den Blick auf einen bedeutenden Aspekt der 
Kriegswirtschaft. Durch den Einsatz von mindestens 
12 Millionen Zwangsarbeitenden im Deutschen Reich 
und weiteren Millionen in den besetzten Gebieten 
konnten deutsche Unternehmen ihren Arbeitskräfte-
mangel ausgleichen und ihre Produktion während 
des Krieges aufrechterhalten. Die Quellen in diesem 
Kapitel dokumentieren verschiedene Gruppen von 
Zwangsarbeitenden, wie KZ-Häftlinge, „Ostarbeiterin-
nen“ und „Ostarbeiter“, Zwangsarbeitende aus dem 
Westen sowie Kriegsgefangene. Sie veranschauli-
chen auch die unterschiedlichen Einsatzbereiche der 
Zwangsarbeitenden, wie z. B. in der Industrie oder der 
Landwirtschaft. Neben den normativen Grundlagen 
der NS-Zwangsarbeit, die vor allem von der NS-„Ras-
senideologie“ geprägt sind, werden auch die Hand-
lungsspielräume von Zwangsarbeitenden aufgezeigt, 
die sie zum Beispiel zur Beschaffung von Lebensmit-
teln nutzten. Schließlich spiegelt sich ihr Lebens- und 
Arbeitsalltag im Zweiten Weltkrieg in Zeitzeugendoku-
menten aus den1990er und 2000er Jahren.

Wie beeinflusste der Staat das Wirtschafts- und 
Arbeitsleben im Nationalsozialismus und welche 
Folgen hatte dies für die Menschen?

Leitfrage

Didaktischer Kommentar
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Quellenübersicht

Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über die in diesem Baustein enthaltenen Quellen mitsamt einer Angabe der jeweiligen Niveaustufe und der Archivsignatur. 
Die einzelnen Quellen sind mit orangefarbenen Punkten markiert, die mit ansteigender Zahl das Anforderungsniveau der Materialien hinweisen. Ein niedrigschwelliger 
Zugang (●) liegt bei kurzen und einfach geschriebenen Quellen vor, die wenig Fachbegriffe und zu dekonstruierende Ideologien enthalten. Bei Quellen, die aufgrund 
der Komplexität des Inhalts, des sprachlichen Duktus sowie des notwendigen Hintergrundwissens schwerer zu erschließen sind, besteht ein mittelschwelliger Zugang 
(● ●). Quellen wurden mit dem höchsten Niveau als hochschwelliger Zugang (● ● ●) bewertet, wenn sie besonders umfangreich sind und ein erhöhtes Dekonst-
ruktionsvermögen erfordern, z. B. durch die Dichte an Fachbegriffen, die zu dekonstruierenden Ideologien oder die zeitliche Distanz zum dargestellten Geschehen.
Letzteres ist beispielsweise bei Zeitzeugenaussagen der Fall.

Quelle/
Niveau

Titel Signatur Hinweise zur Quelle

Gleichschaltung in Wirtschaft und Arbeitswelt sowie Ausschluss von Oppositionellen

Lehrplan Sekundarstufe (9/10): Errichtung der NS-Diktatur, Terror und Widerstand

Lehrplan Gymnasium (9): Errichtung der NS-Diktatur, Wirtschafts- und Sozialpolitik, Opposition und Widerstand

Lehrplan Gymnasium (11/12): Formierung und Konsolidierung der NS-Diktatur, Merkmale und ideologische Grundlagen

Q 1a
● ● ●

„Gesetz zur Wiederherstellung des 
Berufsbeamtentums“ vom 7. April 
1933

LASA, C 20 I Oberpräsident Magde-
burg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 
277, Bl. 3-4.

Dieses Gesetz wurde etwa zwei Monate nach der Machtübernahme der Na-
tionalsozialisten vom neuen Reichskanzler Adolf Hitler erlassen. Es bildete 
die rechtliche Grundlage für die Amtsenthebungen von oppositionellen und 
jüdischen Beamtinnen und Beamten. Paragraph drei des Gesetzes war der 
sogenannte „Arierparagraph“, der sich gezielt gegen Jüdinnen und Juden 
richtete. Es war das erste Gesetz in der NS-Diktatur, das solche rassistischen 
Bestimmungen enthielt. Die Angabe der Parteizugehörigkeit wurde erst mit den 
darauf folgenden Durchführungsbestimmungen verpflichtend.

Q 1b
● ● ●

Überprüfung eines Beamten der 
Lebensversicherungsanstalt Sach-
sen-Thüringen-Anhalt auf Grund-
lage des „Gesetzes zur Wiederher-
stellung des Berufsbeamtentums“ 
von August 1933

LASA, C 20 I Oberpräsident Magde-
burg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 
280, nicht paginiert.

Q 1b bis Q 1h geben Einblicke in die Anwendung dieses Gesetzes auf den 
Versicherungsbeamten Dr. Hasso Härlen der Lebensversicherungsanstalt 
Sachsen-Thüringen-Anhalt. Mit dem Schreiben in Q 1b richtete sich der Lan-
deshauptmann von Merseburg an den Leiter der Politischen Polizei in Weißen-
fels und bat darum, Untersuchungen gegen den Beamten vorzunehmen. Dr. 
Hasso Härlen wurde beschuldigt, Mitglied der „Schwarzen Front“ zu sein, einer 
Abspaltung des vorrangig „linken Flügels“ der NSDAP („Strasser-Bewegung“). 
In dem Schreiben in Q 1c wird dem Direktor der Lebensversicherungsanstalt 
über das politische Verhalten des Mathematikers Dr. Hasso Härlen berichtet. 
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Q 1c
● ● ●

Schreiben vom 10. August 1933 
an den Direktor der Lebensver-
sicherungsanstalt Sachsen-Thü-
ringen-Anhalt über die politische 
Einstellung des Versicherungsbe-
amten Dr. Hasso Härlen

LASA, C 20 I Oberpräsident Magde-
burg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr.  
280, nicht paginiert.

Dieses Schreiben wurde zwei Tage nach der polizeilichen Meldung (Q 1b) auf-
gesetzt. In seinem Antwortschreiben (Q 1d) geht der Direktor darauf ein, wie 
sich Dr. Hasso Härlen zu den Anschuldigungen gegen ihn äußerte. Der Direk-
tor bringt außerdem die besondere Qualifikation und die wichtigen fachlichen 
Fähigkeiten des Beamten für die Lebensversicherungsanstalt zum Ausdruck. 
Q 1e ist der Bericht der Politischen Polizei von Weißenfels vom 31. August 
1933 über die Feststellungen der politischen Betätigung von Dr. Hasso Härlen. 
Q 1f ist ein Schreiben des vorläufigen Landeshauptmanns von Merseburg an 
den Direktor der Lebensversicherungsanstalt vom 12. September 1933 über 
die Dienstentlassung von Dr. Hasso Härlen auf Grundlage des „Gesetzes zur 
Wiederherstellung des Berufsbeamtentums“ und Q 1g der Fragebogen, auf 
dessen Grundlage das Amtsenthebungsverfahren in die Wege geleitet wurde. 
Q 1h verdeutlicht, wie der Betroffene seine Handlungsspielräume gegen diese 
Maßnahme zu nutzen versuchte, indem er am 17. Oktober 1933 einen Be-
schwerdebrief an den Landesrat und Beauftragten für Untersuchungssachen 
beim Landeshauptmann der Provinz Sachsen schrieb. Dies ist eines von vielen 
weiteren Schreiben des Beamten, die in der Akte überliefert sind. Er versuchte, 
die Anwendung des Gesetzes auf ihn abzuwenden, indem er sich auf seine 
völkische und politisch rechtsgesinnte Haltung berief. Außerdem bemängelte er, 
dass die Behörden dieses Gesetz inkorrekt anwandten, indem sie sich auf un-
passende Paragraphen beriefen. Damit verbunden war nicht nur der Versuch, 
seine Position zu halten, sondern auch eine zukünftige Karriere in anderen Ver-
waltungsbereichen sowie seine Pensionsansprüche zu sichern. 

Bei der Auswertung dieser Quellen in ihrem Gesamtzusammenhang sind die 
lokalen Dynamiken und behördlichen Zuständigkeiten zu berücksichtigen. Der 
Einbezug unterschiedlicher Quellen ermöglicht eine multiperspektivische Sicht 
auf die Anwendung dieses Gesetzes auf eine Person, die nicht zu den klassi-
schen Gruppen der Betroffenen gehört (Kommunistinnen und Kommunisten 
oder Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten sowie Jüdinnen und Juden). 
Die Durchführung dieses Gesetzes oblag den Behördenleitern. Regierungsprä-
sidenten oder Landräte entschieden auf der Grundlage des Gesetzes unter Be-
teiligung der personalverantwortlichen Stelle der jeweiligen Behörde, nachdem 
die Beamten zuvor in entsprechenden Formularen Angaben zu ihrer Abstam-
mung, Parteienzugehörigkeit, Lebenslauf etc. gemacht hatten.

Q 1d
● ● ●

Schreiben des Direktors der 
Lebensversicherungsanstalt 
Sachsen-Thüringen-Anhalt vom 12. 
August 1933 über die politische 
Einstellung des Versicherungsbe-
amten Dr. Hasso Härlen

LASA, C 20 I Oberpräsident Magde-
burg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 
280, nicht paginiert.

Q 1e
● ● ●

Bericht der Politischen Polizei 
Weißenfels vom 31. August 1933 
über die politische Betätigung des 
Versicherungsbeamten Dr. Hasso 
Härlen

LASA, C 20 I Oberpräsident Magde-
burg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 
280, nicht paginiert.

Q 1f
● ● ●

Dienstentlassung von Dr. Hasso 
Härlen vom 12. September 1933 
auf Grundlage des „Gesetzes zur 
Wiederherstellung des Berufsbe-
amtentums“

LASA, C 20 I Oberpräsident Magde-
burg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 
280, nicht paginiert.

Q 1g
● ● ●

Fragebogen von Dr. Hasso Härlen 
zur Durchführung des „Gesetzes 
zur Wiederherstellung des Berufs-
beamtentums“ vom 25. August 
1933

LASA, C 20 I Oberpräsident Magde-
burg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 
280, nicht paginiert.

Q 1h
● ● ●

Beschwerdebrief von Dr. Hasso 
Härlen an den Landesrat und Be-
auftragten für Untersuchungssa-
chen beim Landeshauptmann der 
Provinz Sachsen vom 17. Oktober 
1933

LASA, C 20 I Oberpräsident Magde-
burg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 
280, nicht paginiert.
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Q 1i
● 

Schreiben der Staatspolizeistelle 
Halle an den Regierungspräsiden-
ten von Merseburg vom 23. Mai 
1936 über den illegalen Wieder-
aufbau freier Gewerkschaften im 
Hotelgewerbe

LASA, C 48 Ie Regierung Merseburg, 
Polizeiregistratur, Nr. 1166, Bl. 57.

Mit diesem Schreiben vom 23. Mai 1936 informierte die Staatspolizeistelle (Gesta-
po) Halle den Regierungspräsidenten von Merseburg über den illegalen Wieder-
aufbau freier Gewerkschaften im Hotelgewerbe durch SPD-Mitglieder.

Q 1j
●

Schreiben der Staatspolizeistelle 
Halle an den Regierungspräsiden-
ten von Merseburg vom 19. Juni 
1936 über Kommunistinnen und 
Kommunisten in der Landarbeit

LASA, C 48 Ie Regierung Merseburg, 
Polizeiregistratur, Nr. 1166, Bl. 73.

Mit diesem Schreiben vom 19. Juni 1936 wandte sich der Leiter der Staatspolizei-
stelle in Halle an den Regierungspräsidenten von Merseburg und bat um Bericht-
erstattung über Kommunistinnen und Kommunisten in der Landarbeit. Aus dem 
Schreiben geht hervor, wie politisch Verfolgte die Arbeit in ländlichen Regionen 
nutzten, um sich weiterhin politisch zu organisieren, da hier der Polizeiapparat 
weniger stark ausgebaut war als in den Städten. Da es sich bei dieser Quelle um 
ein Schreiben der Gestapo handelt, finden darin Begrifflichkeiten der politischen 
Polizei wie „kommunistische Elemente“ Verwendung, die sprachlich eingeordnet 
werden müssen.

Arbeitseinsatz und Arbeitsbeschaffung

Lehrplan Sekundarstufe (9/10): Errichtung der NS-Diktatur, Zweiter Weltkrieg (→ Q 2h bis → Q 2i) 

Lehrplan Gymnasium (9): Errichtung NS-Diktatur, Mythos Autobahnbau und Senkung der Arbeitslosigkeit, Zweiter Weltkrieg (→ Q 2h bis → Q 2i)

Lehrplan Gymnasium (11/12): Formierung und Konsolidierung der NS-Diktatur, Weltwirtschaftskrise 

Q 2a
● ●

Arbeitsbeschaffungsprogramm 
durch Straßenbau zum Ende der 
Weimarer Republik: Schreiben des 
Preußischen Ministers für Land-
wirtschaft, Domänen und Forsten 
an den Oberpräsidenten der Pro-
vinz Sachsen vom 13. Mai 1932

LASA, C 20 I Oberpräsident Magde-
burg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 
2824, Bl. 2 (RS).

Mit diesem Schreiben vom 13. Mai 1932 wandte sich der Preußische Minister für 
Landwirtschaft, Domänen und Forsten an den Oberpräsidenten der Provinz Sach-
sen und berichtete über die Pläne für ein Arbeitsbeschaffungsprogramm durch 
Straßenbau. Dieses Dokument verdeutlicht, dass die nationalsozialistische Regie-
rung mit ihrer Konjunkturpolitik und Arbeitsbeschaffungsprogrammen an theoreti-
sche und praktische Vorarbeiten aus der Weimarer Republik anknüpfte.
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Q 2b
● 

Propagandabild von 1936 zum 
Autobahnbau

Hugo Fischer (Hg.), 'Deutschland 
dankt ihm ...' : [Illustrierte Propagan-
daschrift zur Reichstagswahl 1936] 
Berlin [1936].

Bei diesen Bildern handelt es sich um Fotomontagen einer Propaganda-Zeitschrift 
aus dem Jahr 1936. Die Zeitschrift wurde anlässlich der Reichstagswahl und 
Volksabstimmung am 29. März 1936 gedruckt. Auf dem Umschlag ist eine groß-
formatige Aufnahme von Adolf Hitler mit der Beischrift „Deutschland dankt ihm“ zu 
sehen. Auf jeder der insgesamt 24 Seiten wird ein anderer Dank ausgesprochen. 
Diese Seite unterstreicht die ideologische Untermauerung des Autobahnbaus. Die 
gesamte Zeitschrift ist als Propagandamittel für den „Führerkult“ zu werten.

Q 2c
● 

Schreiben der HAFRABA e. V. 
an den Oberpräsidenten vom 11. 
August 1933 über den geplanten 
Autobahnbau 

LASA, C 20 I Oberpräsident Magde-
burg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 
2847, Bl. 13.

Der Verein HAFRABA – Verein zur Vorbereitung der Autostraße Hamburg – 
Frankfurt – Basel e.V. setzte sich bereits in der Weimarer Republik für den Bau 
von Autobahnen ein. Mit dem Schreiben vom 11. August 1933 in Q 2c wandte 
er sich an den Oberpräsidenten der Provinz Sachsen. Darin geht der Verein auf 
die Verwirklichung der Pläne von Autobahnen unter der neuen nationalsozia-
listischen Regierung ein und lädt zu einer öffentlichen Veranstaltung mit dem 
Generalinspekteur für das deutsche Straßenbauwesen Fritz Todt ein.

Q 2d ist ein Schreiben des Landesarbeitsamts Mitteldeutschland vom 16. 
Oktober 1933 an den Oberpräsidenten der Provinz Sachsen. Darin wird die be-
sondere Bedeutung des Autobahnbaus für die Reduzierung der Arbeitslosigkeit 
in der Provinz Sachsen betont. Es verdeutlicht die Positionierung des Landes-
arbeitsamtes zum Reichsautobahnbau im Jahr 1933. In Verbindung mit Q 2c 
werden der HAFRABA e. V., das Landesarbeitsamt sowie der Oberpräsident 
(als höchster Verwaltungsbeamter in der Provinz Sachsen) als wichtige Institu-
tionen in diesem Prozess erkennbar.

Q 2d
● 

Schreiben des Landesarbeitsamts 
Mitteldeutschland an den Ober-
präsidenten der Provinz Sachsen 
vom 16. Oktober 1933 über den 
Reichsautobahnbau

LASA, C 20 I Oberpräsident Magde-
burg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 
2847, Bl. 38.

Q 2e
● 

Verordnung zur Durchführung des 
Vierjahresplans vom 18. Oktober 
1936

LASA, C 20 I Oberpräsident Magde-
burg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 
4808, Bl. 1.

Die Quellen Q 2e bis Q 2g widmen sich dem Vierjahresplan: Q 2e ist die 
Verordnung zur Durchführung des Vierjahresplans von 1936 und liefert die 
gesetzlichen Grundlagen zur Ernennung Hermann Görings zum Beauftragten 
für den Vierjahresplan. In dieser Funktion konnte er Rechtsverordnungen und 
Verwaltungsvorschriften erlassen. Q 2f verdeutlicht die praktische Durchfüh-
rung des Vierjahresplans auf lokaler Ebene im Land Anhalt. Q 2g dokumentiert 
wiederum die propagandistische Inszenierung dieses Wirtschaftsplans, der die 
ökonomischen Voraussetzungen für einen Krieg schaffen sollte. Q 2g sind Aus-
züge aus Reden von Adolf Hitler und Hermann Göring. 

Die unterschiedlichen Quellengattungen in Q 2e bis Q 2g ermöglichen eine 
multiperspektivische Auseinandersetzung mit dem Vierjahresplan. Für die
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Q 2f
● ● ●

Besprechung über die Durch-
führung des Vierjahresplans in 
Dessau am 22. Dezember 1936

LASA, C 20 I Oberpräsident Magde-
burg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 
4808, Bl. 13-15.

quellenkritische Einordnung sind u. a. der Adressatenkreis und der Zweck des 
jeweiligen historischen Dokuments entscheidend. Daraus ergeben sich die 
verschiedenen Bedeutungen, die dem Wirtschaftsplan in den Quellen bei-
gemessen werden. Für die Analyse von Q 2g sind die polykratische Ordnung 
im nationalsozialistischen Staat und die Funktionen und Machtbefugnisse der 
genannten Behörden und Einrichtungen mit zu bedenken.

Der Vierjahresplan wird in Q 2e teilweise als „zweiter Vierjahresplan“ bezeich-
net. Nach der Machtübernahme verkündete Reichskanzler Adolf Hitler in einer 
Regierungserklärung bereits im Februar 1933, dass die Wirtschaft mittels 
zweier Vierjahrespläne reorganisiert werden müsse, um die Arbeitslosenquote 
zu senken und die Ernährungsgrundlage des Volkes zu sichern. Im Gegensatz 
zum „zweiten Vierjahresplan“ mit der Verordnung zur Durchführung des Vierjah-
resplans vom 18. Oktober 1936 wurden diese frühen Pläne jedoch nicht durch 
eine gesetzliche Verordnung umgesetzt.

Q 2g
● ●

Auszüge aus Reden von Adolf 
Hitler und Hermann Göring zur 
Wirtschaftsordnung und zum 
Vierjahresplan, abgedruckt in der 
Einladung zur Arbeitstagung für 
Betriebsführer im Gau Magdeburg-
Anhalt im Mai 1937

LASA, C 20 I Oberpräsident Magde-
burg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 
4808, Bl. 154 (RS)-155.

Q 2h
● 

Schreiben des Leiters der Perso-
nalverwaltung an den Direktor der 
Buna-Werke GmbH in Schkopau 
vom 1. August 1944 über den 
„totalen Kriegseinsatz“ und die 
Personalfragen des Werkes

LASA, I 528 Buna-Werke GmbH, 
Schkopau, Nr. 1020, nicht paginiert.

Die Quellen Q 2h bis Q 2i widmen sich der Ausrichtung der Unternehmen auf 
den „totalen Krieg“ der letzten Kriegsjahre. Beide Dokumente sind in Sammel-
akten des Unternehmens Buna-Werke GmbH in Schkopau überliefert. 

Mit dem Schreiben in Q 2h vom 1. August 1944 informierte der Angestellte 
Ecarlus den Direktor der Buna-Werke GmbH in Schkopau über den „totalen 
Kriegseinsatz“ des Werkes. Dabei geht der Angestellte auf den Personalstand 
der Buna-Werke ein und erläutert, warum die Produktion kriegswichtig sei.

Die Verfügung des Reichsministers für Rüstung und Kriegswirtschaftsproduk-
tion Albert Speer vom 22. August 1944 (Q 2i) wurde an die Vorsitzenden der 
Rüstungskommissionen und Rüstungsinspekteure gesandt. Damit ordnete 
Speer die Freimachung geeigneter Arbeitsplätze für deutsche Frauen an. Es 
handelte sich dabei um eine reichsweite Verfügung, wodurch Frauen stärker in 
der Rüstungsindustrie eingesetzt werden sollten, um den Arbeitskräftemangel 
durch die zur Wehrmacht eingezogenen Männer auszugleichen.

Q 2i
● 

Verfügung des Reichsministers für 
Rüstung und Kriegswirtschafts-
produktion Albert Speer vom 22. 
August 1944 über die Freima-
chung geeigneter Arbeitsplätze für 
deutsche Frauen

LASA, I 528 Buna-Werke GmbH, 
Schkopau, Nr. 1020, nicht paginiert.
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„Volksgemeinschaft“ und „Betriebsgemeinschaft“

Lehrplan Sekundarstufe (9/10): Errichtung der NS-Diktatur, Leben in der „Volksgemeinschaft“, Rassismus und Antisemitismus  
(→ Q 3f bis → Q 3g)

Lehrplan Gymnasium (9): Errichtung der NS-Diktatur, „Volksgemeinschaft“ (→ Q 3b bis → Q 3e, → Q 3i),  
Rassismus und Antisemitismus (→ Q3 f bis → Q 3g)

Lehrplan Gymnasium (11/12): Formierung und Konsolidierung NS-Diktatur, Führerprinzip (→ Q 3a bis → Q 3e), „Volksgemeinschaft“ (→ Q 3b 
bis → Q 3e, → Q 3i), Rassismus und Antisemitismus (→ Q 3f bis → Q 3g)

Q 3a
● 

Abschrift eines Berichts der Mittel-
deutschen National-Zeitung vom  
1. November 1935 über den 
Befehl des Reichswirtschaftsmi-
nisters zur Einführung des „Deut-
schen Grußes“ im Schriftverkehr

LASA, C 20 I Oberpräsident Magde-
burg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 
242, Bl. 29.

Die Mitteldeutsche National-Zeitung war eine nationalsozialistische Tageszei-
tung im Gau Halle-Merseburg. Der in Q 3a abgeschriebene Artikel vom  
1. November 1935 berichtet über die Einführung des „Deutschen Grußes“ 
im Geschäftsverkehr. Dieser wurde im Schriftverkehr eingeführt, nachdem er 
sich bereits im mündlichen Sprachgebrauch etabliert hatte. Der Artikel sugge-
riert, dass diese Schlussformel im Schriftverkehr empfohlen werde, aber nicht 
zwingend notwendig sei. In bestimmten Kontexten konnte das Auslassen des 
„Deutschen Grußes“ jedoch als antinationalsozialistische Gesinnung gewertet 
werden. Die Quelle verdeutlicht, wie der Führerkult in den Arbeitsalltag integ-
riert wurde.

Q 3b
●

Programm des „Kameradschafts-
Abends“ der Schuhfabrik Arsand 
in Weißenfels von 1935

LASA, K 3 Ministerium des Inneren, 
Nr. 1053, nicht paginiert.

Die Quellen Q 3b bis Q 3e verdeutlichen, wie sich die nationalsozialistische 
Ideologie auf das Berufsleben auswirkte. Im Mittelpunkt dieser Quellenauswahl 
steht die Schuhfabrik Arsand aus Weißenfels. Q 3b bis Q 3d sind Programme 
und Lieder für die „Kameradschaftsabende“ in 1935 und 1938. Q 3e ist eine 
Einladung für einen Betriebsausflug in 1939.

Q 3b bis Q 3d sind Dokumente, die den Eingaben des ehemaligen Betriebslei-
ters Paul Gaerbe an den „Säuberungsausschuss“ für die politische Säuberung 
für Weißenfels von 1947 beigefügt wurden und daher in den Entnazifizierungs-
akten aus dem Innenministerium der DDR überliefert sind. In einem Schreiben 
vom 6. August 1947 kommentierte Paul Gaerbe diese Einladungen und Pro-
gramme wie folgt: „Die Firma Arsand hat alle Jahre einen Betriebstag veranstal-
tet. Für jeden solchen Betriebsfeiertag wurde ein Programm aufgestellt, dem 
zumeist Lieder und Liedertexte beigegeben wurden, die der Unterhaltung die-
nen sollten. In der damaligen Zeit wurde von der Nazipartei für diese Veranstal-
tungen verlangt, daß wenigstens etwas im Programm mit dem Zeitgeschehen

Q 3c
● 

Lied zu einem „Kameradschafts-
Abend“ der Schuhfabrik Arsand in 
Weißenfels im Jahr 1935

LASA, K 3 Ministerium des Inneren, 
Nr. 1053, nicht paginiert.

Q 3d
●

Programm und Lied zu einem 
„Kameradschafts-Abend“ der 
Schuhfabrik Arsand in Weißenfels 
im Jahr 1938

LASA, K 3 Ministerium des Inneren, 
Nr. 1053, nicht paginiert.

Q 3e
●

Einladung zu einem Betriebsaus-
flug der Schuhfabrik Arsand in 
Weißenfels im Jahr 1939

LASA, K 3 Ministerium des Inneren, 
Nr. 1053, nicht paginiert.
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in Einklang gebracht wurde. Im Jahr 1935 hatte ich bei einem Keglertreffen das 
„Deutsche Keglerlied“, Text und Musik von Hans Depser, in die Hände bekom-
men. Dieses Lied hat der Festausschuß, dem ich als Betriebsleiter angehörte, in 
das Programm aufgenommen und habe ich [sic] textlich mit dem Ausschuss zu-
sammen geändert. Dies ist der einzige Fall, in welchem ich mich mit der Aufnah-
me eines Liedes mit nationalsozialistischem Gedankengut befaßt habe. Es war 
1935, als die wirklichen Ziele der Nazipartei und die Kriegsvorbereitungen noch 
nicht erkennbar waren, und als bei Betriebsfeiern ähnliche Lieder allgemein in 
die Programme aufgenommen wurden, weil an den Feiern Behörden und Partei-
bonzen teilnahmen und der Schein nach außen gewahrt werden sollte. In den 
späteren Jahren sind bei Arsand solche Lieder nicht mehr aufgenommen. Ich 
füge die Programme von 1935, 1937, 1938, 1939 und 1941 bei, die die Richtig-
keit meiner Angaben bestätigen. Die Aufnahme des umgestalteten Keglerliedes 
in das Programm ist für mich heute erkennbar eine Entgleisung, aus der aber 
ein Vorwurf im Sinn der Direktive 24 nicht begründet werden kann.“ 

Q 3f
● ●

Schreiben des Unternehmens G. 
E. Eggert an die Industrie- und 
Handelskammer vom 24. Juli 1933 
mit der Frage, ob die Schuhfabrik 
Arsand ein jüdisches Unterneh-
men ist

LASA, C 110 Industrie- und Handels-
kammer Halle (Saale), Nr. 978, Bl. 
266.

Q 3f und Q 3g sind Quellen, die in Unterlagen der Industrie- und Handelskam-
mer Halle überliefert sind. Sie dokumentieren die Auswirkungen der antisemi-
tischen und rassistischen NS-Politik auf die Schuhfabrik Arsand. Q 3f ist ein 
Schreiben des Unternehmens G. E. Eggert an die Industrie- und Handelskam-
mer vom 24. Juli 1933 mit der Frage, ob die Schuhfabrik Arsand ein jüdisches 
Unternehmen sei. Es veranschaulicht Antisemitismus auf wirtschaftlicher 
Ebene, ohne dass es zu dem Zeitpunkt dafür gesetzliche Grundlagen gab. 
Q 3g ist eine Bestätigung der Schuhfabrik Arsand aus dem Jahr 1938, dass 
die Firmeninhaber „Reichsbürger“ waren. Wären die Inhaber jüdisch gewesen, 
hätten Institutionen wie die Industrie- und Handelskammer oder die Finanzäm-
ter Maßnahmen zur „Arisierung“ einleiten können. 

Q 3g
● ●

Schreiben der Schuhfabrik Arsand 
an die Industrie- und Handelskam-
mer vom 7. Mai 1938 mit einer Be-
stätigung, dass die Firmeninhaber 
„Reichsbürger“ sind

LASA, C 110 Industrie- und Handels-
kammer Halle (Saale), Nr. 978, Bl. 
255.

Q 3h
●

Propagandabilder aus dem Jahr 
1936 zum Begriff der „Arbeit“ im 
Nationalsozialismus

Hugo Fischer (Hg.), 'Deutschland 
dankt ihm ...' : [Illustrierte Propagan-
daschrift zur Reichstagswahl 1936] 
Berlin [1936].

Bei diesen Bildern handelt es sich um Fotomontagen einer Propaganda-Zeit-
schrift aus dem Jahr 1936. Die Zeitschrift wurde anlässlich der Reichstags-
wahl und Volksabstimmung am 29. März 1936 gedruckt. Auf dem Umschlag 
ist eine großformatige Aufnahme von Adolf Hitler mit der Beischrift „Deutsch-
land dankt ihm“ zu sehen. Auf jeder der insgesamt 24 Seiten wird ein anderer 
Dank ausgesprochen. Diese Seite unterstreicht die ideologische Untermaue-
rung des Autobahnbaus. Die gesamte Zeitschrift ist als Propagandamittel für 
den „Führerkult“ zu werten.
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Q 3i
● 

Feldpostbrief eines Diplom-Inge-
nieurs und Hauptmanns der Wehr-
macht an seinen zivilen Arbeitge-
ber Deutsche Solvay-Werke A.G., 
Zweigniederlassung Kaliwerke in 
Bernburg vom 5. Januar 1944

LASA, F 412 Deutsche Solvay-Werke. 
Kaliwerke Bernburg-Solvayhall, Nr. 
1371, nicht paginiert.

1880 beantragte der belgische Erfinder und Industrielle Ernest Solvay eine Kon-
zession für eine Sodafabrik in Bernburg. Bis zum Ausbruch des 2. Weltkrieges 
vereinigte Solvay 82 % der deutschen Soda-Produktion auf sich. Einen beträcht-
lichen Anteil daran hatte der Standort Bernburg. 1939 wurde das Werk unter 
NS-Aufsicht und ein Jahr später unter NS-Zwangsverwaltung gestellt. 

Die Deutschen Solvay-Werke AG, Zweigniederlassung Kaliwerke Bernburg, 
sandten zum Weihnachtsfest 1943 Briefe an Mitarbeiter, die in der Wehrmacht 
kämpften. Den Schreiben waren kleine Geschenke wie Alkohol, Zigaretten o. Ä. 
beigefügt. Feldpostbriefe wurden nicht nur mit der Familie, sondern auch mit 
dem Betrieb ausgetauscht. Im ländlichen Raum wurden solche Briefwechsel oft 
von den Ortbauernführern organisiert. Q 3i ist die Antwort eines Hauptmanns 
der Wehrmacht und Diplom-Ingenieurs des Kaliwerks in Bernburg. Diese Ant-
wortbriefe sind in einer Sammelakte des Betriebsarchivs überliefert, die mitsamt 
anderen älteren Akten an das Landesarchiv übergeben wurde.

Ausschluss von Jüdinnen und Juden aus der Wirtschaft

Lehrplan Sekundarstufe (9/10): Rassismus und Antisemitismus 

Lehrplan Gymnasium (9): Rassismus und Antisemitismus, Verfolgung von Jüdinnen und Juden

Lehrplan Gymnasium (11/12): Rassismus und Antisemitismus, Verfolgung von Jüdinnen und Juden, Täter und Opfer NS-Gewaltherrschaft 

Q 4a
● 

Schreiben der Kreisamtsleitung 
Magdeburg der Nationalsozialisti-
schen Handwerks-, Handels- und 
Gewerbeorganisation (NS-Hago) 
an den Oberpräsidenten der Pro-
vinz Sachsen vom 24. September 
1935 über das Anbringen von 
Schildern mit der Aufschrift „Juden 
sind hier unerwünscht“

LASA, C 20 I Oberpräsident Magde-
burg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 
119, Bl. 274 (RS).

Mit diesem Schreiben vom 24. September 1935 wandte sich die Kreisamtslei-
tung der Nationalsozialistischen Handwerks-, Handels- und Gewerbeorganisa-
tion (NS-Hago) in Magdeburg an den Oberpräsidenten der Provinz Sachsen und 
informierte über das Anbringen von Schildern im Stadtgebiet mit der Aufschrift 
„Juden sind hier unerwünscht“. Die NS-Hago schickte amtliche Aluminium- oder 
Messingschilder an Geschäfte und Unternehmen. Die NS-Hago warb beim 
Oberpräsidenten für eine einheitliche Umsetzung dieser vom Gauleiter des Gaus 
Magdeburg-Anhalt geforderten Maßnahme. Dabei sollte der Oberpräsident auch 
bei seinen nachgeordneten Beamten und ihren Angehörigen erwirken, dass sie 
diese Geschäfte nicht betreten. Am 27. September 1935 informierte der Ober-
präsident den Reichs- und Preußischen Minister des Inneren über dieses Schrei-
ben der NS-Hago und verwies dabei auf die lokalen Tendenzen zur strengen 
Umsetzung der Maßnahme: „Die NS-Hago bittet nun, auch bei den Behörden
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darauf hinzuwirken, daß weder ihre Mitglieder noch Angehörigen einen derarti-
gen Geschäftsraum betreten, an dem das amtliche Schild der NS-Hago nicht 
deutlich sichtbar angebracht ist. Die NS-Hago weist noch darauf hin, daß die 
Anbringung dieser Schilder von den Besitzern der Verkaufsstätten ohne Überle-
gung und in vollkommen freiwilliger Selbstbestimmung geschehen sei.“ Bei der 
Analyse des Schreibens der NS-Hago in Q 4a sollte der Relativsatz „die auf dem 
Boden unserer Bewegung stehen“ dekonstruiert werden. Er verweist darauf, 
dass Beamte und Angehörige, die dieser Empfehlung nicht entsprächen, eine 
antinationalsozialistische Haltung zeigen würden. Darüber hinaus verdeutlicht 
diese Quelle, wie Kaufverhalten und NS-„Rassenideologie“ in einen Zusammen-
hang gebracht und das Kaufen bei nichtjüdischen Geschäften moralisch bewer-
tet wurde („Treue um Treue“).

Q 4b
●

Beschwerde des Landesverbands 
Mitteldeutschland des Centralver-
eins deutscher Staatsbürger jüdi-
schen Glaubens vom 10. Januar 
1936 über Ortsschilder in Jerchel 
mit der Aufschrift „Juden sind hier 
unerwünscht“

LASA, C 30 Landratsamt und Kreis-
kommunalverwaltung Gardelegen A, 
Nr. 161, Bl. 95.

Q 4 b und Q 4c dokumentieren die vom Gauleiter angeordnete und von der 
NS-Hago durchgeführte Herausgabe von Schildern mit der Aufschrift „Juden 
sind hier unerwünscht“ (vgl. Q 4a) an Geschäfte in den Kreisen Oschersleben 
und Gardelegen. Diese hatten jedoch auch andere Schilder selbst gefertigt und 
u. a. am Ortseingang angebracht. Q 4b ist eine Beschwerde des Landesver-
bands Mitteldeutschland des Centralvereins deutscher Staatsbürger jüdischen 
Glaubens vom 10. Januar 1936, die dieser an den Landrat des Kreises Gardele-
gen richtete. Q 4c ist die Mitteilung des Regierungspräsidenten von Magdeburg 
bezüglich der Ortsschilder in Jerchel. Aus beiden Quellen geht hervor, dass das 
Aufstellen der selbstgefertigten Schilder am Ortseingang „Einzelaktionen“ waren 
und nicht dem vom Gauleiter angeordneten Vorgehen entsprachen (vgl. Q 4a).

Q 4c
● 

Mitteilung des Regierungspräsi-
denten von Magdeburg vom 24. 
Januar 1936 über die Ortsschilder 
in Jerchel mit der Aufschrift „Juden 
sind hier unerwünscht“ 

LASA, C 30 Landratsamt und Kreis-
kommunalverwaltung Gardelegen A, 
Nr. 161, Bl. 96-96 (RS).

Q 4d
● 

Schreiben des Regierungspräsi-
denten von Magdeburg an nach-
geordnete Dienststellen vom 2. 
Oktober 1935 über „Boykottmaß-
nahmen jüdischer Firmen gegen-
über arischen Unternehmern“

LASA, C 30 Landratsamt und Kreis-
kommunalverwaltung Calbe (Saale) 
A, Nr. 225, Bl. 142.

Mit diesem Schreiben vom 2. Oktober 1935 wandte sich der Regierungsprä-
sident von Magdeburg an nachgeordnete Dienststellen wegen „Boykottmaß-
nahmen jüdischer Firmen gegenüber arischen Unternehmern“. Diese Quelle 
berichtet über Boykottmaßnahmen jüdischer Schuhfabriken, die sich gegen 
nichtjüdische Handelspartner richteten. Dieses Verhalten kann als Gegenreakti-
on der jüdischen Fabrikanten auf die antisemitischen Boykotte gewertet werden.

Q 4e
● ● 

Schriftliche Aussage eines Schuh-
warenvertreters aus Burg vom 27. 
Mai 1936 gegenüber der Gestapo 
in Magdeburg über den „Boykott 
arischer Schuhfirmen durch jüdi-
sche Firmen“

LASA, C 30 Landratsamt und Kreis-
kommunalverwaltung Gardelegen A, 
Nr. 161, Bl. 562.

Q 4e ist eine schriftliche Aussage eines Schuhwarenvertreters aus Burg gegen-
über der Gestapo in Magdeburg vom 27. Mai 1936 über den „Boykott arischer 
Schuhfirmen durch jüdische Firmen“. Er geht darin auf unterschiedliche Boy-
kottmaßnahmen und seine persönlichen Erfahrungen mit Schuhwarenvertretern 
und jüdischen sowie nichtjüdischen Firmen ein. Außerdem berichtet er von 
einem Vorfall in Gardelegen, wo ein jüdischer Vertreter für Medicus-Schuhe ein
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Q 4f
● 

Niederschrift der Ortspolizeibe-
hörde beim Landrat von Gardele-
gen über die Vernehmung einer 
Verkäuferin vom 8. Juni 1936 
zur Unterredung ihrer jüdischen 
Arbeitgeberin mit einem jüdischen 
Geschäftsmann über antisemiti-
sche Schilder am Eingang ihres 
Schuhgeschäfts in Gardelegen

LASA, C 30 Landratsamt und Kreis-
kommunalverwaltung Gardelegen A, 
Nr. 161, Bl. 563.

Schuhgeschäft betrat und sich über die demonstrative Positionierung des anti-
semitischen Schildes am Eingang beschwerte. Q 4f ist eine Niederschrift der 
Gestapo über die Vernehmung einer Verkäuferin vom 8. Juni 1936. Sie bezieht 
sich auf den in Q 4e geschilderten Vorfall. Die beiden Quellen dokumentieren 
die Alltagsgeschichte der antisemitischen Maßnahmen und zeigen Handlungs-
spielräume auf, wie z. B. die Positionierung von antisemitischen Schildern. 

Q 4g ist ein Schreiben des Landrats von Gardelegen an die Staatspolizeistelle 
Magdeburg vom 8. Juni 1936 über die politische Einstellung der jüdischen Inha-
ber eines Schuhgeschäfts in Gardelegen. Q 4e bis Q 4g zeigen auch innerjüdi-
sche Kontroversen über die antisemitischen Maßnahmen auf.

Bei der quellenkritischen Auseinandersetzung mit Q 4f muss beachtet werden, 
dass es sich bei Vernehmungsniederschriften um von Polizeibeamten formu-
lierte Protokolle handelt. Diese Quellen sind somit keine Selbstzeugnisse der 
vernommenen Personen.

Q 4g
●

Schreiben der Ortspolizeibehörde 
beim Landrat von Gardelegen an 
die Staatspolizeistelle Magdeburg 
vom 8. Juni 1936 über die politi-
sche Einstellung eines jüdischen 
Ehepaars, Inhaber eines Schuhge-
schäfts in Gardelegen

LASA, C 30 Landratsamt und Kreis-
kommunalverwaltung Gardelegen A, 
Nr. 161, Bl. 560.

Q 4h
●

Rundschreiben des Stellvertreters 
von Adolf Hitler an die Gauleiter 
vom 29. Januar 1936 über Schil-
der mit der Aufschrift „Juden sind 
hier unerwünscht“

LASA, C 20 I Oberpräsident Magde-
burg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 1, 
Bl. 167 (RS).

Mit diesem Rundschreiben wandte sich der „Stellvertreter des Führers“, Rudolf 
Heß, am 29. Januar 1936 an die Gauleiter. Darin geht er auf die antisemitischen 
Maßnahmen und insbesondere auf die Schilder ein und verleiht vor dem unaus-
gesprochenen Hintergrund der Olympischen Sommerspiele 1936 in Berlin der 
Sorge Ausdruck, dass sehr gehässige Darstellungen oder Gewaltandrohungen 
im Ausland negativ wahrgenommen werden könnten.

Q 4i
●

Schnellbrief des Regierungs-
präsidenten von Magdeburg an 
den Oberpräsidenten der Provinz 
Sachsen vom 13. Dezember 1935 
über die Zwangsschließung des 
jüdischen Kaufhauses Barasch in 
Magdeburg

LASA, C 20 I Oberpräsident Magde-
burg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 
119, Bl. 301-301 (RS).

Q 4i ist ein Schreiben vom 13. Dezember 1935, in dem der Regierungspräsident 
von Magdeburg den Oberpräsidenten der Provinz Sachsen über die vorüber-
gehende Zwangsschließung des jüdischen Kaufhauses Barasch in Magdeburg 
informiert. Der Begriff „Einzelaktionen“ hat in diesem Kontext eine besondere 
juristische Bedeutung: Der Reichswirtschaftsminister, der Stellvertreter von Adolf 
Hitler und der Reichs- und Preußische Minister des Inneren regelten, dass mit dem 
Begriff „Einzelaktionen“ alle gegen Jüdinnen und Juden gerichtete Maßnahmen 
bezeichnet werden sollten, die nicht auf einer ausdrücklichen Anordnung der 
Reichsregierung oder der Reichsleitung der NSDAP beruhten.
Q 4j ist eine Aktennotiz über einen telefonisch übermittelten Bericht der Polizei an 
den Regierungspräsidenten von Magdeburg vom 12. Dezember 1935. Darin wird 
aus polizeilicher Perspektive über die Vorfälle um das jüdische Kaufhaus Barasch 
berichtet. Der Regierungspräsident leitete die Aktennotiz nachrichtlich an den ihm 
vorgesetzten Oberpräsidenten weiter, in dessen Akten sie überliefert ist. 

Q 4j
●

Aktennotiz über einen telefonisch 
übermittelten Bericht der Polizei 
an den Regierungspräsidenten in 
Magdeburg vom 12. Dezember 
1935 über die Vorfälle um das 
jüdische Kaufhaus Barasch

LASA, C 20 I Oberpräsident Magde-
burg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 
119, Bl. 300-300 (RS).
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Q 4k
●

Abschrift eines Berichtes des 
Polizeipräsidenten von Magdeburg 
vom 13. Dezember 1935 über die 
„Verfehlungen von leitenden Ange-
stellten des jüdischen Warenhau-
ses Barasch in Magdeburg“

LASA, C 20 I Oberpräsident Magde-
burg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 
119, Bl. 302-303 (RS).

Den Polizeibericht in Q 4k vom 13. Dezember 1935 schickte der Polizeipräsident 
Carl Friedrich Christiansen als Abschrift an den Regierungspräsidenten von Mag-
deburg. Darin geht er im Detail auf die Vorfälle im Kaufhaus Barasch und die ein-
geleiteten Maßnahmen sowie Täter und Opfer der Verfolgung ein. Die „sittlichen 
Verfehlungen“, die den leitenden Angestellten vorgeworfen wurden, waren Grund-
lage für die Eröffnung eines Schauprozesses. Dieser wurde zur Einleitung von 
„Arisierungsmaßnahmen“ genutzt. Das Schreiben in Q 4l wurde am 11. Dezember 
1935 vom Oberstaatsanwalt von Magdeburg an den Leiter der Justizpressestelle 
gesandt und beinhaltete den Text für eine Presseveröffentlichung über die „Sitten-
verbrechen“ von leitenden Angestellten des jüdischen Kaufhauses Barasch.

Durch diese Quellenvielfalt von Q 4i bis Q 4l ist eine Auseinandersetzung mit 
der Thematik auf Grundlage unterschiedlicher Quellengattungen möglich. Allen 
Quellen ist jedoch gemein, dass diese nicht die Perspektive der Verfolgten wie-
dergeben.

Q 4l
●

Schreiben des Oberstaatsanwaltes 
von Magdeburg an den Leiter der 
Justizpressestelle vom 11. Dezem-
ber 1935 mit dem Text für eine 
Presseveröffentlichung über die 
„Sittenverbrechen“ von leitenden 
Angestellten des jüdischen Kauf-
hauses Barasch

LASA, C 20 I Oberpräsident Magde-
burg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 
119, Bl. 304.

Q 4m
● ● ●

Schlussbericht der Kriminalpolizei 
Halle vom 13. März 1951 über 
ihre Vorermittlungen im Entnazi-
fizierungsverfahren gegen den 
SA-Sturmführer Arno Haschke aus 
Delitzsch

LASA, K 70 NS-Archiv des Mfs - Teil-
bestand ZB. 

Q 4m ist der Schlussbericht der Kriminalpolizei (Abt. K) im Volkspolizei-Präsi-
dium (VPP) Halle vom 13. März 1951 über die Vorermittlungen im Entnazifizie-
rungsverfahren gegen den SA-Sturmführer Arno Haschke aus Delitzsch. Darin 
gehen die Ermittler auch auf seine Beteiligung an den Novemberpogromen ein. 
Die Quelle stammt aus der Nachkriegszeit. Daher sollte dieser zeitliche Kontext 
der Entnazifizierung und Nachkriegsjustiz thematisiert werden. Entnazifizierungs-
dokumente der Kriminalpolizei gingen 1952 mit der Gründung des Ministeriums 
für Staatssicherheit (MfS) an dessen Abteilung IX/11 zur Strafverfolgung von 
NS-Verbrechern in der DDR über.

Q 4n
●

Abschrift der Verordnung über 
„Sühneleistungen“ der Juden deut-
scher Staatsangehörigkeit vom 12. 
November 1938

LASA, G 1 Landesfinanzamt Magde-
burg/ Oberfinanzpräsident Mittel-
deutschland, Nr. 389, Bl. 1.

Der Beauftrage für den Vierjahresplan Hermann Göring ließ am 12. November 
1938 – wenige Tage nach dem Novemberpogrom vom 9./10. November 1938 
– eine Sitzung im Reichsluftfahrtministerium einberufen. Dort wurden wirtschaft-
liche Maßnahmen gegen Jüdinnen und Juden beschlossen. Dadurch wurden 
Verfolgte gezwungen, große Teile ihres Vermögens abzugeben („Judenvermö-
gensabgabe“) und ihre Geschäfte und Praxen aufzugeben. Göring verlangte von 
Jüdinnen und Juden eine „Sühneleistung“ in Höhe von insgesamt einer Million 
Reichsmark für das Attentat von Herschel Grynszpan auf den deutschen Staats-
beamten Ernst Eduard vom Rath. Die „Verordnung zur Ausschaltung der
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Juden aus dem deutschen Wirtschaftsleben“ sowie die „Verordnung zur Wieder-
herstellung des Straßenbildes bei jüdischen Gewerbebetrieben“ wurden in der 
gleichen Sitzung erlassen. Drei Wochen später folgte die Verordnung über den 
Einsatz des jüdischen Vermögens. Dieses sollte nunmehr vor allem in die Kriegs-
wirtschaft fließen.

Bei der Analyse dieser Quelle sollte das Netzwerk der beteiligten Institutionen 
eingeordnet werden können (Reichsluftfahrministerium und der Beauftragte für 
den Vierjahresplan in Zusammenarbeit mit dem Reichsminister für Finanzen). 
Voraussetzung für die Einordnung dieser Quelle ist nicht nur die vorherige Be-
handlung des Novemberpogroms, sondern auch des Vierjahresplans (vgl. Q 2e 
bis Q 2g)

Q 4o
●

Schreiben des Gauwirtschafts-
beraters an den Regierungsprä-
sidenten von Magdeburg vom 1. 
April 1941 über die „Arisierung“ 
jüdischer Geschäfte

LASA, C 28 If Regierung Magdeburg. 
Alte Polizeiregistratur, Nr. 934 Bd. I, 
Bl. 11.

Mit diesem Schreiben wandte sich der Gauwirtschaftsberater des Gaus Mag-
deburg-Anhalt am 1. April 1941 an den Regierungspräsidenten von Magdeburg 
und informierte über die „Arisierung“ jüdischer Geschäfte. Er bezog sich dabei 
auf die „Verordnung über die Nachprüfung von Entjudungsgeschäften“. Diese 
wurde am 10. Juni 1940 erlassen und sah vor, dass das Deutsche Reich als 
Rechtsnachfolger den Besitz gewerblichen, land- oder forstwirtschaftlichen oder 
sonstigen Vermögens von jüdischen Bürgerinnen und Bürgern erwerben und 
entsprechend dem Vierjahresplan einsetzen könne.

„Entjudung“ bedeutet an dieser Stelle den staatlichen Einzug von Vermögens-
werten von Jüdinnen und Juden, der viele Verfolgte zur Geschäftsaufgabe und 
Besitzveräußerung zwang. Im Anhang dieses Schreibens befand sich die Liste 
von Q 4p. Die Begriffe „jüdische Veräusserer“ und „arische Erwerber“ wirken, 
als habe es sich um eine reguläre Kaufabwicklung gehandelt. Sie verschleiern 
die staatlichen Zwangsmaßnahmen, wodurch Jüdinnen und Juden zum Verkauf 
gezwungen wurden.

Q 4p
●

Liste im Anhang des Schreibens 
des Gauwirtschaftsberaters an 
den Regierungspräsidenten von 
Magdeburg vom 1. April 1941 über 
die „Arisierung“ jüdischer Ge-
schäfte

LASA, C 28 If Regierung Magdeburg. 
Alte Polizeiregistratur, Nr. 934 Bd. I, 
Bl. 12 und 14.
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Aktion „Arbeitsscheu Reich“

Lehrplan Sekundarstufe (9/10): Leben in der „Volksgemeinschaft“, Rassismus (→ Q 5j bis → Q 5m)

Lehrplan Gymnasium (9): Wirtschafts- und Sozialpolitik, Rassismus (→ Q 5j bis → Q 5m), „Volksgemeinschaft“

Lehrplan Gymnasium (11/12): Täter und Opfer NS-Gewaltherrschaft, „Volksgemeinschaft“

Q 5a
● ●

Rundschreiben der Staatspoli-
zeileitstelle Magdeburg vom 26. 
Februar 1938 über die „Erfassung 
arbeitsscheuer Elemente“

LASA, C 30 Landratsamt und Kreis-
kommunalverwaltung Gardelegen A, 
Nr. 136, Bl. 1.

Die Quellen Q 5a bis Q 5i beziehen sich auf die Aktion „Arbeitsscheu Reich“ 
vom April 1938, die v. a. von der Gestapo durchgeführt wurde. Die Quellensamm-
lung verdeutlicht die Umsetzung dieser Aktion mit Fokus auf die Lokalgeschich-
te des Kreises Gardelegen. Mit den Rundschreiben der Staatspolizeileitstelle 
Magdeburg vom 26. Februar und 10. März 1938 (Q 5a und Q 5b) an alle nach-
geordneten Polizeidienststellen wurde die „Erfassung arbeitsscheuer Elemente“ 
angeordnet. Aus Q 5a geht hervor, wie weitgefasst der Begriff „arbeitsscheu“ 
ausgelegt werden sollte. Darüber hinaus dokumentiert dieses Rundschreiben die 
Zusammenarbeit der Gestapo mit den Arbeits- und Wohlfahrtsämtern. Q 5b hebt 
hervor, dass es sich bei den geplanten Festnahmen um eine „Schutzhaft“ han-
delt. Beide Rundschreiben bildeten die Grundlage für die Festnahmen im Kreis 
Gardelegen.

Q 5c bis Q 5e verdeutlichen mit dem Aktenvermerk des Landrats von Gardele-
gen vom 22. März 1938, dem Bericht der Ortspolizeibehörde Gardelegen vom 
10. Mai 1938 an den Landrat sowie dem Bericht der Ortspolizeibehörde Oebisfel-
de-Kaltendorf vom 7. Mai 1938 an den Landrat das Vorgehen gegen als „arbeits-
scheu“ bezeichnete Personen auf lokaler Ebene in verschiedenen Ortschaften 
des Kreises Gardelegen. 

Q 5f bis Q 5i zeigen den Einsatz eines Vaters aus Wassensdorf für die Freilas-
sung seines inhaftierten Sohnes. Aus dem Schriftverkehr zwischen dem Landrat 
von Gardelegen, dem Amtsvorsteher in Breitenrode, der Staatspolizeileitstelle in 
Magdeburg sowie dem Vater geht hervor, dass es vor allem persönliche Ausein-
andersetzungen zwischen dem Sohn und dem Ortsgruppenleiter waren, die dazu 
führten, dass der Sohn in Polizeihaft genommen und als „Arbeitsscheuer“ in das 
Konzentrationslager Buchenwald transportiert wurde. Die Verhaftung im Zuge 
dieser Aktion wurde daher vom Vater als „Racheakt“ gedeutet, was die Behörden 
ebenfalls bestätigen konnten. Aus Q 5f geht außerdem hervor, dass der 

Q 5b
● ● ●

Rundschreiben der Staatspolizei-
leitstelle Magdeburg vom 10. März 
1938 über die „Schutzhaft gegen 
Arbeitsscheue“

LASA, C 30 Landratsamt und Kreis-
kommunalverwaltung Gardelegen A, 
Nr. 136, Bl. 4-5.

Q 5c
●

Aktenvermerk des Landrats von 
Gardelegen vom 22. März 1938 
über die Durchführung der „Aktion 
gegen die Arbeitsscheuen“

LASA, C 30 Landratsamt und Kreis-
kommunalverwaltung Gardelegen A, 
Nr. 136, Bl. 9.

Q 5d
● 

Bericht der Ortspolizeibehörde Gar-
delegen vom 10. Mai 1938 an den 
Landrat von Gardelegen über die 
Festnahme von „Arbeitsscheuen“

LASA, C 30 Landratsamt und Kreis-
kommunalverwaltung Gardelegen A, 
Nr. 136, Bl. 12.

Q 5e
● 

Bericht der Ortspolizeibehörde 
Oebisfelde-Kaltendorf vom 7. Mai 
1938 über die Festnahme von 
„Arbeitsscheuen“

LASA, C 30 Landratsamt und Kreis-
kommunalverwaltung Gardelegen A, 
Nr. 136, Bl. 11.

Q 5f
● ●

Schreiben des Amtsvorstehers 
des Amtsbezirks Weddendorf vom 
30. April 1938 zum Freilassungs-
gesuch eines Vaters aus Wassens-
dorf für seinen Sohn

LASA, C 30 Landratsamt und Kreis-
kommunalverwaltung Gardelegen A, 
Nr. 136, Bl. 10.
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Q 5g
● 

Antwortschreiben des Landrats 
von Gardelegen vom 16. Mai 1938 
zum Gesuch des Vaters aus Was-
sensdorf

LASA, C 30 Landratsamt und Kreis-
kommunalverwaltung Gardelegen A, 
Nr. 136, Bl. 10 (RS).

Sohn sich um Arbeit bemüht habe und dass der Amtsvorsteher es als eigenartig 
empfand, „daß die Geheime Staatspolizei weder den Bürgermeister, noch die 
zuständige Ortspolizeibehörde um ihre Ansicht gefragt hat. Auch der zuständige 
Gendarmeriebeamte hatte vorher keine Kenntnis. Er wurde lediglich beauftragt, 
die Verhaftungen durchzuführen.“ Die lokalen Dynamiken und beteiligten Akteure 
gehen aus diesem Schriftwechsel damit eindeutig hervor.

Mit seiner Stellungnahme in Q 5i machte der Amtsvorsteher vom Amtsbezirk 
Weddendorf im Oktober 1938 deutlich, dass er wie auch „die Öffentlichkeit“ die 
Inhaftierung des Sohnes im KZ als zu hart empfinden. Er geht außerdem näher 
auf die persönlichen Streitigkeiten der Familie mit dem Ortsgruppenleiter sowie 
das Arbeitsverhältnis des Sohnes ein. 

Q 5h
● 

Schreiben der Staatspolizeileitstel-
le Magdeburg an den Landrat von 
Gardelegen vom 1. Oktober 1938 
mit Bitte um Stellungnahme

LASA, C 30 Landratsamt und Kreis-
kommunalverwaltung Gardelegen A, 
Nr. 136, Bl. 18.

Q 5i
● 

Stellungnahme des Amtsvorste-
hers des Amtsbezirks Weddendorf 
vom 8. Oktober 1938 zum Frei-
lassungsgesuch des Vaters aus 
Wassensdorf

LASA, C 30 Landratsamt und Kreis-
kommunalverwaltung Gardelegen A, 
Nr. 136, Bl. 19.

Q 5j
●

Bescheinigung des Amtsarztes 
vom 13. Juni 1938 über „Lager-
haft- und Arbeitsfähigkeit“ des 
Sinto Wilhelm Laubinger im Zuge 
der Aktion „Arbeitsscheu Reich“

LASA, C 29 Anhang II Polizeipräsi-
dium Magdeburg. Sogenannte ‚Zigeu-
nerpersonalakten‘, Nr. 156/1, Bl. 51.

Die Quellen Q 5j bis Q 5m dokumentieren die Umsetzung der Aktion „Arbeits-
scheu Reich“ durch die Kriminalpolizeistelle Magdeburg im Juni 1938. Die 
Bescheinigung des Amtsarztes in Q 5j sowie die Eröffnungsverhandlung und 
Verfügung der „polizeilichen Vorbeugungshaft“ in Q 5k gehören zu den standar-
disierten Formblättern, die für jede Person ausgefüllt wurden, die im Zuge dieser 
Aktion als „Asozialer“ bzw. „Arbeitsscheuer“ in polizeiliche Vorbeugungshaft ge-
nommen wurde. Die Haftanordnung der Kriminalpolizeistelle Magdeburg musste 
vom Reichskriminalpolizeiamt in Berlin bestätigt werden, worauf dann die Trans-
porte in die Konzentrationslager erfolgen konnten. Die lokalen Beamten trugen 
durch ihre Bewertung maßgeblich zur Entscheidungsfindung bei.  

Aus Q 5j und Q 5k geht außerdem hervor, dass der Faktor „Arbeit“ bzw. die 
„Arbeitsleistung und -fähigkeit“ eine wichtige Rolle spielte. 

Die Quellen Q 5l und Q 5m zeigen die Handlungsspielräume der Verfolgten auf 
und verdeutlichen, wie sich eine Mutter und Ehefrau für eine Freilassung ihres 
Ehemanns und ihrer Söhne einsetzte und wie die Behörden auf dieses Gesuch 
reagierten.

Bei der Quellenarbeit ist auf den Begriff „Zigeuner“ zu achten. Dieser ist eine dis-
kriminierende Fremdbezeichnung und wird von Gruppen, die damit bezeichnet

Q 5k
●

Abschrift der Eröffnungsverhand-
lung und Verfügung der „polizei-
lichen Vorbeugungshaft“ für den 
Sinto Wilhelm Laubinger vom 13. 
Juni 1938 im Zuge der Aktion 
„Arbeitsscheu Reich“

LASA, C 29 Anhang II Polizeipräsi-
dium Magdeburg. Sogenannte ‚Zigeu-
nerpersonalakten‘, Nr. 156/1, Bl. 53.

Q 5l
●

Gesuch der Sinteza Gertrud Poldt-
haus vom 3. Oktober 1942 auf 
Freilassung ihrer beiden Söhne 
und ihres Ehemannes aus der 
„polizeilichen Vorbeugungshaft“ 
im Konzentrationslager Niederha-
gen/Wewelsburg

LASA, C 29 Anhang II Polizeipräsi-
dium Magdeburg. Sogenannte ‚Zigeu-
nerpersonalakten‘, Nr. 223/2, Bl. 21.
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Q 5m
●

Aktenvermerk der Kriminalpolizei-
stelle Magdeburg vom 27. Oktober 
1942 zum Freilassungsgesuch der 
Gertrud Poldthaus

LASA, C 29 Anhang II Polizeipräsi-
dium Magdeburg. Sogenannte ‚Zigeu-
nerpersonalakten‘, Nr. 223/2, Bl. 25.

wurden und werden, aufgrund seiner verletzenden Wirkung abgelehnt. Im Na-
tionalsozialismus wurde dies zu einer rassistischen Verfolgungskategorie, und 
Sinti, Roma und Jenische wurden unter dieser Kategorie verfolgt, „rassenbiolo-
gisch“ untersucht und ermordet.

„Arbeitserziehungslager“ der Gestapo

Lehrplan Sekundarstufe (9/10): Leben in der „Volksgemeinschaft“, Zweiter Weltkrieg, ehemalige Arbeitslager in der Region

Lehrplan Gymnasium (9): „Volksgemeinschaft“, Wirtschafts- und Sozialpolitik, Rassismus (→ Q 6d bis → Q 6e), Zweiter Weltkrieg

Lehrplan Gymnasium (11/12): „Volksgemeinschaft“, Täter und Opfer NS-Gewaltherrschaft, Führerprinzip (→ Q 6b, → Q 6f)

Q 6a
● ●

Vermerk des Präsidenten des Gau-
arbeitsamts und der Reichstreu-
handstelle der Arbeit in Magde-
burg vom 5. November 1943 über 
die Errichtung von „Jugendschutz-
lagern“ und „Arbeitserziehungs-
lagern“

LASA, G 4 Reichstreuhänder der 
Arbeit Mitteldeutschland/Gauarbeit-
samt Magdeburg-Anhalt, Magdeburg, 
Nr. 95, Bl. 11.

In diesem Vermerk vom 5. November 1943 geht der Präsident des Gauarbeits-
amts und der Reichstreuhandstelle der Arbeit in Magdeburg auf die Errichtung 
von „Jugendschutzlagern“ und „Arbeitserziehungslagern“ ein. Beide Lagertypen 
unterstanden der Gestapo. Im Fokus der Quelle stehen „Verstöße gegen die 
Arbeitsdisziplin“. Aus dem Vermerk geht die Zusammenarbeit der Gestapo mit 
dem Oberpräsidenten, dem Jugendamt beim Oberbürgermeister, dem Gauar-
beitsamt sowie der Deutschen Arbeitsfront (DAF) beim Ergreifen von Maßnah-
men gegen Jugendliche, denen der Vorwurf des Verstoßes gegen die „Arbeits-
disziplin“ gemacht wurde, hervor.

Q 6b
● ●

„Anordnung Nr. 13 zur Sicherung 
der Ordnung in den Betrieben“ 
vom 1. November 1943

LASA, G 4 Reichstreuhänder der 
Arbeit Mitteldeutschland/Gauarbeit-
samt Magdeburg-Anhalt, Magdeburg, 
Nr. 95, Bl. 50-50 (RS).

Mit der „Anordnung Nr. 13 zur Sicherung der Ordnung in den Betrieben“ vom 
1. November 1943 in Q 6b wollte das Gauarbeitsamt Magdeburg-Anhalt „Diszi-
plinlosigkeit“ und „Arbeitsbummelei“ in Betrieben verhindern. Anordnungen wie 
diese waren Grundlage für die Betriebs- und Personalleiter, um eine Einweisung 
in „Arbeitseinziehungslager“ bei der Gestapo zu beantragen. Aus dieser An-
ordnung geht außerdem die innere Struktur von Betrieben entsprechend dem 
„Führerprinzip“ hervor (vgl. „Betriebsführer“, „Gefolgschaftsmitglieder“). 

Q 6c ist ein Bericht des Leiters des Arbeitsamtes in Burg vom 13. März 1944, 
der über die Umsetzung der Anordnung Nr. 13 im Bereich des Arbeitsamtes in-
formiert. Er kommentiert darin die Entziehung der Zusatz- und Zulagenkarten zur 
Lebensmittelversorgung als „Waffe um merklich gegen die notorischen Bumme-
lanten einschreiten zu können“ und die Verhängung von Freiheitsstrafen und die 
Einweisung in „Arbeitserziehungslager“ als „äußerst günstig zur Erhaltung der 
Arbeitsdisziplin“.

Q 6c
● ●

Bericht des Leiters des Arbeits-
amtes in Burg vom 13. März 1944 
über die Umsetzung der Anord-
nung Nr. 13

LASA, G 4 Reichstreuhänder der 
Arbeit Mitteldeutschland/Gauarbeit-
samt Magdeburg-Anhalt, Magdeburg, 
Nr. 95, Bl. 50 (RS).



Wirtschaft und Arbeit im Nationalsozialismus

Quelle/
Niveau

Titel Signatur Hinweise zur Quelle

Q 6d
●

Abmahnung eines Arbeiters durch 
die Betriebsleitung der Papier-
warenfabrik und Buchdruckerei 
Arndt Reif in Magdeburg vom 24. 
September 1942 sowie Drohung 
mit der Einweisung in ein Zucht-
haus oder Konzentrationslager

LASA, C 29 Anhang II Polizeipräsi-
dium Magdeburg. Sogenannte ‚Zigeu-
nerpersonalakten‘, Nr. 306, Bl. 19.

Q 6d zeigt, wie ein Arbeitgeber einem Arbeiter Strafmaßnahmen und Freiheits-
entzug androhte. Der Arbeiter wurde beschuldigt, durch Schlägereien u. Ä. den 
Arbeitsfrieden zu stören. Bei dem Arbeiter handelt es sich um einen Sinto aus 
dem kommunalen Zwangslager für Sinti und Roma in Magdeburg. Er wurde 
zusammen mit anderen Personen vom Arbeitsamt aus dem Lager an diese 
Arbeitsstelle vermittelt. Aus der Quelle geht außerdem die innere Struktur des 
Betriebes entsprechend dem „Führerprinzip“ hervor (vgl. „Betriebsführer“). Das 
Dokument ist als Durchschrift des an den Arbeitnehmer adressierten Schreibens 
überliefert. 
Q 6e ist die Meldung des Arbeitgebers an die Kriminalpolizeistelle in Magde-
burg. Die Kriminalpolizei war im Nationalsozialismus für die Verfolgung von Sinti 
und Roma verantwortlich. Die Kriminalbeamten notierten im Aktenvermerk auf 
der unteren Hälfte des Schreibens, dass Anzeige gegen die Arbeiter wegen „gro-
ben Unfugs“ erstattet und ein Arbeiter auch verwarnt wurde.
Beide Schreiben stammen aus den sogenannten „Zigeunerpersonalakten“ der 
Kriminalpolizeistelle Magdeburg. Diese Akten wurden von der Kriminalpolizei für 
einzelne verfolgte Sinti und Roma angelegt. Im Landesarchiv in Magdeburg sind 
597 dieser Einzelakten überliefert. 
Bei der Quellenarbeit ist auf den Begriff „Zigeuner“ zu achten. Dieser ist eine 
diskriminierende Fremdbezeichnung und wird von Gruppen, die damit bezeich-
net wurden und werden, aufgrund seiner verletzenden Wirkung abgelehnt. Im 
Nationalsozialismus wurde dies zu einer rassistischen Verfolgungskategorie, und 
Sinti, Roma und Jenische wurden unter dieser Kategorie verfolgt, „rassenbiolo-
gisch“ untersucht und ermordet.

Q 6e
●

Meldung der Papierwarenfabrik 
und Buchdruckerei Arndt Reif an 
die Kriminalpolizeistelle vom 24. 
September 1942 und Bitte um die 
Einweisung eines Arbeiters in ein 
Arbeitslager

LASA, C 29 Anhang II Polizeipräsi-
dium Magdeburg. Sogenannte ‚Zigeu-
nerpersonalakten‘, Nr. 306, Bl. 18.

Q 6f
● ●

Auszug aus einem Kurzvortrag 
von Dezember 1943 über die 
Durchführung des Arbeitseinsat-
zes im Junkerswerk Magdeburg 
mit Ausführungen über die „Bum-
melantenbekämpfung“

LASA, I 410 Junkers-Werke Dessau. 
Flugzeug- und Motorenbau, Nr. 1386, 
Bl. 82 (RS)-83.

Dieser Vortrag wurde im Dezember 1943 auf einer Arbeitstagung vom Betriebs-
arbeitseinsatzingenieur der Junkerswerke Magdeburg, A. Poley, gehalten. Darin 
geht er auf das Vorgehen der Junkerswerke in Magdeburg zur „Bummelantenbe-
kämpfung“ ein. Aus dieser Rede geht außerdem die innere Struktur von Betrie-
ben entsprechend dem „Führerprinzip“ hervor (vgl. „Betriebsführer“).

Q 6g
● ● 

Auszug aus der Verhandlung der 
5. Strafkammer des Landgerichts 
Magdeburg gegen Wachmänner 
des „Arbeitserziehungslagers“ Süp-
lingen vom 15. bis 18. Februar 1950

LASA, K 3 Ministerium des Inneren, 
Nr. 10174, Bl. 35-36.

In der Verhandlung der 5. Strafkammer des Landgerichts Magdeburg gegen 
Wachmänner des „Arbeitserziehungslagers“ (AEL) Süplingen vom 15. bis 18. Fe-
bruar 1950 wurde der Lageralltag im „Arbeitserziehungslager“ in Süplingen ge-
schildert. Dieser war geprägt von schwerer Arbeit im Steinbruch und von Gewalt 
und Schikanen durch die Wachmannschaften. Das Urteil stammt aus der Nach-
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kriegszeit, als die NS-Verbrechen strafrechtlich aufgearbeitet und Täterinnen und 
Täter bestraft wurden. Das Gerichtsverfahren richtete sich gegen Wachmänner 
des AEL in Süplingen. Verfahrensgegenstand waren u. a. die Schikanierung und 
schwere Misshandlung von Häftlingen, die Erschießung eines entkräfteten Häft-
lings, der angeblich flüchten wollte, sowie von zwei Häftlingen wegen „Arbeitsver-
weigerung“ bzw. „Bedrohung des Wachpersonals“. Darüber hinaus wurde dem 
Wachpersonal und Funktionshäftlingen die tödliche Misshandlung eines Sintos, 
eines arbeitsunfähigen Kranken sowie eines nach der Flucht gefassten Häftlings 
zur Last gelegt.

Zwangsarbeit im Nationalsozialismus

Lehrplan Sekundarstufe (9/10): Zweiter Weltkrieg, ehemalige Konzentrations- und Arbeitslager in der Region

Lehrplan Gymnasium (9):
Wirtschafts- und Sozialpolitik, Zweiter Weltkrieg, Verfolgung von Juden und Auschwitz (→ Q 7d, → Q 7f, → Q 7h 
bis → Q 7i)

Lehrplan Gymnasium (11/12): Konsolidierung der NS-Diktatur, Täter und Opfer NS-Gewaltherrschaft 

Q 7a 
● ●

Merkblatt der Gestapo vom Juni 
1943 über die Behandlung von 
Zwangsarbeiterinnen und Zwangs-
arbeitern

LASA, C 30 Landratsamt und 
Kreiskommunalverwaltung Calbe 
(Saale) A, Nr. 883, Bl. 39-39 (RS).

Die Quellen Q 7a und Q 7b verdeutlichen, dass die NS-„Rassenideologie“ eine wich-
tige Rolle bei der Behandlung von Zwangsarbeitenden spielte. 

Auf Grundlage eines Erlasses des Reichsführer-SS und Chef der Deutschen Polizei, 
Heinrich Himmler, vom 30. Juni 1933 erstellte die Staatspolizeileitstelle Magdeburg 
(Gestapo) dieses Merkblatt in Q 7a zum Umgang mit Zwangsarbeitenden. Die 
Behandlung der verschiedenen Zwangsarbeitenden unterschied sich aufgrund 
der NS-„Rassenideologie“. So wurden unterschiedliche Behandlungsmaßstäbe 
für „Italiener“, „Angehörige germanischer Völker“, „Slowenen“, „Angehörige nicht-
germanischer Völker“ oder „Angehörige slawischer oder verwandter Völker“ sowie 
„polnische Zivilarbeiter“ angesetzt. Q 7b dokumentiert, dass Zwangsarbeitenden aus 
Osteuropa der Besuch öffentlicher kultureller Veranstaltungen verboten wurde. Beide 
Quellen geben einen Einblick in die normativen Grundlagen der Zwangsarbeit. Die 
Praxis konnte unter Umständen anders gestaltet sein. So zeigen beispielsweise lokal-
historische Studien, dass diese Regeln bei der Zwangsarbeit in ländlichen Regionen 
weniger streng befolgt und Handlungsspielräume stärker genutzt wurden (vgl. Brief 
einer „Ostarbeiterin“ aus der Ukraine, die im Dorf Biederitz eingesetzt war, in Q 7m).

Q 7b 
● 

Rundschreiben der Staatspolizei-
leitstelle Magdeburg vom 15. Juni 
1944 über Verbote und Sonder-
rechte für osteuropäische Zwangs-
arbeitende im öffentlichen Leben 

LASA, C 30 Landratsamt und 
Kreiskommunalverwaltung Calbe 
(Saale) A, Nr. 883, Bl. 14.
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Q 7c 
● ●

Bericht des Regierungspräsiden-
ten von Merseburg vom 22. Sep-
tember 1943 über die Entwendung 
von Lebensmittelkarten in einer 
Papierfabrik in Zwintschöna durch 
Zwangsarbeitende

LASA, C 20 I Oberpräsident 
Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib 
Nr. 816 Bd. 5, nicht paginiert.

Dieser Bericht des Regierungspräsidenten von Merseburg vom 22. September 
1943 informiert über die Entwendung von Lebensmittelkarten in einer Papierfa-
brik in Zwintschöna durch Zwangsarbeitende. Die Quelle zeigt ein Beispiel, wie 
Zwangsarbeitende im Arbeitseinsatz ihre Handlungsspielräume nutzten.

Q 7d 
● ●

Schreiben des Oberpräsidenten 
der Provinz Sachsen vom 27. März 
1941 über die Hinrichtung eines 
polnischen Zwangsarbeiters we-
gen „Rassenschande“ in Dahlen-
warsleben

LASA, C 48 Ie Regierung Merseburg, 
Polizeiregistratur, Nr. 1136a, Bl. 203-
203 (RS).

Dieses Schreiben des Oberpräsidenten der Provinz Sachsen vom 27. März 1941 
an den Regierungspräsidenten von Magdeburg informiert über die Hinrichtung 
eines polnischen Zwangsarbeiters wegen „Rassenschande“ in Dahlenwarsleben 
im Kreis Wolmirstedt. Seit den sogenannten Nürnberger „Rassengesetzen“ 
war „Rassenschande“ ein Straftatbestand. Sie bestanden aus zwei Gesetzen. 
Das „Blutschutzgesetz“ vom 15. September 1935 hatte „Mischehen“ sowie den 
Geschlechtsverkehr von „Juden und Staatsangehörigen deutschen oder artver-
wandten Blutes“ verboten. Die Vielzahl der im Schreiben genannten NS-Funktio-
näre verweist auf das breite Täter-Netzwerk. 

Q 7e 
● ●

Einschreiben von Dr. Ing. Walther 
Dürrfeld der Buna-Werke in Ausch-
witz-Monowitz an den Direktor der 
I.G. Farbenindustrie vom 29. April
1943 über die Ernährung der KZ-
Häftlinge mit einer Eiweißwurst

LASA, I 528 Buna-Werke GmbH, 
Schkopau, Nr. 1104, Bl. 4.

Mit diesem Einschreiben vom 29. April 1943 wandte sich Dr. Ing. Walther Dürr-
feld von den Buna-Werken in Auschwitz-Monowitz an den Direktor der I.G. 
Farbenindustrie und informierte über die Ernährung von KZ-Häftlingen mit einer 
neu entwickelten Eiweißwurst. Die Ernährung war im Arbeitslager unzureichend 
und viele KZ-Häftlinge, die von den Buna-Werken zur Zwangsarbeit eingesetzt 
wurden, starben aufgrund der Mangelernährung und der anstrengenden körper-
lichen Arbeit. Im Schreiben werden die hohen Todeszahlen in Behördensprache 
wie folgt kommentiert: „Es muß uns gelingen, den Abgang unter den Häftlingen 
auf vernünftige Zahlen herunterzubringen.“

Q 7f 
● ●

Bericht des ehemaligen KZ-Häft-
lings Salomon Ledermann über 
das KZ Langenstein-Zwieberge 
(Außenlager vom KZ Buchenwald) 
vom 24. Januar 1967

LASA, P 25 Dokumentensammlung 
des SED-Bezirksparteiarchivs 
Magdeburg, Nr. V 3/6/109, Bl. 80-82.

Q 7f und Q 7g sind Berichte von ehemaligen KZ-Häftlingen des KZ-Außenlagers 
Langenstein-Zwieberge, in denen sie auf den Arbeitsalltag während der Zwangs-
arbeit im Stollen eingehen. Der ehemalige KZ-Häftling Salomon Ledermann gab 
1967 seine Erinnerungen an seine KZ-Haft im Zuge staatsanwaltlicher Ermittlun-
gen gegen NS-Verbrecher des Lagers wieder (Q 7f). Der ehemalige KZ-Häftling 
Serge Saumont äusserte sich 1974 im Zuge der Aufarbeitungen von NS-Verbre-
chen durch die Bezirkskommission der Verfolgten des Naziregimes (VdN) im 
Rat des Bezirks Magdeburg. Er war Anhänger der kommunistischen Partei in 
Frankreich und ein politischer Häftling.

Q 7g 
● ●

Bericht des ehemaligen KZ-
Häftlings Serge Saudmont über 
das KZ Langenstein-Zwieberge 
(Außenlager vom KZ Buchenwald) 
vom 10. September 1974

LASA, P 25 Dokumentensammlung 
des SED-Bezirksparteiarchivs 
Magdeburg, Nr. V 3/6/109, Bl. 118-
119.
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Q 7h
● 

Auskunft des Generalbevollmäch-
tigten für Chemie in Berlin an 
den Generalbevollmächtigten für 
Chemie in Halle vom 1. Juli 1944 
betreffend die Zwangsarbeit von 
ungarischen Jüdinnen und Juden 
aus den Konzentrations- und Ver-
nichtungslagern

LASA, I 528 Buna-Werke GmbH, 
Schkopau, Nr. 481, Bl. 9.

Die Quellen Q 7h und Q 7i zeigen, wie chemische Rüstungsbetriebe Meldun-
gen über die Zuweisungen von KZ-Häftlingen zur Zwangsarbeit in ihren Betrie-
ben machten. Mit dem Schreiben in Q 7h wandte sich der Generalbevollmäch-
tigte für Chemie in Berlin und Justitiar der I.G. Farben, August-Martin Euler, am 
1. Juli 1944 an den Generalbevollmächtigten für Chemie in Halle. Er informierte 
über die Möglichkeiten des Einsatzes ungarischer jüdischer KZ-Häftlinge zur 
Zwangsarbeit in der Rüstungsindustrie. 

Bei den KZ-Häftlingen handelte es sich um ungarische Jüdinnen und Juden, die 
aus dem Konzentrations- und Vernichtungslager Auschwitz „evakuiert“ und in 
Konzentrationslager und ihre Außenlager im Deutschen Reich überstellt wurden, 
nachdem die Rote Armee in die Nähe von Auschwitz vorrückte.

Q 7i 
● 

Aktennotiz der Personalabteilung 
der Buna-Werke Schkopau vom 
1. Juli 1944 über die Zuweisung 
ungarischer jüdischer KZ-Häftlinge 
als Zwangsarbeitende

LASA, I 528 Buna-Werke GmbH, 
Schkopau, Nr. 481, Bl. 12-12 (RS).

Q 7j
● ●

Schreiben eines ehemaligen 
belgischen Zwangsarbeiters der 
Junkerswerke in Dessau an das 
Stadtarchiv aus dem Jahr 2000

Stadtarchiv Dessau-Roßlau, S18.03-
17, Bl. 1-6.

Die Quellen Q 7j bis Q 7m sind allesamt Briefe von ehemaligen Zwangsarbei-
tenden und zum Arbeitseinsatz verpflichteten Kriegsgefangenen. Bei der Quel-
lenauswahl wurde beachtet, dass möglichst viele unterschiedliche Perspektiven 
einbezogen werden. NS-Zwangsarbeit unterschied sich nicht nur aufgrund 
der unterschiedlichen Richtlinien zur Behandlung auf Grundlage der national-
sozialistischen „Rassenideologie“, sondern auch zwischen Arbeitseinsatzorten 
(z. B. in der Industrie im Gegensatz zur Landwirtschaft). Diese Selbstzeugnisse 
ermöglichen einen Einblick in die Lebens- und Arbeitsbedingungen der Zwangs-
arbeitenden während des Zweiten Weltkrieges. Briefe als Ego-Dokumente 
unterscheiden sich stilistisch als auch inhaltlich stark von den behördlichen 
Verwaltungsdokumenten, die jedoch den Großteil der historischen Überlieferung 
in Archiven ausmachen. Sie bieten eine andere Perspektive, die jedoch auch 
andere Fragestellungen bei der Quellenarbeit erfordern.

Q 7k
● ●

Schreiben einer ehemaligen bela-
russischen Zwangsarbeiterin der 
Junkerswerke in Dessau an das 
Stadtarchiv aus dem Jahr 2000

Stadtarchiv Dessau-Roßlau, ohne 
Signatur.

Q 7l
● ●

Brief eines ehemaligen sowjeti-
schen Kriegsgefangenen, der in 
Magdeburg Zwangsarbeit leisten 
musste, an den Verein KONTAKTE-
KOHTAKTbI vom 20. März 2006

KONTAKTE-KOHTAKTbI –Verein für 
Kontakte zu Ländern der ehemaligen 
Sowjetunion.

Q 7m
● ● ●

Brief einer ehemaligen ukraini-
schen Zwangsarbeiterin an den 
Direktor des Landesarchiv Magde-
burg aus dem Jahr 1999

LASA, L 174 Landesarchiv Sachsen-
Anhalt und seine Vorgänger, Nr. 777, 
nicht paginiert.
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Folgende Einrichtungen können als außerschulischer Lernort 
Themen des Bausteins vertiefen:

Außerschulische Lern- und Gedenkorte

Gedenkstätte für Opfer  
der NS-„Euthanasie“ Bernburg

Olga-Benario-Straße 16, 
06406 Bernburg (Saale)

Gedenkstätte Feldscheune 
Isenschnibbe Gardelegen

An der Gedenkstätte 1, 
39638 Hansestadt Gardelegen

Gedenkstätte für die Opfer 
des KZ Langenstein-Zwieberge

Vor den Zwiebergen 1, 
38895 Langenstein
Außenlager des KZ Buchenwald.

Mahn- und Gedenkstätte 
Veckenstedter Weg Wernigerode

Veckenstedter Weg 43, 
38855 Wernigerode 
Außenlager des KZ Buchenwald.

Schuhmuseum Weißenfels 
im Museum Schloss 
Neu-Augustusburg

Zeitzer Str. 4, 
06667 Weißenfels
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Das Landesarchiv Sachsen-Anhalt begrüßt Schul-
klassen aller weiterführenden Schulformen zur Pro-
jektarbeit und tiefergehenden Auseinandersetzung 
mit Originalquellen. Konkret können sich Schülerin-
nen und Schüler mit der Firmengeschichte größerer 
Betriebe aus der Region in Workshops auseinander-

setzen und übergeordnete gesellschaftspolitische 
Fragen anhand deren Überlieferungen thematisieren. 
So kann z. B. das Thema „Arisierungen“ oder der Ein-
satz von Zwangsarbeitenden anhand von Fallbeispie-
len von Unternehmen aus der eigenen Region ver-
tieft werden.

Weiterführende Projektideen

•   P a s c a l  B e g r i c h, „Man passte auf, dass man uns leiden ließ.“ KZ-Häftlinge in Magdeburg, in: 
Magdeburger Museen (Hg.), Unerwünscht, verfolgt, ermordet. Ausgrenzung und Terror während der 
nationalsozialistischen Diktatur in Magdeburg 1933 -1945, Magdeburg 2008; S. 317-328.

•   J e a n -  P i e r r e  V a l a n t i n / N i c o l a s  B e r t r a n d, Der Todesmarsch der Häftlinge des 
Konzentrationslagers Langenstein-  Zwieberge, Halle 2018.

•   M a r c  B u g g e l n / M i c h a e l  W i l d t, Arbeit im Nationalsozialismus, München 2014.

•   D i n o  B u r e l l i , „Mama, mir geht’s gut… Ich hab mir nichts getan.“ Erinnerungen eines Häftlings 
des KZ Langenstein-  Zwieberge, Halle 2010.

•   J o h a n n e s  F r o m m, „Juden sind hier unerwünscht!“ Die wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Verdrängung der Magdeburger Juden während der Zeit des Nationalsozialismus, in: Magdeburger 
Museen (Hg.), Unerwünscht, verfolgt, ermordet. Ausgrenzung und Terror während der 
nationalsozialistischen Diktatur in Magdeburg 1933 -1945, Magdeburg 2008; S. 181-200.

•   P a u l  K a n n m a n n, Das Stalag XI A Altengrabow 1939 -1945, Halle 2015.

•   M i e h e  L u t z, Die „Aktion Arbeitsscheu Reich“ im Juni 1938 und die Verfolgung der „Zigeuner“ in 
Magdeburg, in: Stadtgeschichte in der NS-Zeit. Fallstudien aus Sachsen-Anhalt und vergleichende 
Perspektiven, Münster 2005, S. 109 -122. 

•   G ü n t h e r  P a p e, Konzentrationslager und Zwangsarbeiterlager in Blankenburg/Harz, Halle 2002.

•   E r i c  R i e m a n n, Verpflichtet zum Einsatz in der deutschen Rüstungswirtschaft. Über 
Zwangsarbeiter in Magdeburg, in: Magdeburger Museen (Hg.), Unerwünscht, verfolgt, ermordet. 
Ausgrenzung und Terror während der nationalsozialistischen Diktatur in Magdeburg 1933 -1945, 
Magdeburg 2008; S. 309-316

•   A r t u r  S c h n e l l b a c h, Zwangsarbeit in der preußischen Provinz Sachsen und in Anhalt in der Zeit 
der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft, Halle 2002.

•   E r h a r d  S c h ü t z / E c k h a r d  G r u b e r, Mythos Reichsautobahn. Bau und Inszenierung der 
„Straßen des Führers“ 1933 -1941, Augsburg/Zwickau 2009.

Weiterführende Literatur

Für eine Recherche in den Beständen 
des Landesarchivs Sachsen-Anhalt besuchen 

Sie die Archivdatenbank unter 
www.landesarchiv.sachsen-anhalt.de
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Die Wirtschaft wurde in der NS-Diktatur ebenso wie 
andere Bereiche des Lebens, z. B. Kultur und Bildung, 
den politischen Vorstellungen und Zielen des Natio-
nalsozialismus untergeordnet. Die Durchsetzung des 
nationalsozialistischen Machtanspruchs erstreckte 
sich dadurch auch auf das Arbeitsleben. Dies zeigt 
sich beispielsweise im Ausschluss von Oppositionel-
len sowie Jüdinnen und Juden aus der staatlichen 
Verwaltung oder in der Zerschlagung von Gewerk-
schaften und ihrer Gleichschaltung mittels Gründung 
der Deutschen Arbeitsfront (DAF).

„Gesetz zur Wiederherstellung des  
Berufsbeamtentums“ 

Am 7. April 1933 verabschiedete die nationalsozialis-
tische Regierung das „Gesetz zur Wiederherstellung 
des Berufsbeamtentums“ (Q 2a). Dieses Gesetz schuf 
die rechtliche Grundlage, um etwa kommunistische 
oder sozialdemokratische Oppositionelle, aber auch 
Jüdinnen und Juden, ihrer Ämter zu entheben. Die Ent-
scheidungen über Versetzungen und Entlassungen traf 
die oberste Reichs- oder Landesbehörde. Die Durch-
führung dieses Gesetzes oblag den Behördenleitern. 

Regierungspräsidenten oder Landräte entschieden 
auf der Grundlage des Gesetzes unter Beteiligung der 
personalverantwortlichen Stelle der jeweiligen Behör-
de, nachdem die Beamten zuvor in entsprechenden 
Formularen Angaben zu ihrer Abstammung, zu Partei-
enzugehörigkeit, zu ihrem bisherigen beruflichen Wer-
degang und ähnliches gemacht hatten.

Unterdrückung der Opposition 

Die Nationalsozialisten nutzten dieses Gesetz, um die 
frei gewordenen Ämter mit NSDAP-Mitgliedern oder 
nahestehenden Personen zu besetzen und dadurch 
die Macht der Partei weiter auszubauen. Eine Amts-
enthebung konnte auch Personen treffen, die rechts-
konservativen oder rechtsnationalen Parteien oder Or-
ganisationen nahestanden. So wurde beispielsweise 
im August 1933 ein Verfahren nach dem „Gesetz zur 
Wiederherstellung des Berufsbeamtentums“ gegen 
einen Versicherungsbeamten der Lebensversiche-
rungsanstalt in Merseburg eingeleitet, der Mitglied der 
„Schwarzen Front“ war (Q 1b bis Q 1h). Die „Schwarze 
Front“ war eine politische Gruppierung, die einen na-
tionalen Sozialismus befürworteten. Im Gegensatz zur 
NSDAP verstanden sich ihre Anhänger jedoch als anti-
kapitalistisch und unterstützten eine Annäherung an 
die Sowjetunion. Daher wurde diese dem Nationalso-
zialismus nahestehende Gruppierung im Februar 1933 
von der NSDAP-geführten Regierung verboten.

Zerschlagung der Gewerkschaften und  
„Gleichschaltung“

Gewerkschaften wurden im 19. Jahrhundert als Inte-
ressenvertretung der Arbeitnehmerschaft gegründet, 
um sich für die Verbesserung der Lohn- und Arbeits-
bedingungen einzusetzen. Eine solche Interessenver-
tretung war im Nationalsozialismus lediglich in einer 
gleichgeschalteten Organisationsstruktur möglich. 
Die Deutsche Arbeitsfront (DAF) wurde am 10. Mai 
1933 als eine Einheitsorganisation aller deutschen 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber im Deutschen Reich 
gegründet. Freie Gewerkschaften wurden zerschla-
gen und durften sich nicht länger organisieren (Q 1i). 
Die DAF war mit 23 Millionen Mitgliedern die größte 
NS-Massenorganisation.

Der Polizeiapparat übernahm im Nationalsozialismus 
eine wichtige Funktion bei der Kontrolle und Unterdrü-
ckung von Oppositionellen in allen Lebensbereichen, 
so auch in der Arbeitswelt (Q 1j). Daneben war die 
Polizei für die Verfolgung und Deportation von Perso-
nen verantwortlich, denen vorgeworfen wurde, dass 
sie ihre Arbeit nicht zufriedenstellend verrichteten 
oder arbeitslos waren.

Aktendeckel (2021), LASA, C 20 I Oberpräsident Magdeburg.  
Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 277.

Gleichschaltung in Wirtschaft und Arbeitswelt sowie Ausschluss von 
Oppositionellen

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-01/thema-01/
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Dieses Gesetz wurde etwa zwei Monate nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten vom neuen Reichskanz-
ler Adolf Hitler erlassen. Es bildete die rechtliche Grundlage für die Amtsenthebungen von oppositionellen und jüdi-
schen Beamtinnen und Beamten. Die erste Durchführungsverordnung zu diesem Gesetz vom 11. April 1933 ordnete 
außerdem an, dass alle Beamtinnen und Beamten ihre Mitgliedschaft in einer politischen Partei angeben mussten. 
Als ungeeignet wurden zunächst die Beamtinnen und Beamten eingestuft, die kommunistischen Organisationen 
angehörten. Der Reichsinnenminister Wilhelm Frick erklärte am 14. Juli 1933 auch die Anhängerschaft in der SPD 
als unvereinbar mit Positionen im öffentlichen Dienst. Paragraph drei dieses Gesetzes war der sogenannte „Arier-
paragraph“, der sich gezielt gegen Jüdinnen und Juden richtete. Dieses Gesetz war das erste in der NS-Diktatur, das 
solche rassistischen Bestimmungen enthielt.

Q 1a:   „Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums“ vom 7. April 1933

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-01/quelle-01a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=69216
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 277, Bl. 3.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-01/quelle-01a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=69216
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 277, Bl. 3 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-01/quelle-01a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=69216
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 277, Bl. 4.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-01/quelle-01a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=69216
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Mit diesem Schreiben richtete sich der Landeshauptmann der Provinz Sachsen an den Leiter der Politischen Polizei 
in Weißenfels und bat darum, Untersuchungen gegen einen Beamten der Lebensversicherungsanstalt Sachsen-Thü-
ringen-Anhalt vorzunehmen. Dr. Hasso Härlen wurde beschuldigt, Mitglied der „Schwarzen Front“ zu sein. 

Diese Organisation am „linken Flügel“ des Nationalsozialismus wurde im Juli 1930 als „Kampfgemeinschaft Revo-
lutionärer Nationalsozialisten“ gegründet, nachdem Dr. Otto Strasser aufgrund interner Konflikte aus der NSDAP 
ausgetreten war. Die „Schwarze Front“ wurde von der NSDAP geführten Regierung im Februar 1933 verboten. Es 
folgten Verhaftungswellen, und in der NS-Propaganda wurde sie als gefährlichste Terrortruppe der rechten Opposi-
tion dargestellt.

Q 1b:   Überprüfung eines Beamten der Lebensversicherungsanstalt Sachsen-
Thüringen-Anhalt auf Grundlage des „Gesetzes zur Wiederherstellung des 
Berufsbeamtentums“ von August 1933

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 280, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-01/quelle-01b/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-01/quelle-01b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=69227
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In diesem Brief wird der Direktor der Lebensversicherungsanstalt über das politische Verhalten des Mathematikers 
Dr. Hasso Härlen auf der Arbeit sowie im Privatleben informiert. Das Schreiben gehört zu einem Untersuchungs-
vorgang der Politischen Polizei in Weißenfels. Härlen wurde beschuldigt, Mitglied der „Schwarzen Front“ zu sein. 
Die „Schwarze Front“ wurde von der NSDAP-geführten Regierung im Februar 1933 verboten, da sie zur Opposition 
gehörte. Dieser Gruppierung gehörten Menschen mit nationalen, völkischen als auch linksextremen Positionen an.

Q 1c:   Schreiben vom 10. August 1933 an den Direktor der 
Lebensversicherungsanstalt Sachsen-Thüringen-Anhalt über die politische 
Einstellung des Versicherungsbeamten Dr. Hasso Härlen

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 280, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-01/quelle-01c/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-01/quelle-01c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=69227
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In diesem Antwortschreiben auf den an ihn gerichteten Brief vom 10. August (Q 1c) schildert der Direktor der Le-
bensversicherungsanstalt, wie sich Dr. Hasso Härlen zu den Anschuldigungen gegen ihn äußerte. Der Direktor 
betont außerdem die besondere Qualifikation und die wichtigen fachlichen Fähigkeiten des Beamten für die Landes-
versicherungsanstalt.

Q 1d:   Schreiben des Direktors der Lebensversicherungsanstalt Sachsen-
Thüringen-Anhalt vom 12. August 1933 über die politische Einstellung des 
Versicherungsbeamten Dr. Hasso Härlen

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 280, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-01/quelle-01d/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-01/quelle-01d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=69227
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Der Abschlussbericht über die Untersuchung der politischen Einstellungen des Versicherungsbeamten Dr. Hasso 
Härlen wurde am 31. August 1933 von der Politischen Polizei in Weißenfels vorgelegt. Darin werden seine Mitglied-
schaft im „Tat-Kreis“ bestätigt sowie Verbindungen zur „Schwarzen Front“ und zur „Strasser-Bewegung“ näher ein-
geordnet. 

Die „Strasser-Bewegung“ stand dem Nationalsozialismus nahe. Sie wurde im Juli 1930 als „Kampfgemeinschaft Re-
volutionärer Nationalsozialisten“ gegründet, nachdem Dr. Otto Strassser aufgrund interner Konflikte aus der NSDAP 
ausgetreten war. Wie die NSDAP vertrat diese Gruppierung nationalistische und sozialistische Ideen. Jedoch wider-
sprachen sie der von der NSDAP angestrebten Wirtschaftsordnung, die ein staatlich gelenkter Kapitalismus war. 
Außerdem waren die Anhänger der „Strasser-Bewegung“ gegen die Außenpolitik der NSDAP, die sich an guten 
Beziehungen zu England orientierte. Stattdessen forderten sie einen antikapitalistischen nationalen Sozialismus und 
eine antiwestliche Annäherung an die Sowjetunion. Die „Strasser-Bewegung“ kooperierte mit anderen gleichgesinn-
ten Gruppierungen, darunter ein nationalistischer und republikfeindlicher, paramilitärischer Wehrverband mit dem 
Namen „Werwolf. Bund deutscher Männer und Frontkrieger“ sowie Mitarbeitende des „Tat-Kreises“, einer Monats-
zeitschrift mit kapitalismuskritischen und nationalistischen Themen. Zusammen nannten sie sich „Schwarze Front“. 
Die „Schwarze Front“ wurde von der NSDAP-geführten Regierung im Februar 1933 verboten. Es folgten Verhaftungs-
wellen von Mitgliedern dieser Organisation, und in der NS-Propaganda wurde sie als gefährlichste Terrortruppe der 
rechten Opposition dargestellt. Im Sommer 1934 wurde sie zwangsaufgelöst, und ihre Anhängerinnen und Anhän-
ger arbeiteten fortan im Untergrund weiter.

Q 1e:   Bericht der Politischen Polizei Weißenfels vom 31. August 1933 über die 
politische Betätigung des Versicherungsbeamten Dr. Hasso Härlen

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-01/quelle-01e/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-01/quelle-01e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=69227
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 280, nicht paginiert.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 280, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-01/quelle-01e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=69227
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Mit diesem Schreiben an den Direktor der Lebensversicherungsanstalt bat der vorläufige Landeshauptmann der 
Provinz Sachsen am 12. September 1933 um die Entlassung von Dr. Hasso Härlen. Dieser wurde beschuldigt, 
dem „Tat-Kreis“, der „Strasser-Bewegung“ und der „Schwarzen Front“ anzugehören. Diese Organisationen stan-
den dem Nationalsozialismus nahe, zählten aber zur rechten Opposition. 

(Weitere Informationen siehe Q 1e.)

Q 1f:   Dienstentlassung von Dr. Hasso Härlen vom 12. September 1933 auf Grundlage 
des „Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums“

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 280, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-01/quelle-01f/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-01/quelle-01f/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=69227
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Am 25. August 1933 füllte Dr. Hasso Härlen diesen Fragebogen zur Durchführung des „Gesetzes zur Wiederherstel-
lung des Berufsbeamtentums“ aus. Er ist als beglaubigte Abschrift vom 10. Oktober 1933 überliefert. Dieser Frage-
bogen musste von Beamtinnen und Beamten beantwortet werden. Wenn die Befragten jüdisch waren oder einer 
oppositionellen Gruppierung angehörten, war der Fragebogen die Grundlage für eine Amtsenthebung. § 3 des „Ge-
setzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums“ vom 7. April 1933 besagte, dass „Beamte, die nicht arischer 
Abstammung sind, […] in den Ruhestand“ zu versetzen waren. § 4 bezog sich auf die Amtsentlassung politischer 
Gegner: „Beamte, die nach ihrer bisherigen politischen Betätigung nicht die Gewähr dafür bieten, daß sie jederzeit 
rückhaltlos für den nationalen Staat eintreten, können aus dem Dienst entlassen werden.“ Die erste Verordnung zur 
Durchführung des Gesetzes vom 11. April 1933 bestimmte genauer, dass nach § 2a Kommunisten als „ungeeignete 
Beamten“ zu entlassen seien: „Ungeeignet sind alle Beamte, die der kommunistischen Partei oder kommunisti-
schen Hilfs- oder Ersatzorganisationen angehören.“ Dr. Hasso Härlen wurde aufgrund der Bestimmungen von § 2a 
am 14. September 1933 aus der Lebensversicherungsanstalt Sachsen-Thüringen-Anhalt entlassen.

Q 1g:   Fragebogen von Dr. Hasso Härlen zur Durchführung des „Gesetzes zur 
Wiederherstellung des Berufsbeamtentums“ vom 25. August 1933

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-01/quelle-01g/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=69227
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. 
Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 280, nicht paginiert.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. 
Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 280, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-01/quelle-01g/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=69227
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. 
Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 280, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-01/quelle-01g/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=69227
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Am 14. September 1933 wurde der Versicherungsbeamte Dr. Hasso Härlen aus der Lebensversicherungsanstalt 
Sachsen-Thüringen-Anhalt entlassen. Er wurde beschuldigt, dem „Tat-Kreis“, der „Strasser-Bewegung“ und der 
„Schwarzen Front“ anzugehören. Die „Strasser-Bewegung“ wurde im Juli 1930 als „Kampfgemeinschaft Revolutionä-
rer Nationalsozialisten“ gegründet, nachdem Dr. Otto Strasser aufgrund interner Konflikte aus der NSDAP ausgetre-
ten war. Wie die NSDAP vertrat diese Gruppierung nationalistische und sozialistische Ideen. Jedoch widersprachen 
sie der von der NSDAP angestrebten Wirtschaftsordnung, die ein staatlich gelenkter Kapitalismus war. Außerdem 
waren die Anhänger der „Strasser-Bewegung“ gegen die Außenpolitik der NSDAP, die sich an guten Beziehungen 
zu England orientierte. Stattdessen forderten sie einen antikapitalistischen nationalen Sozialismus und eine antiwest-
liche Vereinigung mit der Sowjetunion. Die „Strasser-Bewegung“ kooperierte mit anderen gleichgesinnten Gruppie-
rungen, darunter ein nationalistischer und republikfeindlicher, paramilitärischer Wehrverband mit dem Namen „Wer-
wolf. Bund deutscher Männer und Frontkrieger“ sowie Mitarbeitende des „Tat-Kreises“, einer Monatszeitschrift mit 
kapitalismuskritischen und nationalistischen Themen. Zusammen nannten sie sich „Schwarze Front“. Die „Schwarze 
Front“ wurde von der NSDAP-geführten Regierung im Februar 1933 verboten. Es folgten Verhaftungswellen von Mit-
gliedern dieser Organisation, und in der NS-Propaganda wurde sie als gefährlichste Terrortruppe der rechten Oppo-
sition dargestellt. Im Sommer 1934 wurde sie zwangsaufgelöst, und ihre Anhängerinnen und Anhänger arbeiteten 
fortan im Untergrund weiter.

Q 1h:   Beschwerdebrief von Dr. Hasso Härlen an den Landesrat und Beauftragten für 
Untersuchungssachen beim Landeshauptmann der Provinz Sachsen vom  
17. Oktober 1933

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-01/quelle-01h/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=69227
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 280, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-01/quelle-01h/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=69227
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 280, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-01/quelle-01h/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=69227
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 280, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-01/quelle-01h/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=69227
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Mit diesem Schreiben vom 23. Mai 1936 informierte die Staatspolizeistelle (Gestapo) Halle den Regierungspräsiden-
ten von Merseburg über den illegalen Wiederaufbau freier Gewerkschaften im Hotelgewerbe durch SPD-Mitglieder. 
Am 10. Mai 1933 wurde die Deutsche Arbeitsfront (DAF) als eine Einheitsorganisation aller deutschen Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber im Deutschen Reich gegründet. Freie Gewerkschaften wurden am 2. Mai in einer gewaltsamen 
Aktion zerschlagen und durften sich nicht länger organisieren. Die SPD wurde am 22. Juni 1933 verboten.  

Q 1i:   Schreiben der Staatspolizeistelle Halle an den Regierungspräsidenten 
von Merseburg vom 23. Mai 1936 über den illegalen Wiederaufbau freier 
Gewerkschaften im Hotelgewerbe

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 48 Ie Regierung Merseburg, Polizeiregistratur, Nr. 1166, Bl. 57.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-01/quelle-01i/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-01/quelle-01i/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=617993
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Mit diesem Schreiben vom 19. Juni 1936 wandte sich der Leiter der Staatspolizeistelle (Gestapo) in Halle an den 
Regierungspräsidenten von Merseburg und bat um Berichterstattung über Kommunistinnen und Kommunisten in 
der Landarbeit.

Q 1j:   Schreiben der Staatspolizeileitstelle Halle an den Regierungspräsidenten von 
Merseburg vom 19. Juni 1936 über Kommunistinnen und Kommunisten in der 
Landarbeit

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 48 Ie Regierung Merseburg, Polizeiregistratur, Nr. 1166, Bl. 73.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-01/quelle-01j/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-01/quelle-01j/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=617993


Wirtschaft und Arbeit im Nationalsozialismus

50

1. Phase: Konjunkturpolitik (1933 -1936)

Die politische Einflussnahme auf das Wirtschaftssys-
tem im Nationalsozialismus kann in drei Phasen ein-
geteilt werden. Zu Beginn der NS-Diktatur (1933 bis
1936) wurde zunächst die Politik zur Förderung der
Wirtschaft (Konjunkturpolitik) der Regierungen der
Weimarer Republik fortgeführt. Damit versuchten Re-
gierende, Antworten auf die durch den New Yorker
Börsenkrach vom Februar 1929 ausgelöste Weltwirt-
schaftskrise zu finden. Diese führte auch in Europa
zu einer Bankenkrise, Inflation (Preissteigerungen
und Geldentwertung infolge einer Geldmengenstei-
gerung) und einem starken Anstieg der Arbeitslosig-
keit. Mit konjunkturpolitischen Maßnahmen sollten
eine wirtschaftliche Stabilität, eine Eindämmung der
Inflation und ein Abbau der Arbeitslosigkeit erreicht
werden. Dazu zählte bereits zum Ende der Weima-
rer Republik ein Arbeitsbeschaffungsprogramm im
Straßenbau (Q 2a). In der NS-Diktatur wurde dieses
Arbeitsbeschaffungsprogramm weiter ausgeweitet.
Neben einem Ausbau von Landstraßen, Wasserver-
kehrswegen und Brücken wurde auch das Fernstra-
ßen- und Autobahnnetz massiv erweitert. Im Rahmen
dieser Maßnahmen wurde 1934 beispielsweise mit
dem Bau der Kanalbrücke in Magdeburg begonnen.
Pläne, den Elbe-Havel-Kanal und Mittellandkanal zu
verbinden, gab es bereits in den 1920er Jahren.

Mythos Reichsautobahn 

Von besonderer Bedeutung für das Arbeitsbeschaf-
fungsprogramm der Nationalsozialisten war der Auto-

bahnbau. Dieser wurde in der nationalsozialistischen 
Propaganda mittels verschiedener Schlagworte über-
höht, so etwa als „Straßen des Führers“ oder als „Mo-
bilität der Volksgemeinschaft“. Außerdem wurden 
die Autobahnen als Beweis „deutscher“ Leistungs-
fähigkeit und des technischen Fortschritts propagan-
distisch inszeniert (Q 2b bis Q 2d). Pläne für den 
Bau von Autobahnen gab es jedoch schon in den 
1920er Jahren in Deutschland, aber auch in Italien. 
In Deutschland war vor allem der Verein zur Vorbe-
reitung der Autostraße Hansestädte-Frankfurt-Basel 
(HAFRABA) für diese Pläne verantwortlich. Sie führ-
ten erstmals den Begriff „Autobahn“ öffentlich ein und 
setzten diesen in Verbindung zur Eisenbahn, da deren 
Strecken ebenfalls als durchgehende und kreuzungs-
freie Verkehrswege geplant worden waren. Die erste 
Autobahn wurde bereits am 6. August 1932 vom da-
maligen Kölner Oberbürgermeister Konrad Adenauer 
eingeweiht und verband die Städte Köln und Bonn. 
Am 27. Juni 1933 verabschiedete Hitler ein Gesetz 
zur Gründung des Unternehmens „Reichsautobah-
nen“. Fritz Todt wurde zum Generalinspektor für das 
deutsche Straßenbauwesen und Generalbevollmäch-
tigten für die Regelung der Bauwirtschaft ernannt. 
Er leitete den Bau der Autobahnen. Für die Bauvor-
haben wurden zunächst viele Arbeitslose zwangsver-
pflichtet. 1938 wurde die nach ihm benannte „Organi-
sation Todt“ (OT) gegründet. Diese war vor allem für 
den Bau militärischer und kriegswichtiger Anlagen 

Arbeitseinsatz und Arbeitsbeschaffung

Schema des Autobahnnetzes von 1933, LASA, C 20 I Oberpräsident 
Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 2847, Bl. 16.

Mythos Reichsautobahn

Mythos bezeichnet eine Person, Sache oder Begebenheit, 
die verherrlicht wird und dadurch von der Realität abweicht. 
Der Mythos Reichsautobahn beschreibt das Phänomen, dass 
noch heute viele Menschen glauben, die Autobahn sei eine 
Erfindung des Nationalsozialismus und der Autobahnbau habe 
die Arbeitslosigkeit gesenkt. Diese Idee ist auf die nationalso-
zialistische Propaganda zurückzuführen. Tatsächlich hatte der 
Autobahnbau nur einen Anteil von etwa 2,3 % an der Senkung 
der Arbeitslosigkeit im Zeitraum vom Beginn 1933 (6 Millio-
nen Arbeitslose) bis Ende 1934 (2,4 Millionen Arbeitslose). Im 
Zuge des Krieges wurden Straßenbauarbeiten v. a. von Kriegs-
gefangenen, KZ-Häftlingen und anderen Zwangsarbeitenden 
ausgeführt. Die Autobahnen wurden auch nicht von den Na-
tionalsozialisten erfunden: In den 1920er Jahren setzte sich 
bereits der Verein zur Vorbereitung der Autostraße Hansestäd-
te-Frankfurt-Basel (HAFRABA) für Autobahnen in Deutschland 
ein. Zur gleichen Zeit schuf der italienische Tiefbauingenieur 
Piero Puricelli eine „Autostrada“ nach dem Konzept der Auto-
bahn, die von Mailand an die Seen in Oberitalien führte. 

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-02/thema-02/
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und Straßen verantwortlich. Ab 1940 setzte Fritz Todt 
vor allem Kriegsgefangene und jüdische KZ-Häftlinge 
zur Zwangsarbeit ein. Hitler stellte sich selbst in der 
öffentlichen Propaganda oft als Verantwortlicher für 
die „Reichsautobahnen“ dar. So setzte er, begleitet 
von vielen Kameras, Zuschauenden und einer großen 
Berichterstattung, am 23. September 1935 den ersten 
Spatenstich in Frankfurt am Main für die erste Teilstre-
cke der „Reichsautobahn“ von Hamburg nach Basel. 
Die „Reichsautobahnen“ sollten nach Auffassung von 
Fritz Todt und Adolf Hitler ein Kunstwerk sein und sich 
in die Natur und Landschaft harmonisch einfügen. 

Für Sachsen-Anhalt war vor allem der Bau der heu-
tigen A 2 von großer Bedeutung. Diese verband das 
wirtschaftlich wichtige Ruhrgebiet mit der Haupt-
stadt Berlin. Durch ihren Bau sollten auch Städte wie 
Magdeburg und umliegende Gemeinden wirtschaft-
lich besser angebunden werden. Der Bau wurde 
zwischen September 1933 und Dezember 1934 in 
mehreren Teilabschnitten ausgeführt. Daneben ist die 

heutige A 9 auf dieses Bauprogramm zurückzuführen. 
Sie verbindet Berlin und München und führt u. a. an 
Coswig, Dessau, Bitterfeld/Wolfen und Halle vorbei. 
Mit dem Bau der A 14, die von der Ostsee bis nach 
Nossen reichen und auch an Wolmirstedt, Samswe-
gen, Haldensleben, Magdeburg, Schönebeck, Calbe, 
Plötzkau und Halle entlangführen sollte, wurde eben-
falls Mitte der 1930er Jahre begonnen. Die Bauarbei-
ten konnten jedoch infolge des Krieges nicht zu Ende 
geführt werden.

2. Phase: Vierjahresplan (1936 -1942)

Als zweite Phase der Umgestaltung der NS-Wirtschaft 
sind die Jahre zwischen 1936 und 1942 anzusehen. 
In dieser Zeit vollzog sich eine Ausrichtung der Wirt-
schaft auf den geplanten Krieg. Hierfür wurde die 
staatliche Lenkung der Wirtschaft durch die national-
sozialistische Regierung massiv vorangetrieben. Am 
18. Oktober 1936 erließ Hitler die Verordnung zur
Durchführung des Vierjahresplans (Q 2e bis 2g).
Hermann Göring wurde zum Beauftragten für die Um-
setzung des Vierjahresplans ernannt und eine Vierjah-
resplanbehörde eingerichtet. Für die Vorbereitung auf
den Krieg sollte aus den Erfahrungen des Ersten Welt-
kriegs gelernt werden. Im Ersten Weltkrieg gab es im
Winter 1916/17 eine Hungersnot, die durch Probleme
der Kriegswirtschaft und eine britische Seeblockade
in der Nordsee ausgelöst wurde. In den öffentlichen
Diskussionen während und nach dem Ersten Welt-
krieg wurde die deutsche Niederlage u. a. auf diesen
Hungerwinter zurückgeführt. Um Derartiges im Falle
eines weiteren Krieges zu vermeiden, plante die NS-
Führung in ihren Kriegsvorbereitungen bereits 1936
eine „Nahrungsfreiheit“ und „Blockadesicherheit“
durch „neuen Lebensraum im Osten“. Dies bedeute-
te eine Besetzung von Gebieten vor allem im Osten
Europas als wirtschaftlichen „Ergänzungsraum“. Da-
bei sollten die dort lebende Bevölkerung ausgebeutet
und landwirtschaftliche Erzeugnisse der deutschen
Bevölkerung und dem deutschen Heer zugeführt
werden. Auch in der Rohstoff- und Chemieproduktion

Ziel dieses Plans war es, das Deut- 
sche Reich innerhalb von vier Jahren wirtschaftlich auf einen 
Krieg vorzubereiten. Dafür sollten die Rüstungsproduktion 
angekurbelt und die Lebensmittelversorgung des Deutschen 
Reichs von anderen Ländern unabhängig gemacht werden 
(Autarkie). Im Krieg sollte dies vor allem durch die Ausbeu-
tung der Bevölkerung in den besetzten Gebieten Osteuropas 
geschehen.  

Vierjahresplan

Die Internationale Arbeitsorga nisa- 
tion (IAO) definierte 1930 Zwangsarbeit als „jede Art von 
Arbeit, die von einer Person unter Androhung irgendeiner 
Strafe verlangt wird und für die sie sich nicht freiwillig zur 
Verfügung gestellt hat.“ Historiker und Historikerinnen nennen 
vor allem drei Kriterien, die Zwangsarbeit charakterisieren:

a)  „rechtlich institutionalisierte Unauflöslichkeit des Arbeits-
verhältnisses für eine nichtabsehbare Zeitdauer“

b)  Zwangsarbeitende haben nur „geringe Chancen, nennens-
werten Einfluss auf die Umstände des Arbeitseinsatzes zu
nehmen“ 1

c)  Zwangsarbeit ist geprägt von einem „Massensterben“ der
zur Zwangsarbeit Verpflichteten.

Allen Formen von Zwangsarbeit ist gemeinsam, „dass da-
durch Menschen in zumeist rigide Ausbeutungs- und Unter-
drückungsverhältnisse gepresst werden und der Verlust 
ihrer Entscheidungs- und Selbstbestimmungsrechte sie zu 
Objekten wirtschaftlichen sowie staatlichen Handelns de-
gradiert.“ 2

Über 12 Millionen Menschen aus ganz Europa leisteten im 
Verlauf des Zweiten Weltkriegs Zwangsarbeit im Deutschen 
Reich. Darüber hinaus wurden Einheimische in allen besetz-
ten Gebieten von den nationalsozialistischen Besatzern zur 
Zwangsarbeit verpflichtet. Zwangsarbeit war damit ein wichti-
ges Mittel zur Fortführung des Krieges und zur Aufrechterhal-
tung der Kriegswirtschaft. 

Zwangsarbeit

1   Mark Spoerer, Zwangsarbeit unter dem Hakenkreuz: Ausländische Zivilarbeiter, Kriegsgefangene und Häftlinge im Deutschen Reich und im 
besetzten Europa 1939 -1945, München 2001, S. 15 -17.

2   Kerstin von Lingen/Klaus Gestwa, Zwangsarbeit als Kriegsressource. Systematische Überlegungen zur Beziehungsgeschichte von Krieg und 
Zwangsarbeit, in: Dies. (Hg.): Zwangsarbeit als Kriegsressource in Europa und Asien, Paderborn 2014, S. 15 -54, hier S. 24 -25.
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sollte Deutschland unabhängig gemacht werden. Die 
Buna-Werke in Schkopau spezialisierten sich daher 
seit 1936 auf die Herstellung von künstlichem Kaut-
schuk (Q 2h), womit der Import von Naturkautschuk 
aus Übersee verzichtbar werden sollte. Der Beginn 
des Krieges führte zu einem großen Arbeitskräfte-
mangel in Industrie und Landwirtschaft. Dies wurde 
teilweise durch den Einsatz von Zwangsarbeitenden, 
Kriegsgefangenen und KZ-Häftlingen in fast allen Be-
reichen der Wirtschaft ausgeglichen.

3. Phase: Der „totale Kriegseinsatz“ (1942 -1945)

Die dritte Phase wird auf die letzten Kriegsjahre (1942 
bis 1945) datiert. 1942 scheiterte die „Blitzkriegsstra-
tegie“ der Wehrmacht an der Ostfront und Albert 
Speer, Architekt und wichtiger NS-Städtebauplaner, 

wurde nach dem Tod von Fritz Todt zum Reichmi-
nister für Munition und Luftfahrt ernannt. Er trieb die 
Rüstungsproduktion massiv für einen „totalen Kriegs-
einsatz“ voran. Die Kriegswirtschaft wurde nunmehr 
fast ausschließlich von ihm und seinem Ministerium 
gelenkt. Andere Einrichtungen, wie die Vierjahres-
planbehörde, verloren an Bedeutung. Die Umstruktu-
rierung der Kriegswirtschaft unter Speer war mit einer 
weiteren Mobilisierung der Bevölkerung für den Krieg 
verbunden. Frauen wurden im großen Umfang als 
Arbeitskräfte in der Rüstungsindustrie herangezogen 
(Q 2i) und die Zwangsarbeit durch die Einrichtung 
von KZ-Außenlagern, weiteren Zwangsarbeiterlagern 
und den „Arbeitserziehungslagern“ der Gestapo 
massiv ausgeweitet.

Schulwandbild von 1940: Gummi aus Kautschuk aus Buna: zwei Wege ein Ziel, Saarländisches Schulmuseum, Inventarnummer: 2008SSM24.
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Mit diesem Schreiben vom 13. Mai 1932 wandte sich der Preußische Minister für Landwirtschaft, Domänen und 
Forsten an den Oberpräsidenten der Provinz Sachsen und berichtete über die Pläne für ein Arbeitsbeschaffungs-
programm durch Straßenbau. Der Oberpräsident war der oberste Verwaltungsbeamte in der preußischen Provinz 
Sachsen.

Q 2a:   Arbeitsbeschaffungsprogramm durch Straßenbau zum Ende der Weimarer 
Republik: Schreiben des Preußischen Ministers für Landwirtschaft, Domänen 
und Forsten an den Oberpräsidenten der Provinz Sachsen vom 13. Mai 1932

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 2824, Bl. 2 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-02/quelle-02a/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-02/quelle-02a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=104680
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Bei diesen Bildern handelt es sich um Fotomontagen einer Propaganda-Zeitschrift aus dem Jahr 1936. Die 
Fotografen und Montage-Künstler sind unbekannt. Die Zeitschrift wurde anlässlich der Reichstagswahl und 
Volksabstimmung am 29. März 1936 gedruckt. Auf dem Umschlag ist eine großformatige Aufnahme von Adolf 
Hitler mit der Beischrift „Deutschland dankt ihm“ zu sehen. Auf jeder der insgesamt 24 Seiten wird ein anderer 
Dank ausgesprochen. 

Der in Frakturschrift gedruckte Dank auf dieser Doppelseite lautet: „…, daß durch die beispiellose Förderung 
der Automobilindustrie hunderttausende von Volksgenossen wieder in den Produktionsprozeß eingereiht wer-
den konnten und daß sich ein in der Welt einzig dastehendes Netz technisch mustergültiger und landschaft-
lich schöner Autobahnen in vollem Bau befindet und nach wenigen Jahren sich über alle deutschen Gaue 
erstrecken wird…“.

Q 2b:   Propagandabild von 1936 zum Autobahnbau

Hugo Fischer (Hg.), 'Deutschland dankt ihm ...' : [Illustrierte Propagandaschrift zur Reichstagswahl 1936] Berlin [1936].

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-02/quelle-02b/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-02/quelle-02b/
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Der Verein zur Vorbereitung der Autostraße Hansestädte – Frankfurt – Basel e. V. setzte sich bereits in der Weimarer 
Republik für den Bau von Autobahnen ein. Mit diesem Schreiben vom 11. August wandte er sich an den Oberprä-
sidenten der Provinz Sachsen. Darin geht der Verein auf die Verwirklichung der Pläne von Autobahnen unter der 
neuen NS-Regierung ein und lädt zu einer öffentlichen Veranstaltung mit dem Generalinspekteur für das deutsche 
Straßenbauwesen Fritz Todt ein. Der Oberpräsident war der oberste Verwaltungsbeamte in der Provinz Sachsen.

Q 2c:   Schreiben der HAFRABA e. V. an den Oberpräsidenten vom 11. August 1933 
über den geplanten Autobahnbau 

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 2847, Bl. 13.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-02/quelle-02c/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-02/quelle-02c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=105893
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Mit diesem Schreiben wandte sich das Landesarbeitsamt Mitteldeutschland am 16. Oktober 1933 an den Oberprä-
sidenten der Provinz Sachsen und betonte die besondere Bedeutung des Autobahnbaus für die Reduzierung der 
Arbeitslosigkeit in der Provinz Sachsen. Der Oberpräsident war der oberste Verwaltungsbeamte in der preußischen 
Provinz Sachsen.

Q 2d:   Schreiben des Landesarbeitsamts Mitteldeutschland an den Oberpräsidenten 
der Provinz Sachsen vom 16. Oktober 1933 über den Reichsautobahnbau

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 2847, Bl. 38.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-02/quelle-02d/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-02/quelle-02d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=105893
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Die Verordnung zur Durchführung des Vierjahresplans vom 18. Oktober 1936 kündigte Reichskanzler Adolf Hitler 
bereits auf dem Reichsparteitag in Nürnberg an, der vom 8. bis 14. September 1936 stattfand. Mit dieser Verordnung 
ernannte er Hermann Göring zum Beauftragten für den Vierjahresplan. Seit der Machtübernahme der NSDAP war 
er in führenden Ämtern (z. B. als Ministerpräsident Preußens und Oberbefehlshaber der Luftwaffe) am Aufbau der 
NS-Diktatur beteiligt. In seiner Funktion als Beauftragter für den Vierjahresplan konnte er Rechtsverordnungen und 
Verwaltungsvorschriften erlassen. Dazu gehörten nach 1936 auch antisemitische Verordnungen zum Ausschluss 
von Jüdinnen und Juden aus dem Wirtschaftsleben.

Q 2e:   Verordnung zur Durchführung des Vierjahresplans vom 18. Oktober 1936

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 4808, Bl. 1. 

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-02/quelle-02e/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-02/quelle-02e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=104217
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Am 22. Dezember 1936 fand in Dessau eine Besprechung von Vertretern wichtiger Organisationen und Behörden 
im Land Anhalt statt. Dabei wurde die Durchführung des Vierjahresplans auf lokaler Ebene beraten. Mit der Deut-
schen Arbeitsfront (DAF) und dem NS-Frauenbund nahmen zwei Organisationen der NSDAP an der Besprechung 
teil. Neben politischen Vertretern der Landesverwaltung beteiligte sich auch der Landesbauernführer am Treffen. Die 
verschiedenen Funktionäre vertraten die Standpunkte ihrer Institutionen in der Besprechung. 

Freie Gewerkschaften wurden bereits am 2. Mai 1933 in einer gewaltsamen Aktion zerschlagen und durften sich 
nicht länger organisieren. Am 10. Mai 1933 wurde die DAF gegründet. Sie war ein gleichgeschalteter Zusammen-
schluss von Arbeitnehmern im NS-Staat und setzte sich für arbeits- und sozialrechtliche Belange ein. Die Deutsche 
Arbeitsfront (DAF) war eine der größten NS-Massenorganisationen, mit deren Hilfe die NS-Führung viele Menschen 
beeinflussen, politisch schulen, aber auch überwachen konnte. 

Q 2f:   Besprechung über die Durchführung des Vierjahresplans in Dessau am  
22. Dezember 1936

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 4808, Bl. 13.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-02/quelle-02f/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-02/quelle-02f/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=104217
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Arbeitseinsatz und Arbeitsbeschaffung

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. 
Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 4808, Bl. 13 (RS).

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. 
Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 4808, Bl. 14.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-02/quelle-02f/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=104217
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. 
Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 4808, Bl. 14 (RS).

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I, Ib Oberpräsident Magdeburg. 
Allgemeine Abteilung, Nr. 4808, Bl. 15.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-02/quelle-02f/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=104217
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In der Reichstagssitzung am 30. Januar 1937 gingen Adolf Hitler und der Beauftragte für den Vierjahresplan 
Hermann Göring auf die Rolle des Vierjahresplans für die Wirtschaft ein. Auszüge aus den Reden wurden in 
einer Einladung zur Arbeitstagung für Betriebsführer im Gau Magdeburg-Anhalt im Mai 1937 abgedruckt.

Q 2g:   Auszüge aus Reden von Adolf Hitler und Hermann Göring zur 
Wirtschaftsordnung und zum Vierjahresplan, abgedruckt in der Einladung zur 
Arbeitstagung für Betriebsführer im Gau Magdeburg-Anhalt im Mai 1937

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 4808, Bl. 154 (RS).

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 4808, Bl. 155.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-02/quelle-02g/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-02/quelle-02g/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=104217
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In seinem Schreiben vom 1. August 1944 informierte der Leiter der Personalverwaltung den Direktor der Buna-
Werke GmbH in Schkopau über den „totalen Kriegseinsatz“ und die Personalfragen des Werkes. Um den Krieg 
fortsetzen zu können, waren die Rüstungsproduktion sowie die Bereitstellung von Soldaten von oberster Priori-
tät. Die Buna-Werke stellten synthetischen Kautschuk her und wurden daher als kriegswichtig eingestuft. In der 
Auflistung des Personals werden „italienische Militärinternierte“ genannt. Dies waren italienische Soldaten, die 
zunächst an der Seite der Wehrmacht gekämpft hatten. Nachdem ein Großteil Italiens von den Alliierten einge-
nommen wurde, verbündeten sich diese italienischen Truppen mit ihnen gegen Deutschland. Daraufhin nahm 
die Wehrmacht sie in Kriegsgefangenschaft. Durch die Benennung „italienische Militärinternierte“ sprach die NS-
Führung diesen Kriegsgefangenen eine Behandlung nach dem Völkerrecht (Genfer Konvention von 1929) ab. 

Q 2h:   Schreiben des Leiters der Personalverwaltung an den Direktor der Buna-Werke 
GmbH in Schkopau vom 1. August 1944 über den „totalen Kriegseinsatz“ und 
die Personalfragen des Werkes

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 528 Buna-Werke GmbH, Schkopau, Nr. 1020, nicht paginiert (Ausschnitt). 

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-02/quelle-02h/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-02/quelle-02h/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=2219521
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 528 Buna-Werke GmbH, Nr. 1020, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-02/quelle-02h/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=2219521
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Die Verfügung des Reichsministers für Rüstung und Kriegswirtschaftsproduktion Albert Speer vom 22. August 
1944 wurde an die Vorsitzenden der Rüstungskommissionen und Rüstungsinspekteure gesandt. Es handelte 
sich dabei um eine reichsweite Verfügung, wodurch Frauen stärker in der Rüstungsindustrie eingesetzt werden 
sollten, um den Arbeitskräftemangel auszugleichen.

Q 2i:   Verfügung des Reichsministers für Rüstung und Kriegswirtschaftsproduktion 
Albert Speer vom 22. August 1944 über die Freimachung geeigneter 
Arbeitsplätze für deutsche Frauen

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-02/quelle-02i/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-02/quelle-02i/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=2219521
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 528 Buna-Werke GmbH, Schkopau, Nr. 1020, nicht paginiert.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 528 Buna-Werke GmbH, Schkopau, Nr. 1020, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-02/quelle-02i/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=2219521
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„Betriebsführer“: „Führerprinzip“ in der Arbeitswelt 

Nach der Machtübernahme folgte eine Phase der 
„Gleichschaltung“. Dies war ein Prozess der Ver-
einheitlichung des gesamten gesellschaftlichen und 
politischen Lebens nach den Prinzipien der national-
sozialistischen Ideologie, wie dem „Führerprinzip“, der 
„Rassenideologie“ sowie der Idee der „Volksgemein-
schaft“. Dieser Prozess spiegelte sich auch in der 
Wirtschafts- und Arbeitswelt wider. In der Wirtschaft 
wurden Formulierungen wie „Betriebsgemeinschaft“ 
eingeführt, welche aus „Betriebsführern“ und „Gefolg-
schaftsmitgliedern“ bestand. Dies sind Anlehnungen 
an das Konzept „Volksgemeinschaft“ und das „Führer-
prinzip“ auf betrieblicher Ebene (Q 3i). Mit dem Gesetz 
zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 20. Januar 
1934 wurde den „Betriebsführern“ eine fast uneinge-
schränkte innerbetriebliche Macht zugesprochen und 
das Wirtschaftsleben gleichgeschaltet. Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer hatten dadurch kaum noch 
Möglichkeiten, Beschwerde einzulegen. 

„Betriebsgemeinschaft“: Arbeit und Alltag

Die freien Gewerkschaften wurden bereits am 2. Mai 
1933 verboten, aufgelöst und zerschlagen. Der 1. Mai 
wurde als „Feiertag der Nationalen Arbeit“ zum gesetz-
lichen Feiertag. Bereits in der Weimarer Republik war 
der 1. Mai ein Feiertag, der an eine längere Tradition 
der Wertschätzung von Arbeit und Solidarisierung mit 
der Arbeiterklasse anknüpfte. Im Nationalsozialismus 
wurde der 1. Mai im Sinne der nationalsozialistischen 
Ideologie ausgelegt und mit Propagandamärschen 
der SA und anderer NS-Organisationen gefeiert. Mit-
tels besonderer Aktivitäten wie Betriebsausflügen oder 

kulturellen und touristischen Angeboten der „Kraft 
durch Freude“ (KdF) wollte die Deutsche Arbeitsfront 
(DAF) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer für na-
tionalsozialistische Ideen gewinnen. Die KdF war eine 
Unterorganisation der Deutschen Arbeitsfront (DAF) 
und organisierte verschiedene Freizeitaktivitäten, wie 
z. B. Theateraufführungen, Kunstaustellungen, Vor-
träge sowie Reisen im In- und Ausland. Auch auf die
Beamtenschaft der öffentlichen Verwaltung wirkte sich
die nationalsozialistische Ideologie aus. Im behördli-
chen Schriftverkehr mussten Beamtinnen und Beam-
te ihre Schreiben mit dem sogenannten „Deutschen
Gruß“ („Mit dt. Gruß Heil Hitler“ oder „Heil Hitler“)
schließen (Q 3a). Eine Unterlassung dieser Schluss-
formel konnte als antinationalsozialistische Gesinnung
gewertet werden.

Schuhe aus Weißenfels 

Wie sich die nationalsozialistische Ideologie und Poli-
tik auf Arbeit und Beruf auswirken konnte, zeigt sich 
an der Schuhfabrik Arsand in Weißenfels (Q 3b bis 
Q 3e). Die Schuhproduktion und -fertigung war seit 
dem Mittelalter ein bedeutendes Gewerbe für die 
Stadt. Im 19. Jahrhundert gab es dort um die 190 
Schuhmachermeister und das preußische Militär zähl-

„Volksgemeinschaft“ und „Betriebsgemeinschaft“

„Gleichschaltung“
Im März erließen Hitler 

als Reichskanzler und Reichsminister des Inneren Wilhelm 
Frick zwei Gesetze zur „Gleichschaltung“ der Länder mit dem 
Reich. Sie wurden durch das „Ermächtigungsgesetz“ dazu 
befähigt und schalteten damit auf Länderebene alle Minister, 
Abgeordneten und höheren Staatsbeamten aus, die nicht der 
NSDAP oder DNVP angehörten. Diese Gesetze dienten der 
Aufhebung des Föderalismus sowie der Zentralisierung und 
Neugestaltung der Staatsmacht nach dem „Führerprinzip“. 
Der Begriff wurde im Anschluss ausgeweitet und nicht nur 
auf diese zwei Gesetze vom Frühjahr 1933 angewandt. Er be-
zeichnet auch die Maßnahmen und Prozesse, durch die Orga-
nisationen, Vereine, und Institutionen dazu gedrängt wurden, 
sich der NS-Ideologie und ihrem Herrschaftsanspruch anzu-
passen. Dies geschah zum einen durch die Verfolgung und 
Unterdrückung von oppositionellen Verbänden und zum an-
deren durch die Eingliederung von Vereinen in NSDAP-nahe 
Organisationen.

„Volksgemeinschaft“
Ein ideologisch auf - 

geladener Begriff, den es bereits im Kaiserreich und in der 
Weimarer Republik gab, der aber im NS-Regime eine zent-
rale gesellschaftspolitische Rolle spielte. Der Begriff „Volks-
gemeinschaft“ wurde in drei verschiedenen Deutungen im 
NS verwendet. Zum einen als „rassisch“ bestimmte „Bluts-
gemeinschaft“ und Gesellschaftsideal der NS-Diktatur. Men-
schen, die nicht dieser Idee einer „Blutsgemeinschaft“ ent-
sprachen, wurden mit Verweis auf die „Rassenreinheit“ und 
„Erbgesundheit“ ausgegrenzt, verfolgt und ermordet. Eine 
zweite Bedeutungsebene des Begriffs im NS findet sich in der 
Idee, eine klassenlose Sozialgemeinschaft zu entwickeln. Drit-
tens, bezeichnete es einen neuen juristischen Leitgedanken. 
Demnach war Recht, was dem Volk nütze.

„Kameradschafts-
abend“ der Arsand 
Schuhfabrik (13. Mai 
1935), LASA, K 3, 
Nr. 1053.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-03/thema-03/
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te zu den Hauptabnehmern. Seit dem ausgehenden 
19. Jahrhundert begannen größere Fabriken mit der
industriellen Produktion von Schuhen. Damit wurde
aus der handwerklichen Tätigkeit Lohnarbeit in Mas-
senproduktion. Kein anderer Industriezweig war in der
Stadt so bedeutend wie die Schuhindustrie und der
damit verbundene Handel. So gab es um die Jahrhun-
dertwende in Weißenfels etwa 100 Fabrikanten und
Manufakturen. Die Schuhfabrik Arsand wurde 1873
gegründet. Zur Zeit des Nationalsozialismus griff sie
in Betriebsausflügen oder „Kameradschaftsabenden“
auf die nationalsozialistische Ideologie zurück. Darü-
ber hinaus war das Unternehmen an „Arisierungen“
beteiligt. So übernahm Arsand 1939 die Schuhfabrik
des nichtjüdischen Schuhmachers Friedrich Murr,
nachdem dieser 1932 starb und das Unternehmen
an seine jüdische Frau Rosel Schramm überging und
dadurch von antisemitischen Maßnahmen betroffen
war. Es ist außerdem belegt, dass die Schuhfabrik Ar-

sand Zwangsarbeitende in der Schuhproduktion im 
Zweiten Weltkrieg beschäftigte und mindestens vier 
Arbeiterinnen der Fabrik in „Arbeitserziehungslager“ 
der Gestapo eingewiesen wurden.

Ideologische Aufladung des Arbeitsbegriffs 

Der Begriff der „Arbeit“ war im Nationalsozialismus 
ideologisch aufgeladen. Dies äußerte sich auf vielfäl-
tige Weise: in Reden, propagandistischen Publikatio-
nen sowie Bildern und Fotografien, die in ihrer Darstel-
lung die nationalsozialistische Ideologie ausdrückten 
(Q 3h). Der Begriff Arbeit wurde zum einen als „Dienst 
an der Volksgemeinschaft“ verstanden, zum anderen 
rassistisch besetzt. Es wurde nämlich die Idee einer 
spezifisch „deutschen“ Arbeit propagiert, in der sich 
ausschließlich der „nordische Mensch“ verwirkliche. 
Dem gegenüber standen alle, die nicht diesem Ideal 
entsprachen. Dazu gehörten Jüdinnen und Juden, 
Sinti und Roma sowie als „asozial“, „gemeinschafts-
fremd“, „gemeinschaftsfeindlich“ oder als „nutzlose 
Esser“ bezeichnete Personen. Die Durchdringung der 
Wirtschafts- und Arbeitswelt mit der nationalsozialisti-
schen Ideologie führte frühzeitig zu einem verstärkten 
Antisemitismus gegenüber jüdischen Unternehmen. 
Dies geschah bereits zu einem Zeitpunkt, als die 
staatliche antisemitische Lenkung der Wirtschaft und 
die damit einhergehende Verdrängung von Jüdinnen 
und Juden noch auf keiner gesetzlichen Grundlage 
fußten (Q 3f und Q 3g).

Mit den Begriff „asozial“ werden 
Personen stigmatisiert und diskriminiert. Der Begriff wurde 
nicht von den Nationalsozialisten erfunden, in dieser Zeit 
aber zu einer zentralen Verfolgungskategorie. Damit be-
zeichnete Menschen waren staatlichen Zwangsmaßnahmen 
ausgesetzt, z. B. durch Arbeitsämter und Fürsorgeeinrichtun-
gen. Zudem wurden damit Bezeichnete auf Anordnung des 
Gesundheitsamtes zwangssterilisiert. Ab 1938 folgten Ein-
weisungen in Konzentrationslager durch die Polizei. Erst im 
Jahr 2020 erkannte der Deutsche Bundestag die Verfolgung 
dieser Gruppe durch den Nationalsozialismus offiziell an. 

„Asoziale“

Im Nationalsozialismus wurden die 
Begriffe „Arisierung“ und „arisieren“ gleichbedeutend mit den 
älteren Bezeichnungen „entjuden“ und „Entjudung“ ge-
braucht. Die Begriffe „Arier“ und „arisch“ entwickelten sich 
bereits im 18. Jahrhundert. Hier wurden sie vor allem in der 
Sprachwissenschaft und „Völkerkunde“ zunächst als Be-
zeichnung für indisch-iranische Völker und dann als Begriff 
für die indogermanische Sprachgruppe verwendet. Unter 
Rassentheoretikern setzte sich im 19. Jahrhundert zuneh-
mend die Idee durch, dass Menschen in „Rassen“ unterteilt 
werden könnten. Im Nationalsozialismus verstanden die Ras-
sentheoretiker unter „Ariern“ Angehörige einer „nordischen 
(germanischen) Rasse“. Diese wurde vor allem im Gegen-
satz zu Juden definiert und als geistig, kulturell und politisch 
überlegen dargestellt. Die Idee von „Menschenrassen“ wird 
heute von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern nicht 
mehr geteilt. Der Begriff „Arisierung“ hingegen wird weiter-
hin in Anführungszeichen benutzt, um den Prozess der Ver-
drängung und Enteignung von Jüdinnen und Juden aus dem 
Wirtschaftsleben zu beschreiben.

„Arisierung“
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Die Mitteldeutsche National-Zeitung war eine Tageszeitung der NSDAP im Gau Halle-Merseburg. Sämtliche Glie-
derungen der NSDAP sowie Behörden veröffentlichten darin Nachrichten für eine breite Öffentlichkeit. In der 
Merseburger Ausgabe vom 1. November 1935 wird über die Einführung des „Deutschen Grußes“ im Geschäfts-
verkehr berichtet. Der Artikel ist als Abschrift in den Akten des Oberpräsidenten überliefert. Dieser war der obers-
te Verwaltungsbeamte in der Provinz Sachsen.

Q 3a:   Abschrift eines Berichts der Mitteldeutschen National-Zeitung vom  
1. November 1935 über den Befehl des Reichswirtschaftsministers zur
Einführung des „Deutschen Grußes“ im Schriftverkehr

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 242, Bl. 29.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-03/quelle-03a/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-03/quelle-03a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=69213
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Dieses Programm wurde vom Festausschuss der Schuhfabrik Arsand für den „Kameradschafts-Abend“ von 
1935 aufgestellt. „Kameradschafts-Abende“ waren einmal im Jahr stattfindende Betriebsfeiern. Es nahmen je-
doch nicht nur die Mitarbeitenden teil, sondern auch führende Politiker und Verantwortungsträger aus der Re-
gion. Dem Programm war ein Lied beigefügt. Der Betriebsleiter Paul Gaerbe passte den Text des Liedes an und 
fügte nationalsozialistisches Gedankengut hinzu (Q 3c).

Q 3b:   Programm des „Kameradschafts-Abends“ der Schuhfabrik Arsand in 
Weißenfels von 1935

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, K 3 Ministerium des Inneren, Nr. 1053, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-03/quelle-03b/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-03/quelle-03b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=6591
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Dieses Lied war dem Programm für den „Kameradschafts-Abend“ von 1935 beigefügt (Q 3b). „Kameradschafts-
Abende“ waren einmal im Jahr stattfindende Betriebsfeiern. Es nahmen jedoch nicht nur die Mitarbeitenden 
teil, sondern auch führende Politiker und Verantwortungsträger aus der Region. Der Betriebsleiter Paul Gaerbe 
passte den Text des Liedes an und fügte nationalsozialistisches Gedankengut hinzu.

Q 3c:   Lied zu einem „Kameradschafts-Abend“ der Schuhfabrik Arsand in Weißenfels 
im Jahr 1935

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, K 3 Ministerium des Inneren, Nr. 1053, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-03/quelle-03c/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-03/quelle-03c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=6591
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Dieses Programm wurde vom Festausschuss der Schuhfabrik Arsand für den „Kameradschafts-Abend“ von 
1938 aufgestellt. „Kameradschafts-Abende“ waren einmal im Jahr stattfindende Betriebsfeiern. Es nahmen je-
doch nicht nur die Mitarbeitenden teil, sondern auch führende Politiker und Verantwortungsträger aus der Re-
gion. Dem Programm war stets ein Lied beigefügt (vgl. Q 3b und Q 3c).

Q 3d:   Programm und Lied zu einem „Kameradschafts-Abend“ der Schuhfabrik Arsand 
in Weißenfels im Jahr 1938

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, K 3 Ministerium des Inneren, Nr. 1053, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-03/quelle-03d/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-03/quelle-03d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=6591
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Diese Einladung für einen Betriebsausflug sandte die Schuhfabrik Arsand aus Weißenfels 1939 an ihre Mitarbei-
tenden. Das Hakenkreuz im Zahnrad, das von Eichenblättern umrankt wird, ist das Symbol der NSDAP-Organisa-
tion Kraft durch Freude (KdF). Dies war eine Unterorganisation der Deutschen Arbeitsfront (DAF), deren Aufgabe 
es war, die Leistungskraft der Arbeiterschaft u. a. durch Freizeitangebote zu steigern.

Q 3e:   Einladung zu einem Betriebsausflug der Schuhfabrik Arsand in Weißenfels im 
Jahr 1939

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, K 3 Ministerium des Inneren, Nr. 1053, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-03/quelle-03e/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-03/quelle-03e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=6591
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 110 Industrie- und Handelskammer Halle (Saale), Nr. 978, Bl. 266

Mit diesem Schreiben wandte sich das Unternehmen G. E. Eggert am 24. Juli 1933 an die Industrie- und Han-
delskammer in Halle und fragte an, ob die Schuhfabrik Arsand ein christliches oder jüdisches Unternehmen sei. 
Zu diesem Zeitpunkt lagen noch keine antisemitischen Gesetze vor, die den Handel mit jüdischen Unternehmen 
untersagten. Doch am 1. April 1933 riefen NSDAP-Funktionäre wie Joseph Goebbels, Reichsminister für Propa-
ganda und Volksaufklärung, und Julius Streicher, Herausgeber der nationalsozialistischen und antisemitischen 
Hetzschrift „Der Stürmer“, zum Boykott jüdischer Geschäfte auf. In den Städten waren es v. a. die SA und SS, die 
Menschen durch antisemitische Schriftzüge auf Schaufenstern und Wachen vor Geschäften am Zugang hindern 
wollten. Wenige Tage später wurde das offizielle Ende dieses Boykotts erklärt, obwohl die Presse weiterhin dazu 
aufrief, diese Geschäfte zu meiden.

Q 3f:   Schreiben des Unternehmens G. E. Eggert an die Industrie- und 
Handelskammer vom 24. Juli 1933 mit der Frage, ob die Schuhfabrik Arsand 
ein jüdisches Unternehmen ist

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-03/quelle-03f/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-03/quelle-03f/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=375605
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Das Reichsbürgergesetz wurde am 15. September 1935 von der Regierung verabschiedet. Es ist eines der 
beiden sogenannten „Nürnberger Rassengesetze“. Diese teilten die Bevölkerung in Reichsbürger („Staatsange-
hörige deutschen oder artverwandten Blutes“) und in ‚einfache‘ Staatsangehörige („Angehörige rassenfremden 
Volkstums“) ein. Mit der „Verordnung zur Ausschaltung der Juden aus dem deutschen Wirtschaftsleben“ vom 
12. November 1938 wurde Jüdinnen und Juden verboten, Einzelhandelsverkaufsstellen oder Handwerksbetriebe
selbständig zu führen oder Betriebsführer in einem anderen Unternehmen zu sein. Die „Verordnung über den
Einsatz des jüdischen Vermögens“ vom 3. Dezember 1938 zwang Jüdinnen und Juden zum Verkauf ihrer Immo-
bilien und entzog ihnen erspartes Kapital in Folge der Novemberpogrome von 1938. Schon vor diesen antisemi-
tischen Gesetzesgrundlagen zur „Arisierung“ wurden jüdische Firmen erfasst und zum Verkauf an nichtjüdische
Unternehmer für einen geringeren Wert als den tatsächlichen Marktwert gedrängt.

Q 3g:   Schreiben der Schuhfabrik Arsand an die Industrie- und Handelskammer vom  
7. Mai 1938 mit einer Bestätigung, dass die Firmeninhaber „Reichsbürger“ sind

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 110 Industrie- und Handelskammer Halle (Saale), Nr. 978, Bl. 255.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-03/quelle-03g/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-03/quelle-03g/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=375605
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Hugo Fischer (Hg.), 'Deutschland dankt ihm ...' : [Illustrierte Propagandaschrift zur Reichstagswahl 1936] Berlin [1936].

Bei diesen Bildern handelt es sich um Fotomontagen einer Propaganda-Zeitschrift aus dem Jahr 1936. Foto-
grafen und Montage-Künstler sind unbekannt. Die Zeitschrift wurde anlässlich der Reichstagswahl und Volks-
abstimmung am 29. März 1936 gedruckt. Auf dem Umschlag ist eine großformatige Aufnahme von Adolf Hitler 
mit der Beischrift „Deutschland dankt ihm“ zu sehen. Auf jeder der insgesamt 24 Seiten wird ein anderer Dank 
ausgesprochen. 

Der in Frakturschrift gedruckte Dank auf dieser Doppelseite lautet: „…daß im Laufe von drei Jahren 4 ½ Millionen 
verzweifelte Erwerbslose durch das Arbeitslosenprogramm wieder glückliche, arbeitsfrohe Menschen wurden, 
daß die Schornsteine unserer Fabriken und Werkstätten wieder rauchen, daß neue Industrien gegründet wur-
den, daß das deutsche Bauerntum durch die Sicherstellung des deutschen Bauernhofs in letzter Stunde vor 
dem Abgrund gerettet wurde, daß die unaufhörlich abfallende Kurve der Volksgenossen, die Brot und Arbeit 
haben, seit dem 30. Januar 1933 ständig wieder aufsteigt und weiter aufsteigen wird…“.

Q 3h:   Propagandabilder aus dem Jahr 1936 zum Begriff der „Arbeit“ im Nationalso-
zialismus

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-03/quelle-03h/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-03/quelle-03h/
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Der in Frakturschrift gedruckte Dank auf dieser Doppelseite lautet: „…daß unser Volk Sinn und Segen der Arbeit 
wieder richtig einschätzen lernte, daß die deutschen Arbeiter der Stirn und der Faust den Kampf gegen das 
wirtschaftlich stärkere Ausland wieder aufnehmen konnten, daß frohe Gesichter es bezeugen: in Deutschland 
ist Arbeit nicht Fron, sondern Freude...“.

Hugo Fischer (Hg.), 'Deutschland dankt ihm ...' : [Illustrierte Propagandaschrift zur Reichstagswahl 1936] Berlin [1936].

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-03/quelle-03h/
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Der in Frakturschrift gedruckte Dank auf dieser Doppelseite lautet: „…daß das Wort ‚Arbeiter‘ zum großen Ehren-
titel der deutschen Nation erhoben wurde, daß die Arbeitskraft durch ausreichende Erholungsmöglichkeiten 
erhalten und gefeiert wird, daß in rastloser Verbesserung der Arbeitsplätze Schönheit und Würde der Arbeit zu 
ihrem Recht kommen, daß dort, wo früher deutsche Arbeiter in dumpfen, dunklen Räumen schaffen mußten, 
Licht, Luft und Sonne die Arbeit zur Freude machen...“.

Hugo Fischer (Hg.), 'Deutschland dankt ihm ...' : [Illustrierte Propagandaschrift zur Reichstagswahl 1936] Berlin [1936].

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-03/quelle-03h/
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Der in Frakturschrift gedruckte Dank auf dieser Doppelseite lautet: „…daß durch die Organisation ‚Kraft durch 
Freude‘ Millionen minderbemittelte Volksgenossen am deutschen Kulturleben teilnehmen, daß sie wandernd 
und reisend die unerschöpflichen Schönheiten unserer Heimat erleben, sich sportlich kräftigen oder auf den 
schönen Schiffen der KdF-Flotte Meere und Länder sehen, die ihnen früher Zeit ihres Lebens verschlossen 
waren...“.

Hugo Fischer (Hg.), 'Deutschland dankt ihm ...' : [Illustrierte Propagandaschrift zur Reichstagswahl 1936] Berlin [1936].

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-03/quelle-03h/
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, F 412 Deutsche Solvay-Werke. Kaliwerk Bernburg-Solvayhall, Nr. 1371, nicht paginiert.

1880 beantragte der belgische Erfinder und Industrielle Ernest Solvay eine Konzession für eine Sodafabrik in 
Bernburg. Bis zum Ausbruch des 2. Weltkrieges vereinigte Solvay 82 % der deutschen Soda-Produktion auf sich. 
Einen beträchtlichen Anteil daran hatte der Standort Bernburg. 1939 wurde das Werk unter NS-Aufsicht und ein 
Jahr später unter NS-Zwangsverwaltung gestellt. Die Deutschen Solvay-Werke A.G., Zweigniederlassung Kali-
werke Bernburg, sandten zum Weihnachtsfest 1943 Briefe an Mitarbeiter, die in der Wehrmacht kämpften. Den 
Schreiben waren kleine Geschenke wie Alkohol, Zigaretten o. Ä. beigefügt.

Q 3i:   Feldpostbrief eines Diplom-Ingenieurs und Hauptmanns der Wehrmacht an 
seinen zivilen Arbeitgeber Deutsche Solvay-Werke A.G., Zweigniederlassung 
Kaliwerke in Bernburg vom 5. Januar 1944

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-03/quelle-03i/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-03/quelle-03i/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=890087
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Jüdische Unternehmen in Magdeburg 

Vor 1933 gab es in Magdeburg mindestens 364 jü-
dische Gewerbebetriebe, zumeist Einzelhandelsge-
schäfte im Zentrum der Stadt. Viele dieser Geschäfte 
waren kleinere Einrichtungen für Textilien und Be-
kleidung, Schuhe oder Lebensmittel. Jüdische Ge-
werbetreibende gab es auch im Bankengewerbe, im 
Vieh- oder Kohlenhandel sowie in der Herstellung von 
Druckerzeugnissen. 

Neben kleineren Geschäften existierten auch größe-
re Kaufhäuser von internationaler Bedeutung. Dazu 
zählten zum Beispiel die Warenhauskette „Gebrüder 
Barasch“ und das Bekleidungskaufhaus Wertheimer. 
Die Brüder Arthur und Georg Barasch stammten aus 
Schlesien und gründeten dort bereits zu Beginn des 
20. Jahrhunderts erste Geschäfte, so 1902 in Kattowitz
und 1904 in Breslau. Es folgten weitere Standorte in
Magdeburg (ab 1902) sowie Beuthen, Braunschweig
und Königsberg. Arthur Barasch zog 1921 mit seiner
Familie von Schlesien nach Berlin und eröffnete dort
ebenfalls ein Geschäft.

Laut der Volkszählung vom 16. Juni 1933 lebten 1.973 
Jüdinnen und Juden in der Stadt Magdeburg. Dies 
entsprach einem Anteil von 0,64 Prozent der gesam-
ten Magdeburger Bevölkerung. Die wirtschaftliche Be-
deutung der jüdischen Bevölkerung war nichtsdesto-

trotz sehr groß. Die Verdrängung von Jüdinnen und 
Juden aus der Wirtschaft war Teil der antisemitischen 
Maßnahmen im Nationalsozialismus. Sie zeigten sich 
bereits zum Beginn der NS-Diktatur. Am 1. April 1933 
organisierte die NSDAP einen zentralen Boykott-Tag, 
an dem SA- und SS-Männer jüdische Geschäfte, Ban-
ken, Arztpraxen, Kanzleien und andere Einrichtungen 
angriffen. Jüdische Unternehmen wurden durch anti-
semitische Schilder oder Schmierereien auf Schau-
fenstern gekennzeichnet und die Bevölkerung dazu 
aufgerufen, hier nicht einzukaufen. Auch die Mag-
deburger Zeitungen hatten bereits Tage zuvor die 
Bevölkerung dazu aufgefordert, sich an den Boykott-
maßnahmen zu beteiligen. Am 5. April verkündeten 
die Tageszeitungen reichsweit das offizielle Ende der 
Boykott-Tage. Doch es wurde weiterhin zur Meidung 
jüdischer Geschäfte aufgerufen.

1. Phase der „Arisierung“ (1933-1937)

Der Prozess der Verdrängung von Jüdinnen und Ju-
den aus dem Wirtschafts- und Arbeitsleben wird als 
„Arisierung“ bezeichnet. Er umfasste Maßnahmen 
zur Enteignung von jüdischem Besitz und Vermögen 
zugunsten nichtjüdischer Personen, aber auch Maß-
nahmen zur Einschränkungen der Erwerbstätigkeit so-
wie den direkten Einzug jüdischen Vermögens durch 
den Staat. Drei Phasen können dabei unterschieden 
werden: In der ersten Phase von 1933 bis 1937 wur-
den, neben vereinzelten Maßnahmen wie dem Boykott-
Tag am 1. April 1933, jüdische Menschen auch durch 
Gesetze und Verbote allmählich aus dem Berufsleben 

Ausschluss von Jüdinnen und Juden aus der Wirtschaft

Im Nationalsozialismus wurden die 
Begriffe „Arisierung“ und „arisieren“ gleichbedeutend mit den 
älteren Bezeichnungen „entjuden“ und „Entjudung“ ge-
braucht. Die Begriffe „Arier“ und „arisch“ entwickelten sich 
bereits im 18. Jahrhundert. Hier wurden sie vor allem in der 
Sprachwissenschaft und „Völkerkunde“ zunächst als Be-
zeichnung für indisch-iranische Völker und dann als Begriff 
für die indogermanische Sprachgruppe verwendet. Unter 
Rassentheoretikern setzte sich im 19. Jahrhundert zuneh-
mend die Idee durch, dass Menschen in „Rassen“ unterteilt 
werden könnten. Im Nationalsozialismus verstanden die Ras-
sentheoretiker unter „Ariern“ Angehörige einer „nordischen 
(germanischen) Rasse“. Diese wurde vor allem im Gegen-
satz zu Juden definiert und als geistig, kulturell und politisch 
überlegen dargestellt. Die Idee von „Menschenrassen“ wird 
heute von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern nicht 
mehr geteilt. Der Begriff „Arisierung“ hingegen wird weiter-
hin in Anführungszeichen benutzt, um den Prozess der Ver-
drängung und Enteignung von Jüdinnen und Juden aus dem 
Wirtschaftsleben zu beschreiben.

„Arisierung“

Aktendeckel (2021), LASA C 28 If, Nr. 933 Bd. 12.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/thema-04/
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gedrängt, so durch das „Gesetz zur Wiederherstellung 
des Berufsbeamtentums“ vom 7. April 1933 und den 
Ausschluss aus Wirtschaftsverbänden und -kammern. 
Infolgedessen mussten viele Jüdinnen und Juden ihre 
Geschäfte aufgeben. In Magdeburg wurde 1935 eine 
Boykottliste mit dem Titel „Magdeburgs Juden stel-
len sich vor“ veröffentlicht. Diese enthielt Anschriften 
von jüdischen Ärzten, Apothekern, Geschäftsleuten, 
Rechtsanwälten etc. und den Aufruf an die Magde-
burger Bevölkerung, diese zu meiden. Auch Unterneh-
men weigerten sich zunehmend, Waren von jüdischen 
Firmen zu beziehen oder mit ihnen zusammenzuarbei-
ten. Im Zuge der Boykottmaßnahmen wurde Jüdinnen 
und Juden der Zutritt zu nichtjüdischen Geschäften 
verweigert. Dafür ließ die Nationalsozialistische Hand-
werks-, Handels- und Gewerbeorganisation (NS-Hago) 
Metallschilder mit der Aufschrift „Juden sind hier un-
erwünscht“ erstellen. Diese wurden kostenlos an Ge-
schäfte und Unternehmen geliefert und sollten dort 
angebracht werden (Q 4a bis Q 4g). Die Gestapo 
überwachte die Einhaltung der Boykottmaßnahmen. 
So wurden im Sommer 1935 nichtjüdische Magdebur-
ger fotografiert, wenn sie jüdische Geschäfte betraten. 
Diese Maßnahme diente der Einschüchterung und 
sollte sie vom Einkauf abhalten. Zu diesem Zeitpunkt 
lagen zur Enteignung jüdischen Besitzes und zum 
direkten Zugriff auf jüdisches Vermögen durch den 
Staat noch keine gesetzlichen Grundlagen vor.

2. Phase der „Arisierung“ (1937-1932)

Dies änderte sich mit der Einführung des Vierjah-
resplans, welche die zweite Phase der „Arisierung“ 
(1937 bis 1941) einleitete. Hermann Göring ordnete 
als Beauftragter für den Vierjahresplan ein „Entju-
dungsprogramm“ an. Dies beinhaltete, dass Gelder 
von jüdischen Bürgerinnen und Bürgern auf Sperrkon-
ten eingefroren und dem staatlichen Rüstungsbudget 
zugeführt werden konnten. So mussten ab April 1938 
jüdische Vermögen über 5.000 Reichsmark angemel-
det und ab Juni 1938 jüdische Betriebe registriert wer-
den. Von etwa 50.000 jüdischen Geschäften im Einzel-
handel waren im April nur noch 9.000 in jüdischem 
Besitz. Der Rest war „arisiert“, also auf nichtjüdische 
Personen übertragen worden. In Magdeburg wurden 
bis 1938 bereits mehr als 200 jüdische Geschäfte 

„arisiert“– die Anzahl der Gewerbetreibenden betrug 
zuvor insgesamt mindestens 364 (Q 4o bis Q 4p). 
Vor allem die Industrie- und Handelskammer trieb die 
Enteignungen voran. Die wirtschaftlichen Maßnahmen 
sollten Jüdinnen und Juden zur Auswanderung drän-
gen. Mit dem Novemberpogrom vom 9./10. November 
1938 radikalisierte die NS-Regierung diese Maßnah-
men (Q 4n).

Von den Zerstörungen im Zuge des Novemberpog-
roms waren in Magdeburg nachweislich mindestens 
26 Geschäfte betroffen (Q 4m). Die NS-Regierung 
führte daraufhin weitere gesetzliche Grundlagen zur 
Zwangsenteignung jüdischer Unternehmen und Zu-
führung jüdischen Vermögens an den Staat ein. Bis 
zum 1. Januar 1939 sollte eine „Zwangsarisierung“ 
erfolgen und verbliebene jüdische Unternehmen ent-
eignet werden. Zudem mussten Jüdinnen und Juden 
nach dem Novemberpogrom eine „Judenvermögens-
abgabe“ leisten. Diese Sondersteuer von 20 Prozent 
ab einem Vermögen von 5.000 RM wurde am 12. 
November 1938 vom Beauftragten für den Vierjahres-
plan, Hermann Göring, angeordnet. In Verbindung 
damit stehen die „Verordnung zur Ausschaltung der 
Juden aus dem deutschen Wirtschaftsleben“ sowie 
die „Verordnung zur Wiederherstellung des Straßen-
bildes bei jüdischen Gewerbebetrieben“, welche am 
gleichen Tag erlassen wurden, sowie die „Verordnung 
über den Einsatz des jüdischen Vermögens“ vom 3. 
Dezember 1938. Mit diesen Verordnungen wurden 
Jüdinnen und Juden systematisch enteignet und ihrer 
finanziellen und wirtschaftlichen Existenzgrundlagen 
beraubt.

3. Phase der „Arisierung“ (1941-1945)

Die dritte Phase der „Arisierung“ begann 1941. Im No-
vember 1941 wurde die 11. Verordnung zum Reichs-
bürgergesetz erlassen. In dieser wurde Jüdinnen und 
Juden der Status als Reichsbürger abgesprochen. 
Dies ermöglichte dem NS-Staat,  das gesamte Vermö-
gen der nach Osteuropa deportierten Jüdinnen und 
Juden einzuziehen.

Kaufhaus der Gebrüder Barasch in Magdeburg 

Auch das Kaufhaus der Gebrüder Barasch im Breiten 
Weg 148-149 in Magdeburg war von der „Arisierung“ 
betroffen. Nach einer antisemitischen Hetzrede von 
Julius Streicher, NS-Propagandist und Herausgeber 
der Zeitung „Der Stürmer“, versammelten sich im Au-
gust 1935 einige tausend antisemitisch eingestellte 
Personen vor dem beliebten Kaufhaus und riefen zu 
Boykottmaßnahmen auf. Die Leitung des Kaufhauses 
entschied sich für eine kurzzeitige Schließung, um die 
Menschenmenge zu beruhigen. Doch der Mob bela-
gerte den Personalausgang und griff Angestellte des 
Kaufhauses an. Die Polizei löste den antisemitischen 
Aufstand auf. Im Dezember 1935 kam es jedoch er-

Ziel dieses Plans war es, das  
Deutsche Reich innerhalb von vier Jahren wirtschaftlich auf 
einen Krieg vorzubereiten. Dafür sollten die Rüstungsproduk-
tion angekurbelt und die Lebensmittelversorgung des Deut-
schen Reichs von anderen Ländern unabhängig gemacht 
werden (Autarkie). Im Krieg sollte dies vor allem durch die 
Ausbeutung der Bevölkerung in den besetzten Gebieten Ost-
europas geschehen.  

Vierjahresplan
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neut zu Demonstrationen und Boykottkundgebungen 
vor dem Kaufhaus (Q 4i bis Q 4l). Die Ausschreitun-
gen fanden einen Tag vor der Rede des Kreisleiters 
Krause zum Thema „Die Judengesetzgebungen und 
die Verhaftungen in Magdeburg“ statt, die dieser in 
Bremers Konzerthaus in der Leipziger Straße hielt. Die 
Nationalsozialisten nutzten daraufhin einen Schau-
prozess und lokale Polizei- und Gerichtsinstanzen, um 
das Kaufhaus zu „arisieren“. Ziel war es, den Personal-
chef Julius Fischel, den Prokuristen Isidor Gans und 
dessen Stellvertreter Rudi Friedländer aus ihren An-
stellungen zu drängen. Hierfür leitete der Magdebur-
ger Oberstaatsanwalt ein Ermittlungsverfahren gegen 
die leitenden jüdischen Angestellten wegen „Sittenver-
brechens“ ein und warf den Männern sexuelle Bezie-
hungen zu nichtjüdischen Mitarbeiterinnen vor. Dies 
wurde als „Rassenschande“ bezeichnet und war mit 
den sogenannten „Nürnberger Rassengesetzen“ 
von 1935 verboten worden. Die jüdische Geschäftslei-
tung durfte daraufhin ihre Arbeit nicht mehr ausführen 

und die Leitung wurde am 10. Dezember von einem 
Konkursverwalter und NSDAP-Mitglied übernommen. 
1936 kaufte der nichtjüdische Kaufmann W. Lemke 
aus Kolberg in Pommern das Kaufhaus.

Die sogenannten Nürnberger „Rassengesetze“ wurden am 
15. September 1935 auf dem Parteitag in Nürnberg ver-
kündet. Sie bestanden aus zwei unterschiedlichen und sich
ergänzenden Gesetzen: das „Blutschutzgesetz“ und das
„Reichsbürgergesetz“. Sie fußten auf der „Rassenideolo-
gie“ der Nationalsozialisten und teilten Menschen in unter-
schiedliche „Rassen“ ein. Damit einher gingen die An- und
Aberkennungen von Rechten als Reichsbürger sowie z. B.
Verbote von Eheschließungen zwischen jüdischen und nicht-
jüdischen Menschen. Beide waren die Grundlage für weitere
rassistische Gesetze und Verfolgungsmaßnahmen und waren
ab 1941 Ausgangspunkt für die Auswahl von Personen, die
in Ghettos, Konzentrations- und Vernichtungslager im besetz-
ten Osten Europas deportiert wurden.

Nürnberger „Rassengesetze“

Kaufhaus Barasch und Kaufhaus Lemke (ca. 1930er-Jahre), Stadtarchiv Magdeburg, Fotobestand Hochbauamt, Nr. 7384 und Nr. 14112.
Das Banner beim Kaufhaus Lemke trägt die Aufschrift: „Jedes Mitglied der NSV (= Nationalsozialistische Volkswohlfahrt) hilft am Vierjahresplan! 
Bist du schon Mitglied?“
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Mit diesem Schreiben vom 24. September 1935 wandte sich die Kreisamtsleitung der Nationalsozialistischen 
Handwerks-, Handels- und Gewerbeorganisation (NS-Hago) in Magdeburg an den Oberpräsidenten der Provinz 
Sachsen und informierte über das Anbringen von Schildern im Stadtgebiet mit der Aufschrift „Juden sind hier 
unerwünscht“. Die NS-Hago schickte amtliche Aluminium- oder Messingschilder an Geschäfte und Unterneh-
men. Außerdem warb sie beim Oberpräsidenten für eine einheitliche Umsetzung dieser vom Gauleiter des Gaus 
Magdeburg-Anhalt geforderten Maßnahme. Der Oberpräsident war der oberste Verwaltungsbeamte in der preu-
ßischen Provinz Sachsen. Gau ist eine Bezeichnung für eine Gebietseinheit der NSDAP. In anderen Provinzen 
wurden die Ämter des Gauleiters und des Oberpräsidenten durch einer Person vereinigt. In der Provinz Sachsen 
blieben es zwei Personen, die diese Ämter ausübten: Der Gauleiter war Joachim Albrecht Eggeling (NSDAP) und 
der Oberpräsident war Curt von Ulrich (NSDAP).

Q 4a:   Schreiben der Kreisamtsleitung Magdeburg der Nationalsozialistischen 
Handwerks-, Handels- und Gewerbeorganisation (NS-Hago) an den 
Oberpräsidenten der Provinz Sachsen vom 24. September 1935 über das 
Anbringen von Schildern mit der Aufschrift „Juden sind hier unerwünscht“ 

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04a/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=88947
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 119, Bl. 274.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 119, Bl. 274 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=88947
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 30 Landratsamt und Kreiskommunalverwaltung Gardelegen A, Nr. 161, Bl. 95.

Mit diesem Schreiben vom 10. Januar 1936 wandte sich der Landesverband Mitteldeutschland des Centralver-
eins deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens an den Landrat von Gardelegen. Er beschwerte sich über un-
zulässige Ortsschilder mit der Aufschrift „Juden sind hier unerwünscht“ in Jerchel. Im Herbst 1935 hatte der Gau-
leiter des Gaus Magdeburg-Anhalt, Joachim Albrecht Eggeling (NSDAP), angeordnet, dass solche Schilder an 
Geschäften anzubringen seien. Diese Aluminium- und Messingschilder wurden von der Nationalsozialistischen 
Handwerks-, Handels- und Gewerbeorganisation (NS-Hago) gefertigt und kostenlos an Geschäfte gesandt (vgl. Q 
4a). Andere Schilder oder das Anbringen von Schildern an anderen Orten als den in der Anordnung genannten 
waren unzulässig.

Q 4b:   Beschwerde des Landesverbands Mitteldeutschland des Centralvereins deut-
scher Staatsbürger jüdischen Glaubens vom 10. Januar 1936 über Ortsschil-
der in Jerchel mit der Aufschrift „Juden sind hier unerwünscht“  

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04b/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=298979
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Dem Landrat von Gardelegen war der Regierungspräsident von Magdeburg übergeordnet. Nachdem der Lan-
desverband Mitteldeutschland des Centralvereins deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens am 10. Januar 
1936 eine Beschwerde an den Landrat von Gardelegen über die antisemitischen Schilder am Ortseingang von 
Jerchel gerichtet hatte (Q 4b), leitete dieser sie an den Regierungspräsidenten weiter. Am 24. Januar 1936 ant-
wortete der Regierungspräsident dem Centralverein (unter implizitem Bezug auf Q 4a) und übersandte eine Ab-
schrift davon an den Landrat von Gardelegen.

Q 4c:   Mitteilung des Regierungspräsidenten von Magdeburg vom 24. Januar 
1936 über die Ortsschilder in Jerchel mit der Aufschrift „Juden sind hier 
unerwünscht“ 

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04c/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=298979
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 30 Landratsamt und Kreiskommunalverwaltung Gardelegen A, Nr. 161, Bl. 96 (RS).

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 30 Landratsamt und Kreiskommunalverwaltung Gardelegen A, Nr. 161, Bl. 96.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=298979
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Mit diesem Schreiben vom 2. Oktober 1935 wandte sich der Regierungspräsident von Magdeburg an nach-
geordnete Dienststellen wegen der „Boykottmaßnahmen jüdischer Firmen gegenüber arischen Unternehmern“. 
Boykott bedeutet, dass Menschen sich weigern, bestimmte Waren zu kaufen, weil sie aus politischen oder wirt-
schaftlichen Gründen Druck auf die betreffenden Unternehmen ausüben wollen. Im Nationalsozialismus ge-
hörten Boykotte zu antisemitischen Maßnahmen, deren Ziel die Verdrängung von Jüdinnen und Juden aus der 
Wirtschaft war. Dieses Schreiben informiert über Boykottmaßnahmen jüdischer Schuhfabriken, die sich gegen 
nichtjüdische Handelspartner richteten. 

Q 4d:   Schreiben des Regierungspräsidenten von Magdeburg an nachgeordnete 
Dienststellen vom 2. Oktober 1935 über „Boykottmaßnahmen jüdischer Firmen 
gegenüber arischen Unternehmern“

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=290470
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 30 Landratsamt und Kreiskommunalverwaltung Calbe (Saale) A, Nr. 225, Bl. 142.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=290470
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 30 Landratsamt und Kreiskommunalverwaltung Gardelegen A, Nr. 161, Bl. 562.

Mit diesem Schreiben wandte sich ein Schuhwarenvertreter aus Burg am 27. Mai 1936 an die Staatspolizeistelle 
(Gestapo) in Magdeburg und beschwerte sich über den „Boykott arischer Schuhfirmen durch jüdische Firmen“. 
Im Schreiben geht er auf eine Auseinandersetzung bezüglich der antisemitischen Schilder bei einem Schuhge-
schäft in Gardelegen ein.

Q 4e:   Schriftliche Aussage eines Schuhwarenvertreters aus Burg vom 27. Mai 1936 
gegenüber der Gestapo in Magdeburg über den „Boykott arischer Schuhfirmen 
durch jüdische Firmen“

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04e/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=298979
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Am 8. Juni 1936 wurde die Angestellte des Schuhgeschäfts Beutler in Gardelegen von der Ortspolizeibehörde 
vorgeladen und dort zur Auseinandersetzung über die antisemitischen Schilder im Schuhgeschäft vernommen.

Q 4f:   Niederschrift der Ortspolizeibehörde beim Landrat von Gardelegen über 
die Vernehmung einer Verkäuferin vom 8. Juni 1936 zur Unterredung 
ihrer jüdischen Arbeitgeberin mit einem jüdischen Geschäftsmann über 
antisemitische Schilder am Eingang ihres Schuhgeschäfts in Gardelegen

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 30 Landratsamt und Kreiskommunalverwaltung Gardelegen A, Nr. 161, Bl. 563.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04f/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04f/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=298979
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Mit diesem Schreiben wandte sich die Ortspolizeibehörde beim Landrat von Gardelegen an die Staatspolizei-
stelle in Magdeburg und berichtete über die dort vorliegenden Informationen über die Inhaber eines Schuhge-
schäfts in Gardelegen.

Q 4g:   Schreiben der Ortspolizeibehörde beim Landrat von Gardelegen an die 
Staatspolizeistelle Magdeburg vom 8. Juni 1936 über die politische Einstellung 
eines jüdischen Ehepaars, Inhaber eines Schuhgeschäfts in Gardelegen

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 30 Landratsamt und Kreiskommunalverwaltung Gardelegen A, Nr. 161, Bl. 560.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04g/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04g/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=298979
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Mit diesem Rundschreiben wandte sich der „Stellvertreter des Führers“, Rudolf Heß, am 29. Januar 1936 an die 
Gauleiter. Darin geht er auf die Wahrnehmung der antisemitischen Maßnahmen im Ausland und insbesondere 
auf die Schilder ein. Hintergrund war, dass im Sommer 1936 die Olympischen Spiele in Berlin ausgetragen wur-
den. Daher war das Deutsche Reich sehr auf seine Wahrnehmung im Ausland bedacht.

Q 4h:   Rundschreiben des Stellvertreters von Adolf Hitler an die Gauleiter vom  
29. Januar 1936 über Schilder mit der Aufschrift „Juden sind hier unerwünscht“

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 1, Bl. 167 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04h/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04h/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=88946
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Mit diesem Schreiben vom 13. Dezember 1935 informierte der Regierungspräsident von Magdeburg den Ober-
präsidenten der Provinz Sachsen über die Gründe der vorübergehenden Zwangsschließung des jüdischen 
Kaufhauses Barasch in Magdeburg. Der Begriff „Einzelaktion“ hat in diesem Kontext eine besondere juristische 
Bedeutung:  Der Reichswirtschaftsminister, der Stellvertreter von Adolf Hitler und der Reichs- und Preußische 
Minister des Inneren regelten, dass mit dem Begriff „Einzelaktionen“ alle gegen Jüdinnen und Juden gerichtete 
Maßnahmen bezeichnet werden sollten, die nicht auf einer ausdrücklichen Anordnung der Reichsregierung 
oder der Reichsleitung der NSDAP beruhten.

Q 4i:   Schnellbrief des Regierungspräsidenten von Magdeburg an den 
Oberpräsidenten der Provinz Sachsen vom 13. Dezember 1935 über die 
Zwangsschließung des jüdischen Kaufhauses Barasch in Magdeburg

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04i/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=88947
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr.119, Bl. 301.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04i/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=88947
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 119, Bl. 301 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04i/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=88947
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In dieser Aktennotiz wird ein telefonisch übermittelter Bericht der Polizei an den Regierungspräsidenten in 
Magdeburg wiedergegeben, der über die Vorfälle um das jüdische Kaufhaus Barasch informiert. Der Regie-
rungspräsident leitete diese Aktennotiz an den ihm vorgesetzten Oberpräsidenten weiter und informierte ihn 
über die Vorfälle. Der Regierungspräsident war der Leiter der Regierung der mittleren Verwaltungsebene in den 
Regierungsbezirken: Magdeburg, Merseburg und Erfurt. Die Regierungspräsidenten unterstanden dem Ober-
präsidenten. Dies war der oberste Verwaltungsbeamte in der preußischen Provinz Sachsen.

Q 4j:   Aktennotiz über einen telefonisch übermittelten Bericht der Polizei an den 
Regierungspräsidenten in Magdeburg vom 12. Dezember 1935 über die Vorfälle 
um das jüdische Kaufhaus Barasch

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04j/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04j/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=88947
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 119, Bl. 300.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 119, Bl. 300 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04j/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=88947
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Diesen Bericht vom 13. Dezember 1935 schickte der Polizeipräsident Carl Friedrich Christiansen als Abschrift 
an den Regierungspräsidenten von Magdeburg. Darin geht er im Detail auf die Vorfälle im Kaufhaus Barasch 
und die eingeleiteten Maßnahmen sowie Täter und Opfer der Verfolgung ein.

Q 4k:   Abschrift eines Berichtes des Polizeipräsidenten von Magdeburg vom  
13. Dezember 1935 über die „Verfehlungen von leitenden Angestellten des
jüdischen Warenhauses Barasch in Magdeburg“

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04k/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04k/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=88947
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 119, Bl. 302.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04k/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=88947
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 119, Bl. 302 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04k/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=88947
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 119, Bl. 303.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 119, Bl. 303 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04k/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=88947
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Dieses Schreiben wurde am 11. Dezember 1935 vom Oberstaatanwalt von Magdeburg an den Leiter der Justiz-
pressestelle gesandt und beinhaltet den Text für eine Presseveröffentlichung über die „Sittenverbrechen“ von 
leitenden Angestellten des jüdischen Kaufhauses Barasch. Den jüdischen Männern wurden sexuelle Beziehun-
gen zu nichtjüdischen Mitarbeiterinnen vorgeworfen. Dies wurde als „Rassenschande“ bezeichnet und war mit 
den sogenannten „Nürnberger Rassengesetzen“ von 1935 verboten worden.

Q 4l:   Schreiben des Oberstaatsanwaltes von Magdeburg an den Leiter 
der Justizpressestelle vom 11. Dezember 1935 mit dem Text für eine 
Presseveröffentlichung über die „Sittenverbrechen“ von leitenden Angestellten 
des jüdischen Kaufhauses Barasch

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 119, Bl. 304.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04l/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04l/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=88947
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Dies ist der Schlussbericht der Kriminalpolizei (Abt. K) im Volkspolizei-Präsidium (VPP) Halle vom 13. März 
1951 über die Vorermittlungen im Entnazifizierungsverfahren gegen den SA-Sturmführer Arno Haschke aus 
Delitzsch. Darin gehen die Ermittler auch auf seine Beteiligung an den Novemberpogromen ein.

Q 4m:   Schlussbericht der Kriminalpolizei Halle vom 13. März 1951 über ihre 
Vorermittlungen im Entnazifizierungsverfahren gegen den SA-Sturmführer Arno 
Haschke aus Delitzsch 

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04m/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04m/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=576006
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, K 70 NS-Archiv des Mfs - Teilbestand ZB 
Polizei, KZ-Aufsichtspersonal, SS, RSHA, Waffen-SS, VoMi, Nr. ZB 7193 A. 02, Bl. 58.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04m/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=576006
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, K 70 NS-Archiv des Mfs - Teilbestand ZB 
Polizei, KZ-Aufsichtspersonal, SS, RSHA, Waffen-SS, VoMi, Nr. ZB 7193 A. 02, Bl. 58 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04m/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=576006
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, K 70 NS-Archiv des Mfs - Teilbestand ZB 
Polizei, KZ-Aufsichtspersonal, SS, RSHA, Waffen-SS, VoMi, Nr. ZB 7193 A. 02, Bl. 59.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04m/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=576006
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, K 70 NS-Archiv des Mfs - Teilbestand ZB 
Polizei, KZ-Aufsichtspersonal, SS, RSHA, Waffen-SS, VoMi, Nr. ZB 7193 A. 02, Bl. 59 (RS).

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, K 70 NS-Archiv des Mfs - Teilbestand ZB 
Polizei, KZ-Aufsichtspersonal, SS, RSHA, Waffen-SS, VoMi, Nr. ZB 7193 A. 02, Bl. 60.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04m/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=576006
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Der Beauftrage für den Vierjahresplan Hermann Göring ließ am 12. November 1938 - wenige Tage nach dem 
Novemberpogrom vom 9./10. November 1938 - eine Sitzung im Reichsluftfahrtministerium einberufen. Dort 
wurden wirtschaftliche Maßnahmen gegen Jüdinnen und Juden beschlossen. Dadurch wurden Verfolgte ge-
zwungen, große Teile ihres Vermögens abzugeben („Judenvermögensabgabe“) und ihre Geschäfte und Praxen 
aufzugeben. Göring verlangte von Jüdinnen und Juden eine „Sühneleistung“ in Höhe von insgesamt einer 
Million Reichsmark für das Attentat von Herschel Grynszpan auf den deutschen Staatsbeamten Ernst Eduard 
vom Rath. Die „Verordnung zur Ausschaltung der Juden aus dem deutschen Wirtschaftsleben“ sowie die „Ver-
ordnung zur Wiederherstellung des Straßenbildes bei jüdischen Gewerbebetrieben“ wurden in der gleichen 
Sitzung beschlossen. Drei Wochen später folgte die Verordnung über den Einsatz des jüdischen Vermögens. 
Dieses sollte nunmehr vor allem in die Kriegswirtschaft fließen.

Q 4n:   Abschrift der Verordnung über „Sühneleistungen“ der Juden deutscher 
Staatsangehörigkeit vom 12. November 1938

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, G 1 Landesfinanzamt Magdeburg/ Oberfinanzpräsident Mitteldeutschland, Nr. 389, Bl. 1.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04n/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04n/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1289532
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Q 4o:   Schreiben des Gauwirtschaftsberaters an den Regierungspräsidenten von 
Magdeburg vom 1. April 1941 über die „Arisierung“ jüdischer Geschäfte

Mit diesem Schreiben wandte sich der Gauwirtschaftsberater des Gaus Magdeburg-Anhalt am 1. April 1941 an 
den Regierungspräsidenten von Magdeburg. Er bezog sich auf die „Verordnung über die Nachprüfung von Ent-
judungsgeschäften“. Diese wurde am 10. Juni 1940 erlassen und sah vor, dass das Deutsche Reich als Rechts-
nachfolger den Besitz gewerblichen, land- oder forstwirtschaftlichen oder sonstigen Vermögens von jüdischen 
Bürgerinnen und Bürgern erwerben und entsprechend des Vierjahresplans einsetzen könne.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 28 If Regierung Magdeburg. Alte Polizeiregistratur, Nr. 934 Bd. I, Bl. 11.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04o/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04o/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=213864
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Diese Liste war als Anhang dem Schreiben des Gauwirtschaftsberaters des Gaus Magdeburg-Anhalt vom  
1. April 1941 an den Regierungspräsidenten von Magdeburg beigefügt. Sie ist hier in Auszügen wiedergegeben.

Q 4p:   Liste im Anhang des Schreibens des Gauwirtschaftsberaters an den 
Regierungspräsidenten von Magdeburg vom 1. April 1941 über die „Arisierung“ 
jüdischer Geschäfte

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 28 If Regierung Magdeburg. Alte Polizeiregistratur Nr. 934 Bd. I, Bl. 12.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04p/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04p/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=213864
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 28 I f Regierung Magdeburg. Alte Polizeiregistratur, Nr.934 Bd. I, Bl. 14.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-04/quelle-04p/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=213864
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KZ-Einweisungen durch die Polizei 

Am 27. Februar 1937 wies Heinrich Himmler als 
Reichsführer-SS und Chef der Deutschen Polizei mit 
einem Schnellbrief das preußische Landeskriminal-
amt an, 2.000 nicht in Arbeit befindliche „Berufs- und 
Gewohnheitsverbrecher“ festzunehmen und in Kon-
zentrationslager einzuliefern. Die Kriminalpolizei konn-
te ab Dezember 1937 „polizeiliche Vorbeugungs-
haft“ über sogenannte „Berufsverbrecher“ oder als 
„Asoziale“ bezeichnete Personen verhängen und sie 
ebenfalls direkt in die Konzentrationslager einweisen. 

Grundlage für diese „polizeiliche Vorbeugungshaft“ 
war ein Erlass des Reichsinnenministers Wilhelm 
Frick vom 14. Dezember 1937 über die „Vorbeugende 
Verbrechensbekämpfung durch die Polizei“. Dieser 
Grunderlass richtete sich vor allem gegen sogenann-
te „Berufsverbrecher“ oder „Gewohnheitsverbre-
cher“, die schon seit 1933 ohne gerichtliche Anord-
nung durch die lokalen Polizeibehörden in Polizeihaft 
genommen werden konnten. Diese Praxis fand mit 
dem Erlass eine reichsweite Regelung. Eine wichtige 
Neuerung war, dass die „polizeiliche Vorbeugungs-

haft“ auch auf als „Asoziale“ bezeichnete Personen 
ausgedehnt wurde. Dieser Erlass gab zunächst keine 
Definition, was unter „Asozialen“ zu verstehen war. Ein 
entscheidendes Kriterium war jedoch die „nachgewie-
sene Arbeitsunwilligkeit“ bei gleichzeitiger Arbeitsfä-
higkeit. Die genannten Personen sollten in „Besse-
rungs- und Arbeitslager“ eingewiesen werden. Kurze 
Zeit später verdeutlichte die NS-Regierung, dass dar-
unter Konzentrationslager zu verstehen waren. In den 
Konzentrationslagern erhielten diese Häftlinge den 
schwarzen Winkel als Kennzeichnung ihrer Häftlings-
kategorie „Asoziale“ auf ihrer gestreiften KZ-Häftlings-
kleidung. Bis zum Kriegsbeginn stellten diese Verfolg-
ten die Mehrheit der KZ-Häftlinge. 

Aktion „Arbeitsscheu Reich“

Die „polizeiliche Vorbeugungshaft“ wurde von der Kriminal-
polizei verhängt und glich der „Schutzhaft“, die der Gestapo 
oblag. Sie bestand in einer polizeilich angeordneten und zeit-
lich unbegrenzten Inhaftierung ohne vorheriges Gerichtsver-
fahren, ohne Urteil und Rechtsschutz des zu Inhaftierenden. 
Die Inhaftierung erfolgte in Konzentrationslagern.

„Polizeiliche Vorbeugungshaft“

Mit den Begriff „asozial“ werden 
Personen stigmatisiert und diskriminiert. Der Begriff wurde 
nicht von den Nationalsozialisten erfunden, in dieser Zeit aber 
zu einer zentralen Verfolgungskategorie. Damit bezeichnete 
Menschen waren staatlichen Zwangsmaßnahmen ausgesetzt, 
z. B. durch Arbeitsämter und Fürsorgeeinrichtungen. Zudem
wurden damit Bezeichnete auf Anordnung des Gesundheits-
amtes zwangssterilisiert. Ab 1938 folgten Einweisungen in
Konzentrationslager durch die Polizei.

Laut Durchführungsrichtlinien des Reichskriminalpolizeiamts 
vom 4. April 1938 wurde der Begriff wie folgt bestimmt: „Als 
asozial gilt, wer durch gemeinschaftswidriges, wenn auch 
nicht verbrecherisches, Verhalten zeigt, daß er sich nicht in 
die Gemeinschaft einfügen will. Demnach sind z. B. asozial:

a)  Personen, die durch geringfügige, aber sich immer wie-
derholende Gesetzesübertretungen sich der in einem na-
tionalsozialistischen Staat selbstverständlichen Ordnung
nicht fügen wollen (z. B. Bettler, Landstreicher (Zigeuner),
Dirnen, Trunksüchtige, mit ansteckenden Krankheiten, ins-
besondere Geschlechtskrankheiten behaftete Personen,
die sich den Maßnahmen der Gesundheitsbehörden ent-
ziehen);

b)  Personen, ohne Rücksicht auf etwaige Vorstrafen, die sich
der Pflicht zur Arbeit entziehen und die Sorge für ihren Un-
terhalt der Allgemeinheit überlassen (z. B. Arbeitsscheue,
Arbeitsverweigerer, Trunksüchtige). In erster Linie sind bei
der Anwendung der polizeilichen Vorbeugungshaft Aso-
ziale ohne festen Wohnsitz zu berücksichtigen. Politische
Gesichtspunkte dürfen bei der Prüfung, ob eine Person als
asozial zu bezeichnen ist, in keinem Falle Platz greifen. Die-
ses Gebiet bleibt nach wie vor der Geheimen Staatspolizei
vorbehalten (Schutzhaft).“ 3

Im Jahr 2020 erkannte der Deutsche Bundestag die Verfol-
gung dieser Gruppe durch den Nationalsozialismus offiziell an.

„Asoziale“

Der Begriff wurde bereits in der Weimarer Republik für Wie-
derholungstäterinnen und -täter bei der Kriminalpolizei ge-
nutzt. Am 24. November 1933 erließ die NS-Regierung das 
„Gesetz gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher und über 
Maßregeln der Sicherung und Besserung“. Dies erlaubte der 
Polizei eine Sicherungsverwahrung und den Gerichten, eine 
Freiheitsstrafe von 15 Jahren Zuchthaus zu verhängen. Im 
Gesetz werden „Berufsverbrecher“ wie folgt bestimmt: „Hat 
jemand mindestens drei vorsätzliche Taten begangen und er-
gibt die Gesamtwürdigung der Taten, daß er ein gefährlicher 
Gewohnheitsverbrecher ist, so kann das Gericht bei jeder ab-
zuurteilenden Einzeltat die Strafe verschärfen.“ 4

„Berufsverbrecher“ und 
„Gewohnheitsverbrecher“

3   Wolfgang Ayaß, „Asoziale“ im Nationalsozialismus, Stuttgart 1995, S. 147-148. Siehe auch Auszug online: https://kobra.uni-kassel.de/bitstream/
handle/123456789/2007013116965/AktionArbeitsscheuReich.pdf.

4   Hilde Kammer/ Elisabet Bartsch, Jugendlexikon Nationalsozialismus. Begriffe aus der Zeit der Gewaltherrschaft 1933-1945, Berlin 2006, S. 46.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-05/thema-05/
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Aktion im April 1938 

Die sogenannte Aktion „Arbeitsscheu Reich“ wurde in 
zwei Verhaftungswellen durch die Gestapo und Krimi-
nalpolizei im Jahr 1938 ausgeführt. Heinrich Himmler, 
Reichsführer-SS und Chef der Deutschen Polizei, 
ordnete die ersten Verhaftungen von sogenannten  
„Arbeitsscheuen“ im Januar 1938 an. Die Umset-
zung lag in der Verantwortung der Gestapo (Q 5a 
bis Q 5i). Die „polizeiliche Vorbeugungshaft“ konn-
te zu diesem Zeitpunkt ausschließlich von der Kri-
minalpolizei verhängt werden. Die Gestapo konnte 
jedoch „Schutzhaft“ anordnen, die ebenfalls eine 
Einweisung in Konzentrationslager ohne richterliches 
Verfahren bedeutete. Damit wurde die Macht und 
Repressionsgewalt des Polizeiapparates gestärkt. 
Grund für die Einbeziehung der Gestapo war, dass 
Heinrich Himmler einen schnellen Vollzug der Verhaf-
tungen erzielen wollte. Für diese erste Verhaftungs-
welle meldeten die örtlichen Arbeitsämter in Frage 
kommende Personen an die Staatspolizei(leit)stellen. 
Die Gestapo-Dienststellen konnten aber in ihrem je-

weiligen Verantwortungsbereich auch zusammen mit 
der Kriminalpolizei, Wohlfahrtsämtern, der NS-Volks-
wohlfahrt oder der Kommunalverwaltung selbststän-
dig Personen ermitteln, die als „arbeitsscheu“ galten. 
Die Verhaftungen fanden dann in Razzien zwischen 
dem 21. und 30. April statt. Die festgenommenen Per-
sonen aus der preußischen Provinz Sachsen wurden 
in das Konzentrationslager Buchenwald transportiert. 
Im Gebiet der Staatspolizeileitstelle Magdeburg wur-
den 70 Personen festgenommen und 27 von ihnen 
am 21. Mai 1938 vom Polizeigefängnis in Magdeburg 
in das Konzentrationslager Buchenwald transportiert. 
41 Männer wurden nach einigen Tagen im Polizeige-
fängnis wieder entlassen. Bis Mitte Juni stieg die Zahl 
der als „Arbeitsscheue“ im KZ Buchenwald eingewie-
senen Personen auf 1.930 Häftlinge aus dem gesam-
ten Deutschen Reich an. 

Aktion im Juni 1938 

Die zweite Verhaftungswelle von sogenannten „Ar-
beitsscheuen“ erfolgte im Juni 1938 durch die Kri-
minalpolizei (Q 5j bis Q 5m). Dafür gab das Reichs-
kriminalpolizeiamt am 4. April 1938 ausführliche 
Durchführungsrichtlinien heraus. Diese lieferten eine 
genauere Begriffsbestimmung, was unter „Asoziale“ 
zu verstehen sei. Sie machten außerdem deutlich, 
dass es sich um eine zeitlich unbegrenzte Haft in 
Konzentrationslagern handelte. Der Schnellbrief des 
Chefs der Sicherheitspolizei, Reinhard Heydrich, vom 
1. Juni 1938 an die Kriminalpolizei(leit)stellen des
Reichs verdeutlicht den Zusammenhang dieser Ver-
haftungswelle mit dem Vierjahresplan: „Die straffe
Durchführung des Vierjahresplanes erfordert den
Einsatz aller arbeitsfähigen Kräfte und läßt es nicht
zu, daß asoziale Menschen sich der Arbeit entziehen
und somit den Vierjahresplan sabotieren.“ Ferner be-
stimmte er die zu verhaftenden Personen genauer:
Landstreicher, Bettler, als „Zigeuner“ bezeichnete und
„nach Zigeunerart umherziehende Personen“, „wenn
sie keinen Willen zur geregelten Arbeit gezeigt ha-

5   Wolfgang Ayaß, „Asoziale“ im Nationalsozialismus, Stuttgart 1995, S. 141. Siehe auch Auszug online: https://kobra.uni-kassel.de/bitstream/
handle/123456789/2007013116965/AktionArbeitsscheuReich.pdf 

6   Ebd., S. 142-143.

„Arbeitsscheu“ war im Na-
tionalsozialismus nicht nur ein Begriff zur Stigmatisierung, 
sondern ebenfalls eine polizeiliche Verfolgungskategorie. Der 
Erlass von Himmler vom 26. Januar 1938 definierte „Arbeits-
scheue“ als „Männer im arbeitsfähigen Lebensalter, deren 
Einsatzfähigkeit in der letzten Zeit durch amtsärztliches Gut-
achten festgestellt worden ist oder noch festzustellen ist, 
und die nachweisbar in zwei Fällen die ihnen angebotenen 
Arbeitsplätze ohne berechtigten Grund abgelehnt oder die 
Arbeit zwar aufgenommen, aber nach kurzer Zeit ohne stich-
haltigen Grund wieder aufgegeben haben.“ 5 Für einzelne 
Staatspolizeileitstellen ist überliefert, wie sie diesen Perso-
nenkreis näher bestimmten. So schrieb die Staatspolizeileit-
stelle München an ihre Bezirksämter: „Die Aktion beschränkt 
sich ausschließlich auf einsatzfähige Männer, die dann im 
KZ Buchenwald positive Arbeit zu leisten haben werden. Auf 
Trinker, alte Landstreicher und dergl. wird daher kein Wert 
gelegt. Ebensowenig fallen darunter Kriminelle und solche 
Elemente, bei denen nicht die Möglichkeit besteht, daß sie 
sich nach Vortäuschung von Arbeitswilligkeit den fortlaufen-
den Maßnahmen der Kriminalpolizei in Verfolg des Erlasses 
des Reichsministers des Innern vom 14.12.37 entziehen 
können, z. B. Zigeuner. Der Begriff des Arbeitsscheuen ist 
nicht zu eng auszulegen. Es fallen darunter selbstverständ-
lich auch von den Arbeitsämtern nicht erfaßte Personen, bei 
denen auf Grund ihres gesamten Verhaltens mit Sicherheit 
anzunehmen ist, daß sie wiederholten Bemühungen der zu-
ständigen Stellen, sie in geregelte Arbeit zu bringen, unzu-
gänglich gewesen waren.“ 6

„Arbeitsscheue“

„Schutzhaft“
Die „Schutzhaft“ war eine polizei-

lich (v. a. durch die Gestapo) angeordnete und zeitlich unbe-
grenzte Inhaftierung ohne vorheriges Gerichtsverfahren, Urteil 
und Rechtsschutz des zu Inhaftierenden. Es handelt sich um 
einen politisch motivierten Freiheitsentzug, legitimiert durch 
den ausgerufenen „Notstand“ in der Gesellschaft. Sie wurde 
in Gefängnissen, „Schutzhaftlagern“ oder Konzentrationsla-
gern vollzogen. Sie diente der Gestapo zur Inhaftierung von 
als „staatsgefährdend“ bezeichneten Personen, darunter viele 
Oppositionelle und Regimekritikerinnen und -kritiker.
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ben oder straffällig geworden sind“, Zuhälter sowie 
wegen Widerstandes, Körperverletzung oder Haus-
friedensbruchs Vorbestrafte, die „sich in die Ordnung 
der Volksgemeinschaft nicht einfügen wollen“, und 
letztlich mit einer Gefängnisstrafe vorbestrafte männ-
liche Juden. Im Zuständigkeitsbereich jeder Kriminal-
polizeileitstelle sollten mindestens 200 „männliche 
arbeitsfähige Personen (Asoziale)“ in einer Razzia 
zwischen dem 13. und 18. Juni 1938 festgenommen 
werden. Die Lagerhaft- und Arbeitsfähigkeit wurde im 
Zuge dieser Verhaftungswelle von einem Amtsarzt be-
scheinigt. Es waren also nicht nur ideologische Mo-

tivationen und Vorbehalte gegen als „asozial“ oder 
„arbeitsscheu“ bezeichnete Personen, die bei diesen 
Verhaftungswellen eine Rolle spielten. Wirtschaftliche 
Erwägungen waren von zentraler Bedeutung, wie die 
Untersuchung der Arbeitsfähigkeit oder die Verweise 
auf den Vierjahresplan verdeutlichen. 

Schwarze Winkel im KZ 

Viele Häftlinge mit schwarzem Winkel wurden von 
der SS als Arbeitskräfte ausgebeutet. Die SS als eine 
eigenständige Organisation der NSDAP gründete 
eigene Betriebe, wie die Erd- und Steinwerke GmbH 
(gegründet am 29. April 1938). In diesen mussten 
KZ-Häftlinge Zwangsarbeit verrichten. Insgesamt 
wurden mit der zweiten Verhaftungswelle etwa 10.000 
Personen in die Konzentrationslager eingewiesen. 
Damit überstieg die Anzahl der tatsächlich vorgenom-
menen Verhaftungen bei weitem die anfangs veran-
schlagten Zahlen von mindestens 200 Personen für 
jede der 14 Kriminalpolizeileitstellen, also 2.800 Per-
sonen insgesamt. 

Verfolgung von Sinti und Roma in Magdeburg 

Auf dem Gebiet des heutigen Sachsen-Anhalt gab es 
eine Kriminalpolizeileitstelle mit Sitz in Halle (Regie-
rungsbezirk Merseburg). Ihr untergeordnet waren die 
Kriminalpolizeistellen in Magdeburg (Regierungsbe-
zirk Magdeburg) und Dessau (Regierungsbezirk An-
halt). Außerdem waren die Kriminalpolizeistellen in Er-

Die Internationale Arbeitsorga - 
nisation (IAO) definierte 1930 Zwangsarbeit als „jede Art von 
Arbeit, die von einer Person unter Androhung irgendeiner 
Strafe verlangt wird und für die sie sich nicht freiwillig zur 
Verfügung gestellt hat.“ Historiker und Historikerinnen nennen 
vor allem drei Kriterien, die Zwangsarbeit charakterisieren:

a)  „rechtlich institutionalisierte Unauflöslichkeit des Arbeits-
verhältnisses für eine nichtabsehbare Zeitdauer“

b)  Zwangsarbeitende haben nur „geringe Chancen, nennens-
werten Einfluss auf die Umstände des Arbeitseinsatzes zu
nehmen“ 7

c)  Zwangsarbeit ist geprägt von einem „Massensterben“ der
zur Zwangsarbeit Verpflichteten.

Allen Formen von Zwangsarbeit ist gemeinsam, „dass da-
durch Menschen in zumeist rigide Ausbeutungs- und Unter-
drückungsverhältnisse gepresst werden und der Verlust 
ihrer Entscheidungs- und Selbstbestimmungsrechte sie zu 
Objekten wirtschaftlichen sowie staatlichen Handelns de-
gradiert.“ 8

Zwangsarbeit

7   Mark Spoerer, Zwangsarbeit unter dem Hakenkreuz: Ausländische Zivilarbeiter, Kriegsgefangene und Häftlinge im Deutschen Reich und im 
besetzten Europa 1939 -1945, München 2001, S. 15 -17.

8   Kerstin von Lingen/Klaus Gestwa, Zwangsarbeit als Kriegsressource. Systematische Überlegungen zur Beziehungsgeschichte von Krieg und 
Zwangsarbeit, in: Dies. (Hg.): Zwangsarbeit als Kriegsressource in Europa und Asien, Paderborn 2014, S. 15 -54, hier S. 24 -25.

Ziel dieses Plans war es, das  
Deutsche Reich innerhalb von vier Jahren wirtschaftlich auf 
einen Krieg vorzubereiten. Dafür sollten die Rüstungsproduk-
tion angekurbelt und die Lebensmittelversorgung des Deut-
schen Reichs von anderen Ländern unabhängig gemacht 
werden (Autarkie). Im Krieg sollte dies vor allem durch die 
Ausbeutung der Bevölkerung in den besetzten Gebieten Ost-
europas geschehen.  

Vierjahresplan

Schautafel „Kennzeichen für Schutzhäftlinge in den Konzentrations-
lagern“, Lehrmaterial für SS-Wachmannschaften (1930er-Jahre), 
BArch, Bild 146-1993-051-07, CC-BY-SA 3.0.
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furt (Regierungsbezirk Erfurt) und Weimar (Thüringen) 
der Leitstelle in Halle untergeordnet. Allein im Bereich 
der Kriminalpolizeistelle Magdeburg gab es fast 100 
Verhaftungen im Zuge der zweiten Verhaftungswelle. 
Von diesen Verhaftungen waren viele männliche Sinti 
und Roma betroffen. Bereits seit Beginn der 1930er 
Jahre gab es in Magdeburg-Rothensee ein kommuna-
les Zwangslager für als „Zigeuner“ bezeichnete Men-
schen. Dadurch hatte die Kriminalpolizei einen leich-
ten Zugriff auf die dort lebenden Männer, von denen 
einige, vor allem jüngere, in einer Razzia in den frü-
hen Morgenstunden (zwischen 6 und 8 Uhr) des 13. 
Juni 1938 festgenommen wurden. Die Kriminalpolizei 
wurde bei den Festnahmen durch die Schutzpolizei 
unterstützt. Die Festgenommenen wurden zunächst 
in das Magdeburger Polizeigefängnis gebracht. Dort 
entschied die Kriminalpolizei, wer entlassen oder in 

die Konzentrationslager Buchenwald oder Sachsen-
hausen transportiert werden sollte. Die Beamten der 
Kriminalpolizei ließen sich bei der Entscheidung über 
die zu Deportierenden von einem engen Verständ-
nis von „geregelter Arbeit“ leiten. Für die meisten be-
deutete dies ein Angestelltenverhältnis bzw. Vertrags-
arbeit mit festen und regelmäßigen Arbeitszeiten. Die 
meisten der im kommunalen Zwangslager lebenden 
Männer waren jedoch als Selbständige tätig, z. B. als 
Händler, Musiker, Artisten oder Korbflechter. Da sie 
der nationalsozialistischen Idealvorstellung von Arbeit 
nicht entsprachen, aber als „arbeitsfähig“ galten, wur-
den viele von ihnen in Konzentrationslager deportiert. 
Obwohl sich ihre Ehefrauen oder Mütter für eine Frei-
lassung einsetzten, wurde die große Mehrheit von ih-
nen bis Kriegsende nicht entlassen und starben häu-
fig in den Lagern. 
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Q 5a:   Rundschreiben der Staatspolizeileitstelle Magdeburg vom 26. Februar 1938 
über die „Erfassung arbeitsscheuer Elemente“

Dieses Rundschreiben wurde am 26. Februar 1938 von der Geheimen Staatspolizei, Staatspolizeileitstelle Mag-
deburg an alle nachgeordneten Polizeidienststellen gesandt. Darin wird angeordnet, dass als „arbeitsscheu“ 
bezeichnete Personen namentlich aufzulisten seien. 

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 30 Landratsamt und Kreiskommunalverwaltung Gardelegen A, Nr. 136, Bl. 1.
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Mit diesem Rundschreiben vom 10. März 1938 wandte sich die Geheime Staatspolizei, Staatspolizeileitstelle 
Magdeburg (Gestapo), an alle Landräte und Oberbürgermeister im Regierungsbezirk Magdeburg. Damit wurde 
die Verhängung der „Schutzhaft gegen Arbeitsscheue“ angeordnet. „Schutzhaft“ bedeutete eine polizeilich (vor 
allem durch die Gestapo) angeordnete und zeitlich unbegrenzte Inhaftierung ohne vorheriges Gerichtsverfah-
ren, ohne Urteil oder Rechtsschutz der Inhaftierten. Die Festnahmen sollten am 14. März 1938 erfolgen. Dieser 
Termin wurde verschoben und die Razzien fanden schließlich zwischen dem 21. und 30. April statt.

Q 5b:   Rundschreiben der Staatspolizeileitstelle Magdeburg vom 10. März 1938 über 
die „Schutzhaft gegen Arbeitsscheue“

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-05/quelle-05b/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-05/quelle-05b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=298950
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 30 Landratsamt und Kreiskommunalverwaltung Gardelegen A, Nr. 136, Bl. 4.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 30 Landratsamt und Kreiskommunalverwaltung Gardelegen A, Nr. 136, Bl. 5.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-05/quelle-05b/
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Q 5c:   Aktenvermerk des Landrats von Gardelegen vom 22. März 1938 über die 
Durchführung der „Aktion gegen die Arbeitsscheuen“

Heinrich Himmler, Reichsführer-SS und Chef der Deutschen Polizei, plante mit seinem Erlass vom 26. Januar 
1938 die Verhaftungsaktion der Gestapo für den Zeitraum 4. bis 9. März 1938. Die Gestapo verschob die Razzia 
mehrfach und führte sie schließlich vom 21. bis 30. April 1938 durch. 

Der handschriftliche Aktenvermerk dokumentiert die Verschiebung: „1.) Am 23.III.38 wurde von Stapo fernm[ün]
dl[ich] mitgeteilt, daß die Aktion bis auf weiteres verschoben wird. Die B[ür]g[er]m[ei]st[e]r sind entspr[echend] 
verständigt. 2.) W[ieder]v[orlage] am 1.5.38.“

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 30 Landratsamt und Kreiskommunalverwaltung Gardelegen A, Nr. 136, Bl. 9.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-05/quelle-05c/
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Q 5d:   Bericht der Ortspolizeibehörde Gardelegen vom 10. Mai 1938 an den Landrat 
von Gardelegen über die Festnahme von „Arbeitsscheuen“

Diesen Bericht schickte die Ortspolizeibehörde Gardelegen am 10. Mai 1938 an den Landrat von Gardelegen 
und informierte darin über die Festnahme von „Arbeitsscheuen“ in ihrem Dienstbereich. Nachdem die Orts-
polizeibehörden die Personen erfasst und vorläufig festgenommen hatten, musste die übergeordnete Staats-
polizeileitstelle Magdeburg über die Verhängung der „Schutzhaft“ und Einweisung in ein Konzentrationslager 
entscheiden.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 30 Landratsamt und Kreiskommunalverwaltung Gardelegen A, Nr. 136, Bl. 12.
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https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-05/quelle-05d/
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 30 Landratsamt und Kreiskommunalverwaltung Gardelegen A, Nr. 136, Bl. 11.

Q 5e:   Bericht der Ortspolizeibehörde Oebisfelde-Kaltendorf vom 7. Mai 1938 über die 
Festnahme von „Arbeitsscheuen“

Diesen Bericht schickte die Ortspolizeibehörde Oebisfelde-Kaltendorf am 7. Mai 1938 an den Landrat von Gar-
delegen und informierte darin über die Festnahme von „Arbeitsscheuen“ in ihrem Dienstbereich. Nachdem die 
Ortspolizeibehörden die Personen erfassten und vorläufig festnahmen, musste die übergeordnete Staatspoli-
zeileitstelle in Magdeburg (Gestapo) über die Verhängung der „Schutzhaft“ und Einweisung in ein Konzentra-
tionslager entscheiden.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-05/quelle-05e/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-05/quelle-05e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=298950
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Q 5f:   Schreiben des Amtsvorstehers des Amtsbezirks Weddendorf vom 30. April 
1938 zum Freilassungsgesuch eines Vaters aus Wassensdorf für seinen Sohn

Mit diesem Schreiben vom 30. April 1938 wandte sich der Amtsvorsteher des Amtsbezirks Weddendorf an den 
Landrat von Gardelegen. Er berichtet darin über die Bemühungen eines Vaters aus Wassensdorf, bei den ört-
lichen Behörden die Freilassung seines Sohnes aus der vorläufigen Haft im Gerichtsgefängnis in Oebisfelde zu 
erwirken. Der Sohn, Ewald Müller (im Schreiben fälschlicherweise als Erich bezeichnet), wurde am 21. Mai 1938 
in das Konzentrationslager Buchenwald eingeliefert und am 20. April 1939 entlassen.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 30 Landratsamt und Kreiskommunalverwaltung Gardelegen A, Nr. 136, Bl. 10.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-05/quelle-05f/
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 30 Landratsamt und Kreiskommunalverwaltung Gardelegen A, Nr. 136, Bl. 10 (RS).

Q 5g:   Antwortschreiben des Landrats von Gardelegen vom 16. Mai 1938 zum Gesuch 
des Vaters aus Wassensdorf

Das Antwortschreiben des Landrats von Gardelegen an den Amtsvorsteher des Amtsbezirks Weddendorf in 
Bezug auf das Freilassungsgesuchs eines Vaters (Q 5f) ist als Entwurf in den Akten des Landrats überliefert. 
Der Amtssitz des Amtsvorstehers war in Breitenrode. Der Sohn, Ewald Müller, wurde am 21. Mai 1938 in das 
Konzentrationslager Buchenwald eingeliefert und am 20. April 1939 entlassen.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-05/quelle-05g/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-05/quelle-05g/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=298950
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Q 5h:   Schreiben der Staatspolizeileitstelle Magdeburg an den Landrat von 
Gardelegen vom 1. Oktober 1938 mit Bitte um Stellungnahme

Aufgrund der Bemühungen des Vaters aus Wassensdorf, die Freilassung seines Sohnes aus der „Schutzhaft“ 
zu erwirken, wandte sich die Staatspolizeileitstelle Magdeburg (Gestapo) am 1. Oktober 1938 an den Landrat 
von Gardelegen. Die Gestapo fragte an, ob es richtig sei, dass persönliche Streitigkeiten zwischen dem Orts-
gruppenleiter der NSDAP und dem „Schutzhäftling“ zur Festnahme im Zuge der Aktion gegen „Arbeitsscheue“ 
führten. Der Sohn, Ewald Müller, wurde am 21. Mai 1938 in das Konzentrationslager Buchenwald eingeliefert 
und am 20. April 1939 entlassen.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 30 Landratsamt und Kreiskommunalverwaltung Gardelegen A, Nr. 136, Bl. 18.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-05/quelle-05h/
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 30 Landratsamt und Kreiskommunalverwaltung Gardelegen A, Nr. 136, Bl. 19.

Q 5i:   Stellungnahme des Amtsvorstehers des Amtsbezirks Weddendorf vom  
8. Oktober 1938 zum Freilassungsgesuch des Vaters aus Wassensdorf

Am 8. Oktober 1938 leitete der Amtsvorsteher des Amtsbezirks Weddendorf seinen Bericht mitsamt Stellung-
nahme an den Landrat von Gardelegen weiter. Der Sohn, Ewald Müller, wurde am 21. Mai 1938 in das Konzen-
trationslager Buchenwald  eingeliefert und am 20. April 1939 entlassen.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-05/quelle-05i/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-05/quelle-05i/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=298950
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Q 5j:   Bescheinigung des Amtsarztes vom 13. Juni 1938 über „Lagerhaft- und 
Arbeitsfähigkeit“ des Sinto Wilhelm Laubinger im Zuge der Aktion  
„Arbeitsscheu Reich“ 

Diese Bescheinigung des Amtsarztes über „Lagerhaft- und Arbeitsfähigkeit“ war Teil der standardisierten Form-
blätter, die die Kriminalpolizei(leit)stellen ausfüllen und dem Antrag über „polizeiliche Vorbeugungshaft“ bei-
fügen mussten. Über diesen Antrag entschied das Reichskriminalpolizeiamt. Auf Grundlage dieser Entschei-
dung erfolgten die Transporte in die Konzentrationslager Buchenwald oder Sachsenhausen. Der Sinto Wilhelm 
Laubinger wurde in den frühen Morgenstunden des 13. Juni 1938 von Beamten der Kriminalpolizei und der 
Schutzpolizei im kommunalen Zwangslager für Sinti und Roma in Magdeburg festgenommen und am 14. Juni 
1938 um 13:30 Uhr vom Polizeigefängnis in Magdeburg in das KZ Buchenwald transportiert. Wilhelm Laubinger 
wurde im Juni 1942 in das KZ Natzweiler verlegt und ein Jahr später, im Juni 1943, in das KZ Dachau. Bei seiner 
Befreiung durch die Alliierten gab er auf einem Fragebogen für Insassen des KZ Dachau am 13. Mai 1945 an, 
dass er während der KZ-Haft Opfer von medizinischen Experimenten mit Gas wurde und dadurch immer noch 
Gesundheitsschäden wie Schwierigkeiten beim Atmen davon trage.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-05/quelle-05j/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=58577
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 29 Anhang II Polizeipräsidium Magdeburg. Sogenannte ‚Zigeunerpersonalakten‘, Nr. 156/1, Bl. 51.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-05/quelle-05j/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=58577
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Q 5k:   Abschrift der Eröffnungsverhandlung und Verfügung der „polizeilichen 
Vorbeugungshaft“ für den Sinto Wilhelm Laubinger vom 13. Juni 1938 im Zuge 
der Aktion „Arbeitsscheu Reich“

Diese Abschrift der Eröffnungsverhandlung und Verfügung der „polizeilichen Vorbeugungshaft“ war Teil der 
standardisierten Formblätter, die die Kriminalpolizei(leit)stellen ausfüllen und dem Antrag über „polizeiliche Vor-
beugungshaft“ beifügen mussten. Über diesen Antrag entschied das Reichskriminalpolizeiamt. Auf Grundlage 
dieser Entscheidung erfolgten die Transporte in die Konzentrationslager Buchenwald oder Sachsenhausen. 
Der Sinto Wilhelm Laubinger wurde in den frühen Morgenstunden des 13. Juni 1938 von Beamten der Krimi-
nalpolizei und Schutzpolizei im kommunalen Zwangslager für Sinti und Roma in Magdeburg festgenommen 
und am 14. Juni 1938 um 13:30 Uhr vom Polizeigefängnis in Magdeburg in das KZ Buchenwald transportiert. 
Wilhelm Laubinger wurde im Juni 1942 in das KZ Natzweiler verlegt und ein Jahr später, im Juni 1943, in das 
KZ Dachau. Bei seiner Befreiung durch die Alliierten gab er auf einem Fragebogen für Insassen des KZ Dachau 
am 13. Mai 1945 an, dass er während der KZ-Haft Opfer von medizinischen Experimenten mit Gas wurde und 
dadurch immer noch Gesundheitsschäden wie Schwierigkeiten beim Atmen davon trage.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 29 Anhang II Polizeipräsidium Magdeburg. Sogenannte ‚Zigeunerpersonalakten‘, Nr. 156/1, Bl. 53.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-05/quelle-05k/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-05/quelle-05k/
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 29 Anhang II Polizeipräsidium Magdeburg. Sogenannte ‚Zigeunerpersonalakten‘, Nr. 223/2, Bl. 21.

Q 5l:   Gesuch der Sinteza Gertrud Poldthaus vom 3. Oktober 1942 auf 
Freilassung ihrer beiden Söhne und ihres Ehemanns aus der „polizeilichen 
Vorbeugungshaft“ im Konzentrationslager Niederhagen/Wewelsburg

Mit diesem Freilassungsgesuch wandte sich die Sinteza Gertrud Poldthaus an den Polizeipräsidenten von 
Magdeburg und erbat die Freilassung ihrer beiden Söhne und ihres Ehemanns aus der „polizeilichen Vorbeu-
gungshaft“ im Konzentrationslager Niederhagen, Außenlager Wewelsburg. Sie wurden am 17. Juni 1938 vom 
Polizeigefängnis in Magdeburg in das KZ Sachsenhausen transportiert. Gesuche auf Freilassung waren laut 
dem Runderlass „Grundlegender Erlaß über die vorbeugende Verbrechensbekämpfung durch die Polizei“ des 
Reichsinnenministeriums vom 14. Dezember 1937 grundsätzlich möglich. Eine Entscheidung darüber traf das 
Reichskriminalpolizeiamt. 

Am oberen rechten Rand wurde handschriftlich von der Polizei das Wort „Zigeuner“ vermerkt. Dies diente den 
Kriminalpolizeibeamten zur Markierung dieser Personen mit einer Verfolgtenkategorie. Innerhalb der Kriminal-
polizei gab es spezifische Beamte, die sich auf die Verfolgung der Personen konzentrierten, auf die diese stig-
matisierende Fremdbezeichnung übertragen wurde.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-05/quelle-05l/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-05/quelle-05l/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=58577
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Q 5m:   Aktenvermerk der Kriminalpolizeistelle Magdeburg vom 27. Oktober 1942 zum 
Freilassungsgesuch der Gertrud Poldthaus

Die zuständigen Kriminalbeamten der Kriminalpolizeistelle Magdeburg schrieben diesen Aktenvermerk, nach-
dem sich Gertrud Poldthaus an den Magdeburger Polizeipräsidenten gewandt und um Freilassung ihres Man-
nes und ihrer beiden Söhne aus dem Konzentrationslager gebeten hatte (vgl. Q 5l). Über die Freilassung aus 
Konzentrationslagern und eine Beendigung der „polizeilichen Vorbeugungshaft“ konnte ausschließlich das 
Reichskriminalpolizeiamt (RKPA) entscheiden. 

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 29 Anhang II Polizeipräsidium Magdeburg. Sogenannte ‚Zigeunerpersonalakten‘, Nr. 223/2, Bl. 25.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-05/quelle-05m/
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Neuer Lagertyp der Gestapo 

Die Gestapo unterhielt ab 1940 mit den „Arbeitser-
ziehungslagern“ eigene Haftanstalten zur Repressi-
on der Inhaftierten. Diese waren oft an größere Unter-
nehmen gebunden. Sie sollten zur „Disziplinierung“ 
von Arbeiterinnen und Arbeitern in dem jeweiligen 
Gestapo-Zuständigkeitsgebiet dienen. Die Gründe 
für eine Einweisung in diese Lager konnten gering-
fügig sein, wie z. B. die Verweigerung des „deutschen 
Grußes“. Oft galten auch „Arbeitsbummelei“ oder 
„Arbeitsverweigerung“ als Einweisungsgründe, wo-
bei den Betriebsführern die Entscheidung überlassen 
war, welches Verhalten also solches gewertet wurde 
und ob sie es der Gestapo meldeten (Q 6b bis Q 6f). 
Mit Kriegsbeginn und dem zunehmenden Einsatz von 
Zwangsarbeiterinnen und -arbeitern sowie Kriegsge-
fangenen im Deutschen Reich weitete die Gestapo ih-
ren Verfolgungsapparat auch auf diese Gruppen aus. 
Nichtbefolgung von Auflagen oder den „verbotenen 
Umgang“, was in der Regel Liebesbeziehungen zwi-
schen ihnen und Deutschen bedeutete, ahndete die 
Gestapo mit der Einweisung in „Arbeitserziehungsla-
ger“ oder Konzentrationslager. Die Zahl der „Arbeits-
erziehungslager“ betrug im Jahr 1940 acht und zu 
Kriegsende 200. Die Einweisung in ein „Arbeitserzie-
hungslager“ galt als politische Maßnahme und be-
durfte keiner richterlichen Verfügung. 

Terror und Repression 

Eigentlich sollte die Haftdauer in den „Arbeitserzie-
hungslagern“ auf 21 bis 56 Tage beschränkt sein. 
Vielfach wurde diese Zeit jedoch überschritten oder 
es erfolgte eine Überstellung der Inhaftierten in die 
von der SS geführten Konzentrationslager. Die La-

ger wurden von Wachmannschaften der Gestapo 
bewacht und oft mit grellem Licht, auch bei Nacht, 
beleuchtet. Innerhalb der Arbeitswelt dienten die „Ar-
beitserziehungslager“ zur Abschreckung und Diszipli-
nierung aller Arbeitenden. Da die umliegende Bevöl-
kerung erfuhr, was in den „Arbeitserziehungslagern“ 
passierte, verhielten sich die meisten Menschen so, 
dass sie selbst keine Einweisung befürchten mussten. 
Wenn Jugendliche gegen Arbeitsauflagen verstießen 
oder es ihnen an „Arbeitsdisziplin“ mangelte, wurden 
sie oft in sogenannte „Jugendschutzlager“ einge-
wiesen (Q 6a). 

„Arbeitserziehungslager“ 
in Spergau und Süplingen 

Auch auf dem Gebiet des heutigen Sachsen-Anhalt 
gab es „Arbeitserziehungslager“. Diese waren an den 
Standorten von Rüstungsbetrieben, Schwerindustrie 
und Bergbau angesiedelt, z. B. in Spergau bei den 
Leuna-Werken oder in Süplingen bei der Firma Fröm-
ling & Frasch. In Süplingen mussten etwa 100 Häft-
linge unter schwersten Bedingungen Arbeit im Stein-
bruch verrichten.

„Arbeitserziehungslager“ der Gestapo

„Arbeitserziehungslager“
 Der Begriff ist 

ein beschönigender Ausdruck. Er vermittelt den Eindruck, als 
habe es sich um Lager gehandelt, die zur Arbeit „erziehen“. 
In Wirklichkeit glichen die Haftbedingungen in diesen Lagern 
den Bedingungen in Konzentrationslagern. Der Alltag der In-
haftierten war geprägt von Arbeitszwang, Gewalt, Terror und 
Unterdrückung.

Das Reichssicherheits- 
hauptamt errichtete ab 1940 diesen speziellen Lagertyp für 
Kinder und Jugendliche. Einweisungen erfolgten durch die 
Gestapo und die Weibliche Kriminalpolizei (WKP), die für 
Delikte von Jugendlichen und zur „Bekämpfung der Jugend-
kriminalität“ verantwortlich war. Für die Einweisungen in „Ju-
gendschutzlager“ arbeiteten sie mit den Jugend- und Fürsor-
geämtern zusammen. Vielmals waren Kinder und Jugendliche 
von Einweisungen betroffen, die als „unerziehbar“ galten. Die 
Haftdauer war unbefristet. Im Deutschen Reich gab es ein 
Lager für Jungen in Moringen und eines für Mädchen in der 
Uckermark. Ausländische Kinder wurden in das „Polen-Ju-
gendverwahrlager“ in Litzmannstadt eingewiesen. Der Begriff 
„Jugendschutzlager“ ist ein beschönigender Ausdruck und 
lehnt sich an die „Schutzhaft“ für erwachsene politische Geg-
ner an, die dazu dienen sollte, die Inhaftierten vor dem „Volks-
zorn“ zu schützen, so die Rechtfertigung der NS-Führung. 

„Jugendschutzlager“

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-06/thema-06/
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Q 6a:   Vermerk des Präsidenten des Gauarbeitsamts und der Reichstreuhandstelle 
der Arbeit in Magdeburg vom 5. November 1943 über die Errichtung von  
„Jugendschutzlagern“ und „Arbeitserziehungslagern“

In diesem Vermerk vom 5. November 1943 geht der Präsident des Gauarbeitsamts und der Reichstreuhand-
stelle der Arbeit in Magdeburg auf die Errichtung von „Jugendschutzlagern“ und „Arbeitserziehungslagern“ ein. 
Beide Lagertypen unterstanden der Gestapo.  

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, G 4 Reichstreuhänder der Arbeit Mitteldeutschland/ Gauarbeitsamt Magdeburg-Anhalt, Magdeburg, Nr. 95, Bl. 11

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-06/quelle-06a/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-06/quelle-06a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=6224


Wirtschaft und Arbeit im Nationalsozialismus

134

Q 6b:   „Anordnung Nr. 13 zur Sicherung der Ordnung in den Betrieben“ vom  
1. November 1943

Mit dieser Anordnung wollte das Gauarbeitsamt Magdeburg-Anhalt „Disziplinlosigkeit“ und „Arbeitsbummelei“ 
in Betrieben verhindern. Anordnungen wie diese waren Grundlage für die Betriebs- und Personalleiter, um eine 
Einweisung in „Arbeitserziehungslager“ bei der Gestapo zu beantragen.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, G 4 Reichstreuhänder der Arbeit Mitteldeutschland/Gauarbeitsamt Magdeburg-Anhalt, Magdeburg, Nr. 95, Bl. 50.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-06/quelle-06b/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-06/quelle-06b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=6224
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, G 4 Reichstreuhänder der Arbeit Mitteldeutschland/Gauarbeitsamt Magdeburg-Anhalt, Magdeburg, Nr. 95, Bl. 50 (RS)

http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=6224
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Q 6c:   Bericht des Leiters des Arbeitsamtes in Burg vom 13. März 1944 über die  
Umsetzung der Anordnung Nr. 13

Mit diesem Bericht informierte der Leiter des Arbeitsamtes in Burg am 13. März 1944 den ihm übergeordneten 
Präsidenten des Gauarbeitsamtes und den übergeordneten Reichstreuhänder der Arbeit Magdeburg-Anhalt 
über die Umsetzung der Anordnung Nr. 13 im Bereich des Arbeitsamtes.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, G 4 Reichstreuhänder der Arbeit Mitteldeutschland/Gauarbeitsamt Magdeburg-Anhalt, Magdeburg, Nr. 95, Bl. 50 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-06/quelle-06c/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-06/quelle-06c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=6224
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Q 6d:   Abmahnung eines Arbeiters durch die Betriebsleitung der Papierwarenfabrik 
und Buchdruckerei Arndt Reif in Magdeburg vom 24. September 1942 sowie 
Drohung mit der Einweisung in ein Zuchthaus oder Konzentrationslager

Der Arbeiter wird beschuldigt, unter anderem durch Schlägereien den Arbeitsfrieden zu stören. Bei dem Arbei-
ter handelt es sich um einen Sinto aus dem kommunalen Zwangslager für Sinti und Roma in Magdeburg. Er 
wurde zusammen mit anderen Personen vom Arbeitsamt aus dem Lager an diese Arbeitsstelle vermittelt. Der 
Begriff „Prokuristin“ bezeichnete eine Person, die im Namen eines Unternehmens vertretungsberechtigt ist und 
wie die Geschäftsführung rechtskräftig handeln kann. 

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 29 Anhang II Polizeipräsidium Magdeburg. Sogenannte ‚Zigeunerpersonalakten‘, Nr. 306, Bl. 19.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-06/quelle-06d/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-06/quelle-06d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=58577
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Q 6e:   Meldung der Papierwarenfabrik und Buchdruckerei Arndt Reif an die 
Kriminalpolizeistelle vom 24. September 1942 und Bitte um die Einweisung 
eines Arbeiters in ein Arbeitslager

Die Betriebsleitung der Papierwarenfabrik und Buchdruckerei Arndt Reif in Magdeburg drohte zwei Arbeitern 
mit der Einweisung in ein Zuchthaus oder Konzentrationslager (vgl. Q 6d). Bei den Arbeitern handelt es sich um 
Sinti aus dem kommunalen Zwangslager für Sinti und Roma in Magdeburg. Sie wurden zusammen mit anderen 
Personen vom Arbeitsamt aus dem Lager an diese Arbeitsstelle vermittelt. Die Kriminalpolizei war im National-
sozialismus für die Verfolgung von Sinti und Roma verantwortlich. Die Kriminalbeamten vermerkten später auf 
der unteren Hälfte des Schreibens, dass Anzeige gegen die beiden Arbeiter wegen „groben Unfugs“ erstattet 
und Franz Weiß auch verwarnt wurde.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-06/quelle-06e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=58577
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 29 Anhang II Polizeipräsidium Magdeburg. Sogenannte  ‚Zigeunerpersonalakten‘, Nr. 306, Bl. 18.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-06/quelle-06e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=58577
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Q 6f:   Auszug aus einem Kurzvortrag von Dezember 1943 über die Durchführung 
des Arbeitseinsatzes im Junkerswerk Magdeburg mit Ausführungen über die 
„Bummelantenbekämpfung“

Dieser Vortrag wurde im Dezember 1943 auf einer Arbeitstagung vom Betriebsarbeitseinsatzingenieur der Jun-
kerswerke Magdeburg, A. Poley, gehalten. Darin geht er auf das Vorgehen der Junkerswerke in Magdeburg 
zur „Bummelantenbekämpfung“ ein. NSV ist die Abkürzung für Nationalsozialistische Volkswohlfahrt. Diese 
Organisation war im Nationalsozialismus für alle Belange der Wohlfahrt und Fürsorge im Staat zuständig. Die 
NSV war zunächst eine von mehreren Wohlfahrtsorganisationen. Im Zuge der „Gleichschaltung“ wurden andere 
Wohlfahrtorganisationen verboten und die NSV übernahm im gleichgeschalteten Staat vermehrt staatliche Auf-
gaben. Die Abkürzung „Gfm“ bedeutet „Gefolgschaftsmitglieder“. 

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 410 Junkers-Werke Dessau. Flugzeug- und Motorenbau, Nr. 1386, Bl. 82 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-06/quelle-06f/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-06/quelle-06f/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1519752
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 410 Junkers-Werke Dessau. Flugzeug- und Motorenbau, Nr. 1386, Bl. 83.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-06/quelle-06f/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1519752
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Q 6g:   Auszug aus der Verhandlung der 5. Strafkammer des Landgerichts Magdeburg 
gegen Wachmänner des „Arbeitserziehungslagers“ Süplingen vom 15. bis 18. 
Februar 1950

In der Verhandlung der 5. Strafkammer des Landgerichts Magdeburg gegen Wachmänner des „Arbeitserzie-
hungslagers“ (AEL) Süplingen vom 15. bis 18. Februar 1950 wurde der Lageralltag im „Arbeitserziehungslager“ 
in Süplingen geschildet. Das Urteil stammt aus der Nachkriegszeit, als die NS-Verbrechen strafrechtlich aufge-
arbeitet und Täterinnen und Täter bestraft wurden. 

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, K 3 Ministerium des Inneren, Nr. 10174, Bl. 35 (Ausschnitt).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-06/quelle-06g/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-06/quelle-06g/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=6591
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, K 3 Ministerium des Inneren, Nr. 10174, Bl. 36 (Ausschnitt).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-06/quelle-06g/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=6591
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Internationale Dimensionen 

Zwangsarbeit war ein wichtiger Bestandteil der na-
tionalsozialistischen Kriegswirtschaft. Sie diente aber 
nicht nur wirtschaftlichen Zielen, sondern auch als 
Mittel der politischen Repression und Herrschaftssi-
cherung. Um das Deutsche Reich für den Krieg auf-
zurüsten, wurden mit der Aktion „Arbeitsscheu Reich“ 
1938 Arbeitslose und Menschen, die nicht in geregel-
ten Arbeitsverhältnissen waren, durch die Gestapo 
und Kriminalpolizei in die SS-geführten Konzentra-
tionslager eingewiesen. Dort dienten die KZ-Häftlinge 
als Arbeitskräfte unter Zwang u. a. in den SS-eigenen 
Betrieben. Mit der Gründung der Ghettos für depor-
tierte Jüdinnen und Juden sowie Sinti und Roma im 
Generalgouvernement (das sind von Deutschland 
besetzte polnische Gebiete) wurde dort auch ein Ar-
beitszwang eingeführt, der eine wichtige Funktion für 
die deutsche Kriegswirtschaft erfüllte. Auch in ande-
ren besetzten Gebieten, wie z. B. Tunesien, mussten 
Jüdinnen und Juden Zwangsarbeit leisten. 

Formen der Zwangsarbeit 

Mit der Besetzung verschiedener Länder in Europa 
warben die deutschen Besatzer Einheimische als 
sogenannte „Fremdarbeiter“ an. Nach Anwerbung 
und Tätigkeitsbeginn im Deutschen Reich wurden 

die ausländischen Arbeitskräfte jedoch in ein recht-
lich unauflösliches Arbeitsverhältnis überführt. Das 
bedeutete, dass die Arbeiterinnen und Arbeiter nicht 
entlohnt wurden, ihre Arbeit nicht kündigen konnten 
und ihnen wesentliche Freiheiten genommen wurden. 
Insbesondere in den besetzten Gebieten in Osteuro-
pa wurden Männer und Frauen bei Razzien rekrutiert 
und zur Zwangsarbeit nach Deutschland deportiert. 
Auch der Arbeitseinsatz von Kriegsgefangenen konn-
te Formen der Zwangsarbeit annehmen (Q 7l). Mit 
Kriegsbeginn und dem zunehmenden Einsatz von 
Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeitern in der 
Kriegswirtschaft wurde in fast jeder Stadt und jedem 
Dorf ein Lager für sie errichtet. Diese Gruppen wur-
den oft getrennt nach Nationen untergebracht und 
unterschiedlich behandelt. Dabei war die NS-„Ras-
senideologie“ handlungsleitend (Q 7a bis Q 7e). So 
wurden den Zwangsarbeitenden aus dem Westen 
größere Nahrungsmittelrationen und Freiheiten, wie 
z. B. der Besuch von Gottesdiensten eingeräumt, als
sogenannten „Ostarbeiterinnen“ und „Ostarbeitern“
aus der Sowjetunion.

Junkers Flugzeug- und Motorenwerke

Zahlreiche Zwangsarbeitende waren u. a. bei den 
Junkers Flugzeug- und Motorenwerken in Dessau 
und deren Zweigwerken in Aschersleben, Bernburg, 
Köthen, Magdeburg und Halberstadt eingesetzt (Q 7j 
bis Q 7k). Die Junkers Flugzeug- und Motorenwerke 

waren zur Zeit des Na-
tionalsozialismus mit 
etwa 165.000 Beschäf-
tigten das größte deut-
sche Flugzeugbau-
unternehmen. Bis 1945 
fertigte es etwa 30.000 
Kriegsflugzeuge und 
80.000 Flugmotoren. 
Mit Beginn des Krieges 
wurde die industrielle 
Fertigstellung zu einem 
Großteil von Zwangs-
arbeitenden aus ganz 
Europa verrichtet. Auch 
Kinder wurden dort zur 
Zwangsarbeit herange-
zogen (Q 7k). 

Zwangsarbeit im Nationalsozialismus

    Die Internationale Arbeitsorga nisa - 
tion (IAO) definierte 1930 Zwangsarbeit als „jede Art von 
Arbeit, die von einer Person unter Androhung irgendeiner 
Strafe verlangt wird und für die sie sich nicht freiwillig zur 
Verfügung gestellt hat.“ Historiker und Historikerinnen nennen 
vor allem drei Kriterien, die Zwangsarbeit charakterisieren:

a)  „rechtlich institutionalisierte Unauflöslichkeit des Arbeits-
verhältnisses für eine nichtabsehbare Zeitdauer“

b)  Zwangsarbeitende haben nur „geringe Chancen, nennens-
werten Einfluss auf die Umstände des Arbeitseinsatzes zu
nehmen“ 9

c)  Zwangsarbeit ist geprägt von einem „Massensterben“ der
zur Zwangsarbeit Verpflichteten.

Allen Formen von Zwangsarbeit ist gemeinsam, „dass da-
durch Menschen in zumeist rigide Ausbeutungs- und Unter-
drückungsverhältnisse gepresst werden und der Verlust 
ihrer Entscheidungs- und Selbstbestimmungsrechte sie zu 
Objekten wirtschaftlichen sowie staatlichen Handelns de-
gradiert.“ 10

Zwangsarbeit

9     Mark Spoerer, Zwangsarbeit unter dem Hakenkreuz: Ausländische Zivilarbeiter, Kriegsgefangene und Häftlinge im Deutschen Reich und im 
besetzten Europa 1939 -1945, München 2001, S. 15 -17.

10   Kerstin von Lingen/Klaus Gestwa, Zwangsarbeit als Kriegsressource. Systematische Überlegungen zur Beziehungsgeschichte von Krieg und 
Zwangsarbeit, in: Dies. (Hg.): Zwangsarbeit als Kriegsressource in Europa und Asien, Paderborn 2014, S. 15 -54, hier S. 24 -25.

Die elfjährige Sinaida musste 
in den Junkers Flugzeug- und 
Motorenwerken Zwangsarbeit 
leisten. Sie wurde im Sommer 
1943 von den deutschen 
Besatzern aus ihrer Heimat in 
Belarus verschleppt. Stadt-
archiv Dessau-Roßlau, ohne 
Signatur.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-07/thema-07/
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KZ Außenlager Langenstein-Zwieberge 

Die Lebens- und Arbeitsbedingungen von Zwangsar-
beitenden unterschieden sich je nach Arbeitseinsatzort. 
So waren die Bedingungen in der Industrie wesentlich 
härter als in der Landwirtschaft, wo Zwangsarbeitende 
auf einzelnen Bauernhöfen eingesetzt wurden (Q 7m). 

Zudem beschloss das SS-Wirtschafts- und Verwal-
tungshauptamt, das für die Organisation und Füh-
rung der Konzentrationslager verantwortlich war, 
den Arbeitskräftemangel ab Herbst 1942 durch den 
Einsatz von KZ-Häftlingen auszugleichen. Die gro-
ßen Konzentrationslager verteilten ihre Häftlinge auf 
Außenlager, um sie dort lokal in der Kriegswirtschaft 
als Zwangsarbeitende einsetzen zu können. Von die-
sen „günstigen“ Arbeitskräften profitierten zahlreiche 
Unternehmen in der Region. Sie konnten durch die 
KZ-Häftlinge ihre Produktion trotz des kriegsbeding-
ten Arbeitskräftemangels aufrechterhalten. Ein Bei-
spiel hierfür ist das KZ-Außenlager von Buchenwald 
in Langenstein-Zwieberge (Q 7f bis Q 7g). Am 18. 
April 1944 trafen die ersten 18 Häftlinge in diesem 
Außenlager mit dem Decknamen „Malachit“ ein. Die 
Anzahl der dort untergebrachten KZ-Häftlinge er-
reichte noch im gleichen Jahr einen Höchststand von 
7.000 Personen aus 23 Nationen. Die KZ-Häftlinge 
mussten größtenteils Zwangsarbeit in den Thekenber-
gen bei Halberstadt leisten, wo sie für die Rüstungs-
produktion unterirdische Stollenanlagen im Sandstein 
anlegten. Die Verlagerung der Rüstungsproduktion in 
unterirdische Stollen fand zu Kriegsende in weiten 

Teilen des Deutschen Reiches statt, um die Produk-
tionsanlagen vor den Fliegerangriffen der Alliierten zu 
schützen. Häufig mussten KZ-Häftlinge diese Stollen 
ausheben, wobei ihnen wenig technische Unterstüt-
zung zur Verfügung stand und die meiste Arbeit mit 
einfachsten Werkzeugen und Körperkraft verrichtet 
wurde. In den Thekenbergen entstand so innerhalb 
eines Jahres eine 13 Kilometer lange Stollenanlage. 
In dieser sollten u. a. die Junkers Flugzeug- und Moto-
renwerke AG und die Krupp Grusonwerk AG Magde-
burg (Maschinenbaufabrik und Schiffsbauwerkstatt, 
ab 1933 vermehrte Produktion von Panzern, Teilen für 
U-Boote und Munition) produzieren, wozu es jedoch
mit Kriegsende nicht mehr kam.

Baracke 13 auf dem Gelände des ehemaligen KZ-Außenlagers Langenstein-Zwieberge (2014), CC-BY-SA-3.0, (Foto: Sipalius).

Fotografie der Stollenanlage (Anfang der 1970er-Jahren), Stiftung 
Gedenkstätten Sachsen-Anhalt, (Foto: Reinhard Arnd). 
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Mit dem Vorrücken der Roten Armee wurde das 
Vernichtungslager Auschwitz-Birkenau von den SS-
Wachmannschaften und Funktionshäftlingen (Kapos) 
„evakuiert“. Das bedeutete, dass nicht arbeitsfähige 
Häftlinge im Sommer 1944 ermordet und arbeitsfähi-
ge KZ-Häftlinge in das Deutsche Reich transportiert 
wurden, um dort in der deutschen Kriegswirtschaft 
als Arbeitskräfte ausgebeutet zu werden. Dabei han-
delte es sich größtenteils um ungarische Jüdinnen 
und Juden, da diese Personengruppe zu den letzten 
Deportierten in das Vernichtungslager Auschwitz-Bir-
kenau vor Kriegsende zählte (Q 7h bis Q 7i). Neben 
anderen Zwangsarbeitenden wurden diese in den als 
kriegswichtig eingestuften chemischen Werken Buna 
in Schkopau eingesetzt. Dieses Unternehmen war 
eine Tochtergesellschaft der I.G. Farbenindustrie AG 
und stelle synthetischen Kautschuk her. 

Das Buna-Lager in Auschwitz 

Die Buna-Werke aus Schkopau hatten außerdem 
eine Produktionsstätte in Auschwitz. Der gesamte 
Lagerkomplex in Auschwitz bestand aus mehreren 

Lagerteilen: dem Stammlager (Auschwitz I), dem 
Vernichtungslager Auschwitz-Birkenau (Auschwitz II) 
und dem Konzentrationslager Auschwitz-Monowitz 
(Auschwitz III). Auf dem Werksgelände von Ausch-
witz-Monowitz errichteten die SS und der Mutter-
konzern I.G. Farben 1941 eine Produktionsstätte der 
Buna-Werke. Das Konzentrationslager Auschwitz-Mo-
nowitz trug daher anfänglich den Namen „Buna-La-
ger“. Häftlinge mussten auf der Baustelle der größ-
ten Chemiefabrik in den deutsch besetzten Gebieten 
Osteuropas Zwangsarbeit leisten und waren extre-
men Arbeits- und Lebensbedingungen ausgesetzt. 
Die Unterernährung war hier, wie in vielen anderen 
Lagern, das größte Problem und führte zu schweren 
Erkrankungen und zum Tod sehr vieler KZ-Häftlinge 
(Q 7e).
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 30 Landratsamt und Kreiskommunalverwaltung Calbe (Saale) A, Nr. 883, Bl. 39.

Q 7a:   Merkblatt der Gestapo vom Juni 1943 über die Behandlung von Zwangsarbei-
terinnen und Zwangsarbeitern

Auf Grundlage eines Erlasses des Reichsführer-SS und Chefs der Deutschen Polizei, Heinrich Himmler, vom  
30. Juni 1933 erstellte die Staatspolizeileitstelle Magdeburg (Gestapo) dieses Merkblatt zum Umgang mit
Zwangsarbeitenden.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-07/quelle-07a/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-07/quelle-07a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=290456
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 30 Landratsamt und Kreiskommunalverwaltung Calbe (Saale) A, Nr. 883, Bl. 39 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-07/quelle-07a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=290456
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Q 7b:   Rundschreiben der Staatspolizeileitstelle Magdeburg vom 15. Juni 1944 
über Verbote und Sonderrechte für osteuropäische Zwangsarbeitende im 
öffentlichen Leben

Mit diesem Rundschreiben wandte sich die Staatspolizeileitstelle Magdeburg (Gestapo) am 15. Juni 1944 an 
nachgeordnete Dienststellen. Darin werden Verbote und Sonderrechte für osteuropäische Zwangsarbeitende 
im öffentlichen Leben erläutert. 

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 30 Landratsamt und Kreiskommunalverwaltung Calbe (Saale) A, Nr. 883, Bl. 14.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-07/quelle-07b/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-07/quelle-07b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=290456
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 816 Bd. 5, nicht paginiert.

Q 7c:   Bericht des Regierungspräsidenten von Merseburg vom 22. September 
1943 über die Entwendung von Lebensmittelkarten in einer Papierfabrik in 
Zwintschöna durch Zwangsarbeitende

Dieser Bericht vom 22. September 1943 informiert über die Entwendung von Lebensmittelkarten in einer Pa-
pierfabrik in Zwintschöna durch Zwangsarbeitende. Er wurde vom Regierungspräsidenten in Merseburg an 
den Oberpräsidenten der Provinz Sachsen in Magdeburg gesandt. Der Regierungspräsident war der Leiter der 
Regierung der mittleren Verwaltungsebene in den Regierungsbezirken Magdeburg, Merseburg und Erfurt. Die 
Regierungspräsidenten unterstanden dem Oberpräsidenten. Dies war der oberste Verwaltungsbeamte in der 
preußischen Provinz Sachsen.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-07/quelle-07c/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-07/quelle-07c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=66525
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 20 I Oberpräsident Magdeburg. Allgemeine Abteilung, Ib Nr. 816 Bd. 5, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-07/quelle-07c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=66525
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Q 7d:   Schreiben des Oberpräsidenten der Provinz Sachsen vom 27. März 1941 über 
die Hinrichtung eines polnischen Zwangsarbeiters wegen „Rassenschande“ in 
Dahlenwarsleben

Dieses Schreiben des Oberpräsidenten der Provinz Sachsen vom 27. März 1941 an den Regierungspräsidenten 
von Magdeburg informiert über die Hinrichtung eines polnischen Zwangsarbeiters wegen „Rassenschande“ 
in Dahlenwarsleben im Kreis Wolmirstedt. Seit den sogenannten Nürnberger „Rassengesetzen“ aus dem Jahr 
1935 war „Rassenschande“ ein Straftatbestand.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 48 Ie Regierung Merseburg, Polizeiregistratur, Nr. 1136a, Bl. 203.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-07/quelle-07d/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-07/quelle-07d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=615072
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, C 48 Ie Regierung Merseburg, Polizeiregistratur, Nr. 1136a, Bl. 203 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-07/quelle-07d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=615072
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Q 7e:   Einschreiben von Dr. Ing. Walther Dürrfeld der Buna-Werke in Auschwitz-
Monowitz an den Direktor der I.G. Farbenindustrie vom 29. April 1943 über  
die Ernährung der KZ-Häftlinge mit einer Eiweißwurst

Mit diesem Einschreiben vom 29. April 1943 wandte sich Dr. Ing. Walther Dürrfeld von den Buna-Werken in 
Auschwitz-Monowitz an den Direktor der I.G. Farbenindustrie. Er informierte über die Ernährung von KZ-Häftlin-
gen mit einer neu entwickelten Eiweißwurst. Die Ernährung war im Arbeitslager unzureichend und viele KZ-Häft-
linge, die in den Buna-Werken zur Zwangsarbeit eingesetzt wurden, starben aufgrund der Mangelernährung und 
der anstrengenden körperlichen Arbeit. Die Eiweißwurst war eine künstlich hergestellte Wurst aus nichttierischen 
Stoffen, da Fleisch im Krieg eine Mangelware war. Sulfitablauge bzw. Sulfitlauge bezeichnet eine wässrige Lö-
sung zur Gewinnung von Zellstoff aus Holz. Aus ihr werden heute noch eiweißhaltige Futtermittel gewonnen.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 528 Buna-Werke GmbH, Schkopau, Nr. 1104, Bl. 4.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-07/quelle-07e/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-07/quelle-07e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=2218254


155

Z
w

an
g

sa
rb

e
it

 im
 N

at
io

n
al

so
zi

al
is

m
u

s

Q 7f:   Bericht des ehemaligen KZ-Häftlings Salomon Ledermann über das KZ 
Langenstein-Zwieberge (Außenlager vom KZ Buchenwald) vom 24. Januar 
1967

Der ehemalige KZ-Häftling Salomon Ledermann gab 1967 seine Erinnerungen an den Lebens- und Arbeitsalltag 
im KZ-Außenlager Langenstein-Zwieberge im Zuge staatsanwaltlicher Ermittlungen gegen NS-Verbrecher des 
Lagers wieder.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-07/quelle-07f/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-07/quelle-07f/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=7195
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 25 Dokumentensammlung des SED-Bezirksparteiarchivs Magdeburg, Nr. V 3/6/109, Bl. 80.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-07/quelle-07f/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=7195
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 25 Dokumentensammlung des SED-Bezirksparteiarchivs Magdeburg, Nr. V 3/6/109, Bl. 82.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 25 Dokumentensammlung des SED-Bezirksparteiarchivs Magdeburg, Nr. V 3/6/109, Bl. 81.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-07/quelle-07f/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=7195
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Q 7g:   Bericht des ehemaligen KZ-Häftlings Serge Saudmont über das  
KZ Langenstein-Zwieberge (Außenlager vom KZ Buchenwald) vom  
10. September 1974

Der ehemalige KZ-Häftling Serge Saumont gab 1974 seine Erinnerungen an den Lebens- und Arbeitsalltag im 
KZ-Außenlager Langenstein-Zwieberge im Zuge Aufarbeitungen von NS-Verbrechen durch die Bezirkskommissi-
on der Verfolgten des Naziregimes (VdN) im Rat des Bezirks Magdeburg wieder. Der Verfasser des Erinnerungs-
berichts war bis zum Eintritt in die Rente Politischer Mitarbeiter im Zentralkomitee (ZK) der Kommunistischen 
Partei Frankreichs (FKP).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-07/quelle-07g/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=7195
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 25 Dokumentensammlung des SED-Bezirksparteiarchivs Magdeburg, Nr. V 3/6/109, Bl. 118.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-07/quelle-07g/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=7195
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 25 Dokumentensammlung des SED-Bezirksparteiarchivs Magdeburg, Nr. V 3/6/109, Bl. 118 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-07/quelle-07g/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=7195
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 25 Dokumentensammlung des SED-Bezirksparteiarchivs Magdeburg, Nr. V 3/6/109, Bl. 119.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-07/quelle-07g/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=7195
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Q 7h:   Auskunft des Generalbevollmächtigten für Chemie in Berlin an den 
Generalbevollmächtigten für Chemie in Halle vom 1. Juli 1944 betreffend die 
Zwangsarbeit von ungarischen Jüdinnen und Juden aus den Konzentrations- 
und Vernichtungslagern

Mit diesem Schreiben wandte sich der Generalbevollmächtigte für Chemie in Berlin und Justitiar der I.G. Farben, 
August-Martin Euler, am 1. Juli 1944 an den Generalbevollmächtigten für Chemie in Halle. Er informierte über 
die Möglichkeiten des Einsatzes ungarischer jüdischer KZ-Häftlinge zur Zwangsarbeit in der Rüstungsindustrie.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 528 Buna-Werke GmbH, Schkopau, Nr. 481, Bl. 9.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 528 Buna-Werke GmbH, Schkopau, Nr. 481, Bl. 9 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-07/quelle-07h/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-07/quelle-07h/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=2224746
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Q 7i:   Aktennotiz der Personalabteilung der Buna-Werke Schkopau vom 1. Juli 1944 
über die Zuweisung ungarischer jüdischer KZ-Häftlinge als Zwangsarbeitende

Diese Aktennotiz der Personalabteilung der Buna-Werke Schkopau entstand in Reaktion auf die Auskunft des 
Generalbevollmächtigten für Chemie in Berlin, August-Martin Euler, betreffend den Zwangsarbeitereinsatz von 
ungarischen jüdischen KZ-Häftlingen in Rüstungsbetrieben (vgl. Q 7h). 

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 528 Buna-Werke GmbH, Schkopau, Nr. 481, Bl. 12.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 528 Buna-Werke GmbH, Schkopau, Nr. 481, Bl. 12 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-07/quelle-07i/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-07/quelle-07i/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=2224746
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Q 7j:   Schreiben eines ehemaligen belgischen Zwangsarbeiters der Junkerswerke in 
Dessau an das Stadtarchiv aus dem Jahr 2000

Im November 1942 verschleppten die deutsche Besatzer den damals 22-Jährigen Carl Jacobs als „Dienstver-
pflichteten“ in das Deutsche Reich. Nach einer kurzen Schulung musste er in Dessau bei den Junkers-Flugzeug-
werken (Ifa) und beim Junkers-Motorenbau (Jumo) als Flugzeugbauer Zwangsarbeit leisten. In seinem Bericht 
geht er auf die Arbeitsbedingungen, die Unterkunft in den Lagern, die Verpflegung und die Behandlung der 
Zwangsarbeiter ein. Die Behandlung von Zwangsarbeitenden war allgemein sehr schlecht. Doch infolge der 
„Rassenideologie“ der Nationalsozialisten wurden Zwangsarbeitende aus Westeuropa besser behandelt als sol-
che aus Osteuropa. Die meisten Zwangsarbeitenden wurden nach Kriegsende weder von der DDR noch von 
der Bundesrepublik für das Unrecht entschädigt, welches ihnen während der NS-Diktatur angetan wurde. Im 
Jahr 2000 wurde auf Initiative der Bundesregierung die Stiftung „Erinnerung, Verantwortung und Zukunft“ für 
Entschädigungszahlungen an ehemalige Zwangsarbeitende gegründet. Deutsche Unternehmen, die im Krieg 
von Zwangsarbeit profitiert hatten, zahlten für diesen Zweck in die Stiftung ein. Ehemalige Zwangsarbeitende 
mussten für die Antragsstellung die Zwangsarbeit in Deutschland nachweisen. In diesen Kontext ist auch der 
Brief zu setzen.

JACOBS Carl

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-07/quelle-07j/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-07/quelle-07j/
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Stadtarchiv Dessau-Roßlau, S18.03-17, Bl. 1.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-07/quelle-07j/
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Stadtarchiv Dessau-Roßlau, S18.03-17, Bl. 2.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-07/quelle-07j/
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Stadtarchiv Dessau-Roßlau, S18.03-17, Bl. 3.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-07/quelle-07j/
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Stadtarchiv Dessau-Roßlau, S18.03-17, Bl. 4.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-07/quelle-07j/
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Stadtarchiv Dessau-Roßlau, S18.03-17, Bl. 6.

Stadtarchiv Dessau-Roßlau, S18.03-17, Bl. 5.

JACOBS Carl

Jacobs

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-07/quelle-07j/
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Q 7k:   Schreiben einer ehemaligen belarussischen Zwangsarbeiterin der 
Junkerswerke in Dessau an das Stadtarchiv aus dem Jahr 2000

1943 wurde die elfjährige Sinaida von den deutschen Besatzern aus ihrem Dorf in Belarus verschleppt und muss-
te in den Junkers Flugzeug- und Motorenwerken in Dessau Zwangsarbeit leisten. In ihrem Brief vom 22. Juni 
2000 schildert sie ihre Erfahrungen als Zwangsarbeiterin (sog. „Ostarbeiterin“). Die meisten Zwangsarbeitenden 
wurden nach Kriegsende weder von der DDR noch von der Bundesrepublik für das Unrecht entschädigt, welches 
ihnen während der NS-Diktatur angetan wurde. Im Jahr 2000 wurde auf Initiative der Bundesregierung die Stif-
tung „Erinnerung, Verantwortung und Zukunft“ für Entschädigungszahlungen an ehemalige Zwangsarbeitende 
gegründet. Deutsche Unternehmen, die im Krieg von Zwangsarbeit profitiert hatten, zahlten für diesen Zweck in 
die Stiftung ein. Ehemalige Zwangsarbeitende mussten für die Antragsstellung die Zwangsarbeit in Deutschland 
nachweisen. In diesen Kontext ist auch der Brief zu setzen.

Stadtarchiv Dessau-Roßlau. ohne Signatur

TRANSKRIPTION:

Ich Kireewa Sinaida Petrowna, geborene Sidorenko Sinaida Petrowna, bin 1932 im Dorf Dworezkaja Sloboda Rogatschew Rayon 
Gomelsk Gebiet Weißrussland (Dorf Dvorets Sloboda Bezirk Rahachow Gebiet Gomel in Weißrussland) geboren. Im August 1941 
war unser Dorf von die deutsche Truppen besetzt. Es wurde eine sehr schwierige Besatzungs Regime eingestellt.
Im Sommer 1943, ich glaube im Mai-Juni Monate sind im Dorf Gerüchte durchgegangen, daß die Deutsche mit die Ortspolizei die 
Kinder nach Deutschland abholen wollen. In dieser Zeit wurde mein Vater mit Gewalt von die Deutsche zur Abwehrschutzengra-
ben zu Ausgraben mitgenommen. Meine Mutter ist noch vor dem Krieg verstorben. Ich wohnte mit die Stiefmutter, sie war ein gu-
ter Mensch, und hat die Mutterstelle vertreten. Als ich erfahren habe daß die Kinder gefangen werden und werden nach Deutsch-
land geschickt, habe ich mich unter dem Bett versteckt. Im Haus kamen die Deutsche herein, haben mich gleich gefunden, haben 
mich unter dem Bett herausgezogen und zur die bedeckten Autos geschleppt, da waren schon viel Kinder und Halbwüchsige drin.
Die Mutter hats noch geschaft mir ein Bündelchen mit Essen nach zu werfen. Als die Autos mit Kinder und Halbwüchsigen voll 
waren, wurden alle nach dem Dorf Dworanainowitschi (???) gebracht und danach zur Bahnstation Krasnij Bereg und dort in die 
Güterwaggons eingeladen. Bis nach Polen sind wir in verschlossenen Waggons gefahren. Für die Natürlichebedarfe haben wir ein 
Bodenloch benutzt. Es war stickig, stinkend und wehmütig. Später wurde ich unter andere Kinder und Erwachsene in verschie-
dene Lagern in Deutschland gebracht. Im Gedächtnis ist mir ein kurzzeitige Aufenthalt in Königsberg geblieben. In irgendeinem 
Lager in einer Gruppe von Kinder, wo ich auch dabei war, wurde das Blut untersucht. Ich kam nicht in der Gruppe, die ihr Blut 
für die deutsche Soldaten abgeben mußte, sondern wurde in den Verteilerlager Zittau geschickt. Aus dem Lager Zittau wurde ich 
nach Dessau an der Elbe geschickt, wo ich in der Flugzeugfabrik gearbeitet habe (erst jetzt weiß ich, daß es die „Junkerswerk“ 
war).Gewohnt habe ich im Lager zusammen mit andere Sowjetkinder und Halbwüchsige, eine Teil von ihnen wurde in eine Papier-
fabrik zur Arbeit geführt. Gwohnt haben wir in Baraken […]. Der Lager war mit Stacheldraht umgeben, es befand sich im Wald, 
daneben war ein Pumpenhaus. Zum Betrieb wurden wir unter der Wache gebracht. An die Aufseher im Lager und im Betrieb kann 
ich mich nicht erinnern. 
Da ist allerlei passiert, habe Schläge ins Genick bekommen und auf die Hände. Aber waren auch Fälle, da habe ich von jemand ein 
bischen Brot bekommen. Und für immer ist in mein Gedächtnis ein Fall geblieben. In einen Verteilerlager (Die Stadt weiß ich nicht 
mehr), hat ich eine Ohrenentzündung. Ich heulte von Schmerzen und mich rettete eine deutsche Frau. Ich weiß nicht warum sie 
im Lager war, sie hat mich aus dem Lager mitgenommen, und ihr Bruder ein Arzt, hat mich operiert. (Gebe Ihnen, Gott, Gesund-
heit.) Aus dankbarkeit habe ich für ihren Kinder Socken und Fausthandschuhe gestrieckt.
In der Flugzeugfabrik habe ich Teile zur Arbeitsplätze getragen. Habe im Depot Kiste mit Teile bekommen (keine leichte Arbeit) 
und habe sie nach den Hinweisen hingebracht. Ich weiß noch, daß neben mir eine Frau Anna aus Belgien gearbeitet hate und 
sie hat mir geholfen, daß ich in eine ander Werkstatt überführt wurde […]. Die Stadt wurde bombardiert. Es war furchtbar. Aber 
am Ende von März oder Anfang von April sind die amerikanische Truppen in die Stadt hereingekommen. Aber wir, eine Gruppe 
von Kinder, sind der Sowjetarmee entgegengegangen. Ich glaube wir sind bis an die Oder gekommen. Uns hat eine Truppe von 
der Sowjetarmee aufgenommen und hat uns gefuttert (die Nummer von der Truppe weiß ich nicht mehr). Danach haben wir ein 
Begleiter bekommen und ein Schrieftstück, daß verpflichtet der Gruppe von Kinder eine Hilfe zu leisten und wurden nach Brest 
geschickt. Von hier wurde ich nach Hause geschickt. Ich habe ein kleines Foto von mein Betriebsausweis aufbewahrt, die Nummer 
ist oder 23457 oder 73457. Ich sende Ihnen eine Kopie davon. Ich brauche eine Bestätigung, daß diese Nummer zu der Flugzeug-
fabrik „Junkers“ gehören.
Ich bin Ihnen alle dankbar für Ihre Aufmerksamkeit an mich und dafür, daß gerade die Deutsche objektiv auf ihre vor kurzem ge-
schehene Geschichte zurück schauen, und sie versuchen es nicht zu vertuschen und nicht zu beschönigen.
Ich verlasse mich auf ihre Hilfe.

Mit herzliche Grüßen
Sinaida Kireewa (Sidorenko)

Novikova Sinaida Ivanova, geborene Kotova Sinaida Ivanova 

Sinaida Novikova (Kotova)

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-07/quelle-07k/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-07/quelle-07k/


171

Z
w

an
g

sa
rb

e
it

 im
 N

at
io

n
al

so
zi

al
is

m
u

s

TRANSKRIPTION:

[…] Bei der Stadt Mosty landeten deutsche Einheiten. Wir wurden eingekesselt. Mit uns waren ein Meer von Soldaten und Offizie-
ren. Alle bemühten sich, die belagerte Region über die Pinsker Sümpfe zu verlassen. Wegen des schweren Marsches waren alle 
hungrig und erschöpft. Selbst die Pferde konnten nichts mehr laufen. Wir entschieden, in einem polnischen Haus zu übernachten. 
Ein Pole empfing uns freundlich. Er gab uns Tee und führte uns zu einem Stall. Als wir schliefen, schickte er seine Tochter zu den 
Deutschen. Die Deutschen belagerten uns und nahmen uns gefangen. Mit LKWs wurden wir in die Stadt Suwalki in Polen ge-
bracht. Da gab es bereits viele Kriegsgefangene. Nächste Station war Grodno. Dann ging es weiter, das Feldlager Nr. 320. Danach 
wurden wir nach Kronken [sic?] überwiesen. Dort bauten wir die Schnellstraße Berlin-Warschau-Moskau. Danach wurden wir in 
die Stadt Magdeburg verlegt, arbeitete ich vom Januar 1942 bis April 1945 in Krupp-Werk und im Betrieb Buckau-Wolf. 
Die Lebensbedingungen in Kriegsgefangenschaft waren unbeschreiblich schwer. In einer Baracke lebten 1.300 Gefangene. Wir 
schliefen auf den nackten Prischen. Wir trugen Holzpantoffeln. Jeder hatte auf der Jacke seine persönliche Lagernummer. Ich 
hatte die Nummer 4110. Zur Arbeit führten uns Wächter mit Hunden. Der Arbeitstag dauerte 12 Stunden. Das Essen war sehr 
schlecht. Für den ganzen Tag gab es 250 g Ersatzbrot und eine Suppe aus ungeschälten Rüben- und Kohlstücken. Ich war vor 
Hunger angeschwollen und konnte nicht mehr gehen. Die Gefangenen mussten Schläge und Erniedrigungen ertragen. Die Faschis-
ten betrachteten uns als Untermenschen. 

Bei den Deutschen gab es auch gute Menschen. Einmal sollte ich wegen Sabotage bei der Arbeit ins KZ geschickt werden. Ein 
Deutscher rettete mich. Der Mann hatte früher in Russland gearbeitet. Er hieß Otto Struwe. Ein belgischer Kriegsgefangener na-
mens Ulem (oder William) Schipere) rettete mich vor Hungertod. Er kam aus der Stadt Lüttich. Er gab mir häufig etwas aus den 
Päckchen, die er vom Roten Kreuz erhalten hatte. Die russischen Kriegsgefangenen erhielten doch keine Hilfe. Ich möchte mich 
bei den Menschen bedanken, die uns halfen. 

Am 12. April stießen die Amerikaner nach Magdeburg vor. Wir Kriegsgefangene wurden in einen Luftschutzbunker getrieben. Die 
Deutschen hatten vor, uns mit Giftgas zu töten. Völlig überraschend kann ein deutscher Unteroffizier und befahl, alle Gefangene zu 
befreien. Die Gefangenen gingen weg. Die Deutschen verließen die Stadt in Panik. Mein Freund und ich versteckten uns auf dem 
Friedhof. Dort verbrachten wir die ganze Nacht. Am Morgen versteckten wir uns noch einige Zeit in einem Abwasserrohr. 

Die Amerikaner, die die Stadt befreiten, behandelten uns sehr gut. Das waren einfache und freundliche Soldaten. Ich lebte einen 
Monat bei den Amerikanern. Danach wurden wir an die Russen übergeben. Ich wurde einer Prüfung ausgesetzt und diente an-
schließend noch ein Jahr als Schreiber in der 5. Gardearmee. Im Mai 1946 wurde ich aus der Armee entlassen. Von Wismar aus 
fuhr ich nach Hause.

Q 7l:   Brief eines ehemaligen sowjetischen Kriegsgefangenen, der in Magdeburg 
Zwangsarbeit leisten musste, an den Verein KONTAKTE-KOHTAKTbI vom  
20. März 2006

Die sowjetischen Kriegsgefangenen gehören zur zweitgrößten Opfergruppe der NS-Verbrechen: Von 5,7 Millionen 
Rotarmisten in deutscher Gefangenschaft starben mit 3,3 Millionen mehr als die Hälfte. Die meisten starben im 
Winter 1941/42, da die bereitgestellten Nahrungsmittelrationen nicht ausreichten und die Wehrmacht zudem be-
gann, die Kriegsgefangenen für Arbeitseinsätze im Deutschen Reich einzusetzen. 

In der Sowjetunion galten Kriegsgefangene und Zwangsarbeitende nicht als Opfer des Nationalsozialismus, son-
dern wurden in der Regel als Verbündete und Unterstützer des NS-Regimes wahrgenommen. Die meisten von 
ihnen begannen erst nach dem Ende der Sowjetunion von ihren Erfahrungen zu berichten. 

In Deutschland wurden die sowjetischen Kriegsgefangenen erst im Mai 2015 von der Bundesregierung offiziell als 
Opfer des Nationalsozialismus anerkannt und den noch Lebenden eine finanzielle „Anerkennungsleistung“ zuge-
sprochen. Der Verein KONTAKTE-KOHTAKTbI aus West-Berlin setzte sich seit 2003 für überlebende sowjetische 
Kriegsgefangene ein. Er sammelte Spenden und schickte diese an Überlebende. Im Zuge dessen entstand ein 
reger Schriftverkehr zwischen dem Verein und Überlebenden und ihren Familien. 

Dieser Brief wurde von Ewelina Wasiljewna Starowerowa, Tochter von Wasilij Jefimowitsch Perminow, in seinem 
Auftrag verfasst und 2006 an den Verein KONTAKTE-KOHTAKTbI gesandt. Der Verein übersetzte den Brief ins 
Deutsche. Darin berichtet der ehemalige sowjetische Kriegsgefangene über seine Gefangennahme durch die 
Wehrmacht und seinen Arbeitseinsatz in Magdeburger Großbetrieben. Dieser Brief ist eine Übersetzung des rus-
sischen Originals durch den KONTAKTE-KOHTAKTbI.

KONTAKTE-KOHTAKTbI –Verein für Kontakte zu Ländern der ehemaligen Sowjetunion
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Q 7m:   Brief der ehemaligen Zwangsarbeiterin Dina Kowalenkowa aus der Ukraine an 
das Landesarchiv Magdeburg aus dem Jahr 1999

Die meisten Zwangsarbeitenden wurden nach Kriegsende weder von der DDR noch von der Bundesrepublik 
für das Unrecht entschädigt, welches ihnen während der NS-Diktatur angetan wurde. In der Sowjetunion galten 
Kriegsgefangene und Zwangsarbeitende nicht als Opfer des Nationalsozialismus, sondern wurden in der Regel 
als Verbündete und Unterstützer des NS-Regimes wahrgenommen. Die meisten von ihnen begannen erst nach 
dem Ende der Sowjetunion von ihren Erfahrungen zu berichten. In den 1990er Jahren kam es zu einigen Einzel- 
und Sammelklagen von ehemaligen Zwangsarbeitenden gegen deutsche Unternehmen. Im Jahr 2000 wurde auf 
Initiative der Bundesregierung die Stiftung „Erinnerung, Verantwortung und Zukunft“ für Entschädigungszahlun-
gen an ehemalige Zwangsarbeitende gegründet. Deutsche Unternehmen, die im Krieg von Zwangsarbeit profitiert 
hatten, zahlten für diesen Zweck in die Stiftung ein. Ehemalige Zwangsarbeitende mussten für die Antragsstellung 
die Zwangsarbeit in Deutschland nachweisen. In diesen Kontext ist auch der Brief der ehemaligen Zwangsarbei-
terin Dina Kowalenkowa aus der Ukraine an das Landesarchiv Magdeburg aus dem Jahr 1999 einzuordnen. Im 
Brief fragt sie nach Unterlagen, die belegen, dass sie Zwangsarbeit in Deutschland leisten musste, und geht dabei 
auch auf ihren Lebens- und Arbeitsalltag im Krieg ein. 

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/thema-07/quelle-07m/
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